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Vorwort

Das ente Heft unserer "Mitteilungen" vom September L992 hat ein positives Echo gefunden. Auch
die Grünörng des Instituts ist allerorts wohlwollend aufgenommen und begrüßt worden. Das erste
Jahr hat gezr:igt, d.R es nicht nur sinnvoll, ja überftillig war, nach Gterreich, der Schweiz, Belgien,
England, Italien und Spanien auch in Deutschland ein Ftideralismus-Instihrt zu errichten, Es wurrde
auch deutlich, welch großes Interesse an Fragen des deutschen Ftideralismus gerade im Ausland
bestehr

Deses zweite Heft enth?ilt in seinem ersten Teil Reden und Ansprachen, die aus Anlaß der feierlichen
Eröffuung des Instituts am 19. September 1992 kn Sprengel-Museum Hannover gehalten wurden. Die
Begrüßungsworte des Niedersächsisdren Ministerpr?isidenten Gerhard Schräder werden hier ebenso
abgedruckt wie die Ansprache des h?isidenten der ehem. Sowjetunion, Michail Gorbatschow, sowie
die Feswortr?ige des Direktors des kstiruts für Fäderalismus in Fribourg (Schweiz), Prof. Dr. Dr. h.c.
Thomas Fleiner-Genter, und des Gesch?iftsführenden Direlton des Deutschen Instituts für
Fätieralismusforschung, Prof. Dr. Hans-Peter Schneider.

Im zweiten Teil wird der neue Forschungsschwerpunkt "Fiirfuralismus und Demokratie in Osteuropa
insbesondere in Nachfolgestaaten der UdSSR" vorgestellt, und zwar mit einem Beitrag unseres neuen
Mitaöeiten, Dr. Johannes Ch. Traut, über "Rußland in Europa", einem Beitrag von Prof. Dr.
Michael Benjamin über 'Ftideralismus in Rußland 1993" sowie einer Auswahlbibliographie zum
Ftkleralismus in der GUS. Dr. Traut hat, bevor er zu Beginn des Jahres nach Hannover wechselte, als
Gasprofessor den Fachbereich Politikwissenschaften der Lomonossow-Universi*it Moskau aufgebaut
Er ist haupwerantwortlicher Redakteur der von der Philosophischen Fakulüit der Lomonossow-
Universität gemeinsam mit dem Parms-Archiv herausgegebenen auch in deuscher Sprache er-
scbeinenden Zeitschrift 'Der russische Gedanke" sowie Redakteur und Beiraamitglied der von der
Akademie der Wissenschaften Rußlands herausgegebenen deutschsprachigen Vierteljahresscbrift
"Gesellscbaftswissenschaften". Vorher warer sieben Jahrc in Cheju (Südkorea) als Associated Profes-
sor an der humanwissenschaftlichen Fakultät der dortigen Nationaluniversitat tätig.

Daräber hinaus enth?ilt das Heft die ständigen Rubriken "Annotationen" und "Informationen" sowie
als Anhang einen Pressespiegel mit den wichtigsten Prresseberichten über die Ertitrung des Instituts
und tiber Veranstaltungen, die das Institut durchgefthrt hat.

Prof. Dr. Hans-Peter Schneider
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I. Festakt anläßlich der Eröffnung des Instituts

Programm:

Begrüßung und Eröffrrung des Instituts

durch den Ministerpr?isidenten

des Landes Niedersachsen

Gerhard Schröder

Grußwort des Direktors

des Instinrts für Fäderalismus

der Universität Fribourg (Schweiz)

Prof. Dr. Dr. h.c. Thomas Fleiner-Gerster

Aufgaben und Perspelciven deutscher

und europäischer Föderalismusforschung

Prof. Dr. Hans-Peter Schneider

Ansprache des Präsidenten

der ehem. UdSSR

Michail Gorbatschow
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Begrüßung und Eröffnung

durch den Niedersächsischen Ministerpräsidenten,

Gerhard Schräder

Sebr verchrte Damen und Herren,

in diesen Tnitendie Notrnendigkeit eines Föderalismus-Instituß begränden zu wollen, wdre so sinn-
reich wie der Versuch, sie vom Nutzen wissenschaftlichen Forscbens überhaupt überzeugen zu wol-
len. Gleich reihenweise zerfallen die Zentralstaaten und ein Ende dieses Prozesses ist nicht abzuse-
hen. Die große und m?ichtige Sowjenrnion machte den Anfang; binnen Monaten zerfielen politische
Strukturen einer Weltmacht zu Staub.

Ihre Völker zuchen ebenso nach staatlicher Selbstbestimmung wie die des ebemaligen Jugoslawiem
und neuerdings auch der Tschechoslowakei. Wir erleben eine Entwicklung, die uns vor wenigen Jah-
ren noch mit Hoftung auf eine bessere hkunft der osteuropiüschen Völkergemeinschaft erfüllt
hätte; eine Entwicklung, dercn hotrungsvolle Beuteil'rng nischenzeitlich mit Blick auf die Ereig-
nisse im Baltikum, in Creorgien und in Aserbeidschan deutlicher Skepsis gewichen war und die wir
im Angesicht nicht enden wollender bnrtalster Schlächtereien im ftäheren Jugoslawien nur noch mit
ohnmächtigem Entsetzen beobachten können. Wir müssen zur Kenntnis nehmen: Das Recht auf
Selbstbestimmung bleibt im Bestad überkommenden Völkerrechts ohne Altemative - ein Garant für
den Schutz der Menschenrechte und Dauerhaftigkeit des Friedens ist Selbstbestimmung nicht, wenn
sie ohne Rücksicht auf geschichtlich geronrene Realitäten, zu der auch Grenzsicherungen gehören,
als Anspnrch auf staatliche Souveränität durchgeseta wird

Gleichwohl - nur Ignoranten wänschen sich die Gegenwart von Ost-West-Kqnflikt, kaltem Krieg und
statiscber Blocktildung zurück. Weder war diese Konstellation bei genauerem Hinsehen der Vergan-
genbeit der Garant für den sicheren Weltfrieden - von Korca tiber Vietnam, den Nahostkonflilc und
die Auseinandersetzungen in der sogenannten Dritten Welt zieht sich die Blutspur, an der die bipola-
re Aufteilung der Welt ihre historische Verantwortung trägt. lVocä könnte eine Reprise dieses Kon-
zepts ernsthaft etwas arr Uisung beute aktueller Konfliktherde beitragen. Ganz im Gegenteil würde
die gewalsame Unterdräckung des Wunscües nach Achf,rng eigener kultureller Identit?it und politi-
scher Selbstbestimmung schon heute den Boden für dauerhafte Unversöhnlichkeit zwischen den
Völkem neu bereiten. Die Zrkunft Europas - und dies sage ich mit Bedacht nicht beschränkt auf
Osteuropa - darf und ftann ag1 in der Entwicklung und Stabilisierung politischer Hernchaftsformen
liegen, die das ftdernde Miteinander, mindestens aber das friedliche Nebeneinander verschiedener
Ethnien, Identitäten und Selbstverst?indnisse innerhalb bestehender staatlicher Grenzen erlauben.

Dazu lrann uns die Ftkleralismus-Forschung hoffentlich wertvolle Beiuäge leisten; das Thema ihres
übermorgen beginnenden ersten wissenschaftlichen Symposiums zeigt jedenfalls sowobl von der
Fragestellung wb von den zu ihrer Beantwornrng eingeladeren Personen ber, daß die Bereitschaft
und der fese Wille dazu besteht. Es zeigt mir aber ebenso, daß der Tlpus westdeutscher Demokra-
tiegestaltung nicht unkritisch als fertiges Therapiekonzept bereitgehalten wird. Mit Blick auf den
Zustand des bundesdeutschen Ftideralismus sehe ich dazu auch keinen Anlaß.

Weit vor der vm den Ländem häufig mit allzuviel larmoyanz und zu wenig erkennbaier konlrreter
Gegenvorstellung begleitercn Europäisienrng der Staasaufgaben hat etwa auch in der Bundesrepublik
die Erosion der ftilerativen Ondnung stattgefunden. Anfangs noch fast .verschämt versteckt in
"gemeinsarner Fondsvem'altung", "Gemeinschaftsaufgaben" usw. hat diese Erosion im Stichwort vom
'tooperativen Ftkleralisrnus" ihr€n politisctren Ausdnrck gefunden, der in den 70er Jahren die Runde
machte und sich trotz chamäleongleicher Ausstatnrng in das Arsenal verfassungsrechtlicher
Gnrndbegritre eingeschlichen bat. All dies werden - befürchte ich - Kleinigkeiten im Vergleich zu
den Opfem sein, die den L?indem zur Herstellung der politiscben Einheit in der Europ?üschen Ge-
meinschaft noch abverlangt werden Beschwönrngsformen, wie wir sie gerade in dieser Woche zur
Eröffoung des Deutschen Juristentages aus dem Munde des Bundeskanders hören konnten ("die Zr-
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kunft der Europiüschen Union kann nur eine fikleralistische sein"), helfen da wenig. Bislang sebe ich

nicht, daß uoi Seiteo der europiüschen Institutionen ausreichend Sensibilität gegenüber den

färl,eralistischen Traditionen der bundesdeutschen Demokratie geznigt würde. Hier wie bei den

meisten Mitgliedstaaten scheint mir die Eimichtung von demokratischen Zwiscbengewalten immer

noch als Widenpmch mmZielder europäischen Einigung empfunden zu werden. Solange das so ist,

wird der Sog der europdischen 7*ntali mm Nachteil der L?inder anhalten. Und ich sehe nicht, daß

die Verankerung efwa des Subsidiaritätsprinzips im Vertragswerk von Maastricht und die StZirkung

von Kompetenzen des Europaparlaments hier angemessenen Ausgleich schaffen wird-

Meine Damen und Herren, ich darf zum Schluß kommen und Ihnen venaten, daß im ftühen 19.

Jabrhundert der liberale französische Adelige und Staatsmann Alexis de Tocqueville nach seiner

ersten Amerikareise bereis za &r emüchternden Feststellung kam: "In einem stark zentralisierten

Lande eine Volksvertretung einzuführen, heißt also das Übel vermindem, das die übertriebene

Zentralisienrng verursacheikaoo, nicht aber es beseitigen!" Ich fieue mich, daß sich gerade hier in

Hannover engagierte Wissenschaftler auf die Spureisuche nach weiteren Ursachen des Übels

begeben, ooä 
-*ü*"h" - natürlich nicht uneigennützig - dem Deutschen Institut für

Föderalismusforschung viel Erfolg bei der Arbeir

Thomas Fleiner'Genster

Grußwort zur Gründungsfeier des

" Deutschen Instituts für Föderalismusforschungrr :

Acht Thesen zur Aktualität des Föderalismus

als Ordnungs-' Integrations- und Konfliktlösungsmodell

Vor fast genau einem Jahr hat Herr Prof. Schneider in unserem Institut in Freiburg i.Ue. die PlZine für

ein neueJ Fäderalismusinstinrt in Hannover geschmiedet. Heute steht das Institut bereits in seiner

vollen Blüte da. Für uns Schweizer und sicher auch für alle anderen Bürger großer und kleiner

fä<ieralistischer Staaten ist dies ein großer Tag. Die Grändung eines wissenschaftlichen Instituts für

Fäderalismusfonchung in der Bundasrepublik Deutscbland ist ein Symbol dafür, daß der derzeil

größte Staat der Europ?üschen Gemeinschaft mit dem Bekenntnis zu diesem Institut bereit und

iitt"* ist, sein ftkleraüstiscbes Gedankengut und seine fikbralistische Tradition, die sich bis auf die

mittelalterlichen, damals noch nicht national gebundenen politischen Bürgerschaften, Färstenttimer

und Grafschaften zurückfäbren lassen, in die WaagSchale der europdischen Finigung zu werfen'

Vor fast 200 Jabren hat Napoleon den Schweizem zugenrfen: 'Entweder seid Ihr in Zukunft mächtig;

aber dann müßt Ihr ein zentralistischer Einheitsstaat werden. Oder Ihr bleibt weiterhin ftkleralistisch

und deshalb unbedeutend." In der Tat ist der Färjeralismus die beste Schranke gegen ungehemmte

Großmachtpolitik, wenn der Bundesstaat seine Außenpolitik gemeinsam mit seinen Gliedsaaten

führt und öine außenpolitischen Interessen in erster Linie in den Dienst aller seiner Bundasglieder

stellt. Deshalb ist dieses Bekenntnis runeres deutschen Nachbam zum Fäderalismus für ein Land wie

die Schweiz, das ohne Fikleralismus nicht hätte überleben können und das hute vor der

Herausforderung der europäschen Finigung steht, in jeder Beziehung ermutigend'
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Meiner Ansicht nach scheint der Ftideralismus eine der wenigen Staatsformen zu sein, die die
mo&me Staatenwelt aus dem verkrampften, engen und ideologisierten nationalen Denken in eine
offenere intemationale Gemeinschaft führen kann. Der Fti<treralismus ist nicht auf dem Reisbrett
hochkarätiger Theorctiker entstanden. Er ist, wie der schweizerische Fäderalismus zeigt, aus dem
Erfahrungsschatz vielftiltiger, kleinräumiger Demokratien hervorgegangen, die rou der
Gegensätzlichkeiten versuchten ihre Schicksalsgemeinschaft derart zu gestalten, daß sie in einer
meist völlig andersartigen monarchischen, zentralistischen und offrnals feindseligen Umwelt
überleben konnten.

Worin liegt die Aktualität des Ftideralismus als Ordnungs-, Integrations- und l(snfliktlösungsmodell
posunoderner Gesellschaften? Die folgenden acht Tbsen mögen dies aufzeigen:

1. These: Legitimität

Das zentralistische Mehrheitsprinzip kann durch föderale Gewaltenteilung aufgebrochen
und durch ein sinnvolles Modell modernen, partnerschaftlicher und friedlicher
Konftiktlösung ergänzt werden-

Das Mehrheitspinzip genügt nicht mehr als einziges Modell moderner Konflihlösung des

modernen Staates. Es mutJ durch die Anerkennung autonomer Gruppenrechte mit
Partizipationsrnö glichkcit am M ehrheitse ntsc heid ergönzt werde n.

Das rcine Mehrheisprinzip der modemen Demokratie führt, wie schon Tocqueville gesagt hat, oft
zur Tyranrei der Mebrheit. Wenn es um das Schicksal der Gemeinschaft geht, darf die Mehrheit
nicht nur nach Köpfen und Individuen gewichtet werden. Jede einzelne, territorial gegliederte

Kultur-, Sprach- und Religionsguppe sollte als Einheit gleichberechtigt und unabhängig von ihrcr
Größe an der staatlichen Willensbildung partizipieren können. Die Gleichheit der Summen muß mit
der Gleichwertigkeit territorialer Finheiten in Einklang gebracht werden. Elementare Konflikte
lassen sich deshalb nicht mehr durch das reine Mehrheitsprinzip lösen, sondem nur durch das

partnerschaftliche, auf Solidarität und Gleichberechtigung der Gruppen aufbauende
Verhandlungsprinzip.

2. These: Macht und Verantwortung

Nur in föderalistischen Systemen können Macht und Kompetenzen den territorialen
Einheitm zugeordnet werden, die die Verantwortung zu tragen auch fähig sind.

Ein Grundprinzip moderner Organßation verlangt, datJ jede organisatorßche Einheit nur
über so viel Macht verfolgen darf, wie sie verantworten lcann.

Moderre multinationale Konzeme haben längst erkannt, daß das Geheimnis einer flexiblen und
effizienten Fährung in der Dezentralisation von Macht und Verantrn'ortung liegt. In vielen Staaten

bestimmt immer noch der zentrale Gesetzgeber die Organisationsform und den Umfang der
Mitbestimmung der Bärger in Regionen und Gemeinden. Kann dieser Gesetzgeber oder der
Zentralstaat auch die Verantwornrng dafür übernehmen, daß dit Organisationsformen den
hisorischen und kulturcllen Besonderheiten Rechnung tragen und die Demokratie der Regionen
gewährt ist? Körpenchrften, die beispielsweise über Spitalplanung und Gesundheitsvorsorge

entscheiden, mässen äber die bierftir erforderlichen Mittel verfügen und Einfluß nehmen können auf
die Auswahl und Ausbildrng des Personals sowie sicberstellen, daß die Planung den konkreten
Bedärhissen der Bevälkenrng entspricht. Wie viele modeme Konflilce sind letztlich gerade auf den
Umstand zurückzufühen, daß Regierungen über das Schicksal weitentfemter Regionen und
Menschen befinden, weil sie zvtar dant ermächtig sin{ aber für die Folgen ihrer Entscheide keine
Verantwortung tragen können. Ein sinnvolles Gleichgewicht von Macht und Veranrwortung läßt sich
daher letalich nur in dezentralisierten Einheiten verwirklichen.
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3.Ihese: Flexibilität

Nur in der fäderalistischen Dezentralisation läßt sich Demokratie derart verrirklichen'
daß den Bärger effizient auf staatliche Maßnahmen reagieren kann

Moderne Institutionen in Staat und Wirtschaft müssen so gestaltet sein, futJ ieder, der flir
andere Menschen entscheiden mup, auch selber die Folgen seiner Entscheidungen zu spüren

bekommt
Wer über den Bau eines Schulhauses entscheidet. soll nur über die finanziellen Mittel verfügen, die

ihm die Wähler, Steuerzahler und späteren Nutznießer des Schulhauses anvertraut haben. Wenn die

Zentralrcgierung über Spracbe und Curiculum der Schulen einer Region entscheidet, sind weder die

Minister noch die Beamten noch ihre Kinder dirch beroffen. Demnach werden ihre diesbezüglichen

Entscheide auch nicht mit der entsprechenden Sorgfalt vorbereitet sein. Einzig in einem Staatswesen,

das echte Autonomie für Regionen und Gemeinden gew?ibrleistet, sind auch die Regiercnden dem

Bürger so nabe, rtaß diese die unminelbaren Reaktionen auf ihre Entscbeide und Handlungsweisen zu

spären bekommen und sich demgem?ß verhalten können. Nur wenn die Bevölkerung dirckt auf

Fehlenscheide reagieren kann, läßt sich die stets notwendiger werdende Flexibilität auch im
politischen Bereich verwirklichen und durchsetzen.

4. These: Internationdität

Der Födenatismus hält ein Staatskonzept bereit, das nach aullen für weitere Integfation
offen ist.

Nur diejenigen Staaten, die nach at$en hin offen sind, könnenfür die Bewöltigung der immer

weiträwniger und internationaler werdenden Aufgaben gerüstet sein.

Der Nationalstaat mit seiner impermeablen, absoluten Souver?inität muß sich praktisch selber in
Frage stellen, wenn er sich öften und die immer vielf?iltiger werdenden Aufgaben im Rahmen der

internationalen Staatengemeinschaft lösen will. Demgegenüber lassen sich ftiderative Spteme nur in
einer offenen politischen Kultur verwirtlichen, in welcher Konflilte &rch Crespräcbs- und

Kompromißbere-itschaft ausgetragen und neben den individuellen Grundrcchten auch die Rechte von

kulturellen, sprachlichen und religiösen Gruppen anerkannt werden. Diese Vielfalt wird nicht als

Hemmschuh nationaler oder intemationaler Einheit empfunden, sondem ist vielmehr die Grundlage

fiü den Reichtum einer Schicksalsgemeinschaft, die von der Dynarnik ihrer verschiedenen

Cremeinwesen lebt

5. These: Vielfalt

Im Föderalismus kann die Fneiheit des Individuums mit der Freiheit der Gruppe in

Einklang gebrac.ht werden

Horizonnle Gewaltenteilung war fiir Montesquieu und ist für uns die VorausseEung fü, die

Freiheit des einzelnen. Vertilale At{teitung der Macht ist Voraussetzung, ton die Autonomie

und Selbstentfalung der sprachlichen, religiösen uttd kulnrellen Gruppen in einetn

übergeordneten Gemeinvresen zu sichern.

Die modeme Geschichte lehrt uns, daß die Atomisienrng der Gesellschaft in Mllionen von isolierten

Indivi&ren gefiibrliche Auswirkungen haben kann. Der Mensch ist als Indiviörum nur ft'ei, wenn er

sich auch in seiner Gruppe, d-h. Familie, Gemeinde und Kulturgemeinschaft, entfdten lrann- Neben

der heiheit des einzelnen muß daher auch der Gnrppe, d.h. der religiösen, ryrachlichen, lerritorialen

oder kulturellen Gemeinschaft, Eigenst?indigkeit und Autonomie zugestanden werden. In einem

fckteralistischen Staatswesen l?ißt sich eine solcbe begrenae Autonomie und heiheit verwi*lichen,

ohne die unerläßliche Solidarität mit der übergeordneten Gemeinschaft zu geftihrden. Dagegen wird

der zentralistische Nationalstaat durch die Autonomiebestrcbungen seiner Gnrppen völlig in Frage

gestellt. Der ftileralistische Staat ist weitaus flexibler, er kann pragmatisgh mebr Autonomie

iew:inren oder mehr Solidarität fordem, ohne sich selber aufzugebea. fä1ihn ist die Autonomie der

ienitorialen Einheiten unerllßlicher Reichtum seiner kulturetlen Vielfalt und ebenso wichtig wie die

Fneiheit des einzelnen.
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6. These: Sozialer Ausgleich

Der Föderalismus enlaubt den notwendigen sozialen Ausgleich zwischen den
verschiedenen Regionen.

Soziale Gerechtigkeit im heutigen Staat verwirHicht sich nicht nur über den Ausgleich
zwßchen den Sozialpartnern, sondern auch zwischen den entwickelten reichen
I ndus triezentren und de n zurückgebliebenen arme n Randgebieten.

Der modeme Gesetzgebungsstaat hat die Voraussetzungen für den sozialen Ausgleich zwischen
Arbeitnehmem und Arbeitgebem geschaffen. Die zentralistisch orientierte Marttwirtschaft hat aber
zu mensctrenunwürdigen, die Umwelt gefihrdenden Großzentren gefübrt und die wirtschaftlich
schwachen Randregionen weiter entvölkert. Der Ftideralismus dagegen ergänzt den Ausgleich
arischen den Sozialpartnem und bemüht sich um eine gerechte Verteilung nischen den
zurückgebliebenen Randregionen und den wirtschaftlichen Großzentren, denn in den Bundesstauen
stehen die bevölkerungsarmen Gliedstaaten schwacher Regionen den großen Regionen als

gleichberechtigte Partner gegenüber. Sie sind zwar wirtschaftlich schwach, xfop1 wgnigsfens politisch
gleichberechtigt. Zudem können sie über den Finanzausgleich effizienter am wirtschaftlichen
Wohlstand des Gesamtstaates partizipieren als die Randregionen zentralistischer Staaten

7. These: Menschenwü,rde

Voraussetzung jeder föderalistischen Staatskonzeption ist die Anerkennung der
Menschenrechte, d.h" das Bekenntnis zur \üürde des Menschen.

Der Föderalßmus kiJ3t eine überholte, einheitliche, zentrale und unteilbare absolutistische
Sicht der Souvercinitöt nicht zu. Souverönitdt ist aber nur dann teilbar, wenn man ihre
Grenzen akzeptiert. Ohne die Garantie der Menschenrechte kann der föderafisrtsche
Bundessaat nicht bestehen. Ohne ÖXnung nach ar$en ist echter Föderalismus nicht denkbar.

Staatlicbe Macht und Souveränität müssen offen und teilbar sein. Die Väter der arnerikanischen
UnabhängigkeitserH?irung haben den Beweis eöracht, daß letzte Souveränität immer in der Wtirde
des einzelnen Menschen liegen muß. Der Staat, wie er auch aufgebaut sein mag, kann daher nur
einen Teil von Souverdniüit für sich in Anspruch nehmen. Der fti<bralistische Verfassungsstaat, der
per se nur beschränkte Souver?inität akzeptieren kann, ist die konsequente Folge eines
Verfassungsdenkens, das den Menschen ins Zentrum rüclr und die Staatssouveränität in den Dienst
der Menschen stellt.

Das Konzept der teilbarcn Souveränität ist nur denkbar in einem Staat, der nicht allein nach innen,
dh. gegenüber seinen Bürgem, den "citoyens", sondem auch nach außen geötret ist. Ein definitiver
territorialer Abschluß für die einzelnen Gliedstaaten oder die Nation w?ire nicht denkbar. Der
fti<bralistische Staat ist offen für eine Teilung im Innem, aber auch offen für eine Integration nach
außen. Die Aufgabenteilung nach dem hinzip der Subsidiarität und die Wahrnehmung der Aufgaben
durch demokratische Entscheidungsbildung sind die Grundlagen eines echten Ftkleralismus.
Integration ist damit nicht der Feind des Föderalismus, Integration ist vielmehr die organische

Weiterentwicklung eires Gemeinwesens, das sich von der Gemeinde über das Land oder den Kanton
bis zum Bundesstaat entwickelt hat und weiteren Enrwicklungen gegenüber offen ist

E. These: Selbstbestimmung

Konstruktive und nicht zenstörerische Selbstbestimmung läßt sich nur in föderativen
Systemen verwirklichen.

Der Drang der Völker nach Selbstbestimmung kann durch das EntwederlOder zwischen den

souveränen Einheißsnaten oder der Sezession kleiner und kleinster Nationalitäten nicht melv
befriedigt werden.

Selbstbestimmung l2ßt sich letztlicb nur in echten demokratiscben Verfabren verqdrtlichn, die in
einem Staat zu finden sin4 der die "mle of law", d-h. die Begrenztheit seirer souver?inen Rechte,

anerkennt. Heute ist es unabdingbar, nach offenen Staatskonzeptionen zu suchen, in denen eine
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solche demokratische und friedliche Selbstbestimmung der Gruppen und Nationen möglich ist, obne
Mnderheitenrechte nach innen und Solidaritätspflicht nach außen zu gefZihrden. Die Bundesstaaten
halten, aufbauend auf demokratischen Verfahrensprinzipien, eine Fülle von rationalen,
demokratischen und friedlicben Konfliktlösungen und damit auch eine politische Kultur des
Konsenses und des Kompromisses bereit, um solche Auseinandersetzungen zu einem gerechten
Interessenausgleich im Sinne der Volontd G€ndrale zu führen.

De amerikaniscben Verfassungsväter ließen sich vom Grundsatz leiten "I-et us be guided by
experience, because reason might mislead us." Basierend auf dieser Erfabrung haben die Amerikaner
zum Schutz ihrer Demokratien eine übergeordnete Demokratie errichtet, d-h. einen (Bundes)STAAT
mit teilbarer Souveränit?it erfirnden und eine Föderarion geschaffen, in der sich die kleinen
Teildemokratien in der größeren fikbrativen Demokruie erhalten können. Dese Idee, daß man die
Demokratie in der Demokratie erhalten und enfw'ickeln kann, war im 7*itzlter der Französischen
Revolution in jeder Beziehung revolutionär. Mit der Erfindung dieses noch nie dagewesenen
"staatsrechtlichen Rades" haben die Amerikaner das Gegengewicht zum europäischen Kontinent und
zur zentralistischen Französischen Revolution geschaffen und gezeigt, daß sich die Demokratie im
fü<leralistischen Staat nur dann erhalten kann, wenn sie auf bestebenden kleinen und Heinsten
Demokratien aufbaut, diese fiirdert, aber nicht zerstört.

Möge dieser Geist des Pragmatismus und der Bescheidenheit auch das neue Fätleralismusinstitut in
Hannover begleiten! Dies sei mein besonderer Wunsch und der des Instituts für Föderalismus der
Universität Freiburg i.Ue. "fikbralistisch" ausgedräckt in den vier Landessprachen der Schweiz: In
Romontsch Sursilvan: In viva agl institut per la pencrutaziun digl federalissem; in italiano: Auguri e
prosperitä per I'istituto di federalismo; en frangais: nous souhaitons au nouveau I'institut du
f6d6ralisme un excellent avenir, des rdsultats de recherche fructeux et une collaboration intemationale
avec I'ouverture desprit qui correspond au principe m€me du f6d6ralisme; auf deutsch: auf daß das
neue Institut die Kenntnisse des Fti<ieralismus vertiefe und für die Verbreitung des fikleralistischen
Gedankengutes in Deutschland besorgt sei. Dem Land Niedersachsen und der Universit?it Hannover
schließlich muß man im Sinne von Digesten 41, l, 63 zurufen: Thesaunrs donum fortunae creditur,
ein Schatz wie das Fär:bralismusinstinrt in Hennover ist ein Geschenk des Himmels und muß als
solcbes behandelt werden. "Vivat qescat floreat!"

Hans-Peter Schneider

Aufgaben und Perspektiven deutscher und europäischer

Föderalismusforschung

I.

Fast scheint es, als wiederhole sich die Geschichte. Vor 500 Jatren wurde die Neue Welt entdeckl
Das mittelalterliche Weltbild zeörach; die Neuzeit hatte begonnen, zunächst freilich mit verheeren-

den Folgen: Fremde Hochkulturen trafen unvermittelt aufeinander; Eroberungslrriege führten zur
Ausrottung und Ausbeutung ganzer Völker. Und niemand war auf diese Entwicklung geistig
vorbereitet. Nirgendwo, weder in Theologie und Philosophie noch in den Rechts- und Staats-
wissenschaften, waren irgendwelche Konzeptionen erkennbar, die ein friedliches Zrsammenleben der
Menschen in der Alten und Neuen Welt ermöglicht hätten. Ent sechzig Jahre später, nach blutigen
Wirren und mörderischen Auseinandersetzungen, hgannen spanische Jesuiten in Salamanca, prak-
tische Regeln und Verfahren der Konfliktbegenzung und Friedenssicherung zu entwickeln, die für
Christen auch gegenüber Fremden und Heiden veöindlich waren. Damit schlug zugleich die
Geburtssnrnde des "ius nafurae et gentium", des modemen Völkerrechts, das bis heute den Staaten

der Welt als Basis, Richtschnur und Schranke ihrer Macht dient.
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In der Gegenwart, so scheint es, stehen wir wiederum vor einem tiefen historischen Einschnitt, vor
einer Zäsur von epochaler Bedeutung und weltweiten Auswirkungen. Der OstÄVest-Konflikt, welcher
fast ein Jahrhundert die Politik der Großmächte bestimmt und Buropa geteilt hat, ist abmpt beedet
worden; Menschen und Völker, die unter demZ'wang der Verhältnisse ihre nationale Eigenart lange
Zeit verleugren mußten, entdecken ihre kulturellen, ethnischen und religiösen Besonderheiten,
verlangen nach Autonomie und Unabh?ingigkeit, widersetzen sich vermeintlich fremder Hernchaft
und verteidigen ihrc Identität mit der gleichen Härte und Menschenverachtung, mit der sie einst
rlbst unterdrückt worden sind Ahnlich wie im Spärnittelalter führt ein ideologisches Vakuum,
welches das Ende des Kalten Krieges hinterlä3t, zur kaum noch für möglich gehaltenen Wiedergeburt
des Nationalismus in Europa, zu brutalen Bürgerkriegen, deren 7*ugenwir Tag für Tag sin{ und zu
Wandemngsbewegungen von Asylsuchenden, Flüchtlingen und Vertriebenen in einem Ausmaß, das
bei den Menschen in den Zufluchtsländem Angste auslöst, die ihreneits in Nationalismus,
Fremdenhaß und Gewalt gegen Ausl?inder umschlagen.

Und wieder sind wir auf all diese äußerst bedrohlichen Veränderungen in der Gegenwart geistig nicht
hinreichend vorüereitet. Es fehlt nicht nur an brauchbaren Erklärungsansätzen und
Ursachenanalysen, sondem auch an theoretischen Konzepten und Denkmodellen für die Zrkunft mit
dem Ziel, Strukturen und Verfahren zu ersinnen, die geeipet sin( jenen geführlichen
Entwicklungen zu begegnen, ihnen voranbeugen'und wo möglich auch Abhilfe zu schaffen. Tttlange
war die europiüsche Friedensforschung auf den Ost/West-Gegensatz fixiert, als daß sie die neue Welt-
lage häne vorbersehen und sich auf ibrc innerstaatlichen Konflikte einstellen können. Vor allem
aber: Das Völkerrecht scheint diesen Herausforderungen nicht mehr gewachsen zu sein. Von einer
nationalen Souver?inität im klassischen Sinne als zentraler Anfnüpfungspunlr zwischenstaatlicher
Rechte und Pflichten kann schon seit längercr Zeit kaum noch die Rede sein. Einerseits beanspruchen
die Großmächte innerhalb ihrer Interessensphären weltweit Finfluß- und Mtsprachemöglichkeiten;
andererseits sind intemationale Organisationen wie die Europdische Cremeinschaft oder die Vereinten
Nationen noch nicht einmal in der r age, lokale Konflikte wirksam zu beeinflussen oder Bürgerkriege
zu beenden.

Angesichts dieser Situation, in der das Denken den Ereignissen hinterherhinkt und die Wirklichkeit
der Vemunft vorauseilt, ist es vor allem Aufgabe der Wissenschaft, diese Lücke zu schließen und
Konzepte zu entwickeln, mit denen die Realität wenigstens wieder begriffen, vielleicht sogar auch ge-
steuert und ver?indert werden kann. Aber, so fragt man sich, wa.s eigentlich könnte den Zerfall von
Staaten auftalten, was die innerstaatlichen Konfliltre entschärfen und was vor allem könnte an die
Stelle des klassischen Völkerrechts Eeten, das als weltweit anertanntes Ordnungsmodell ausgedient
zu haben scheint? Schon vor zweihundert Jahren hatte Kant eineZ*it vorausgesagt, in der 'tibel und
Gewalttätigkeit an einem Orte unseres Globus an allen gefühlt wird", und daraus den Schluß
gezogen, es müsse "diese Not doch zu einem Zustande zwingen, der zwar kein weltbtirgerliches
gemeines Wesen unter einem Oberharpt, aber doch ein rechtlicher Zustand der Rideration nach
einem gemeinschaftlich verabredeten Völkerrecht ist". Damit trin die Idee des 'Ftideralismus" als
känftiges Gestaltungsprinzip einer neuen Weltordnung an die Stelle der bisherigen bi- oder
multilateralen Rechtsbeziehungen zwischen souveränen Staaten. Eingebunden in ein Netzwerk von
Vertragsverhältnissen, integriert in ein System intemationaler Organisationen werden die
Nationalstaaten zu Gliedem einer kosmopolitischen Gemeinschaft unter Rechtsgesetzen, die Kant
eine "weltträrgerliche Verfassung" nannte.

II.

Was aber heißt "Fäderalismus" und zu welchem Zweck betreib man "Ftideralismusforschung"? In
einem umfassenden Sinne ist der Fä&ralismus dasjenige Ordnungsprinzip, welches "Einheit durch
Vielfalt" ermöglicht. Bezogen arf politische Gemeinwesen bedeutet Fäderalismus die
Zlsammenfügung mehrerer Ccbietskörperscbaften und Rechsordnungen in der Weise, daß
verschiedene Gliedstaaten einen Gesamtstaat bilden. Dabei sind alle drei Staatsfunktionen:
Gesetzgebung, Vollziehung und Rechtsprechung auf beiden Ebenen vorhanden. Gesamtstaat und
Gliedstaaten stehen zueinander nicht im Verhältnis der Uber- und Unterordnung, sondem auf der
gleichen Stufe nebeneinander. Fragt man also, worin eigentlich das Wesen bun&sstaatlicher Slrteme
bestehe, so wäre zu antworten: in der geteilten und zugleich abgestuften Souveränität. Jeder Teilstaat
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(Bund oder L?inder) ist auf den Gebieten souverän und autonom, d-h. ausschließlich kompetent, die
ihm von der Verfassung zur eigenen Aufgabenerfüllung zugewiesen sind Insoweit besteht in der
Regel eine Zuständigkeitsvermutung zugunsten der jeweils kleineren Einheit, gemeinhin als Prinzip
der "Subsidiarität" bezeichnet.

Fti:lerative Ordnungen verwirklichen ein Stück "vertikaler Gewaltenteilung". Sie erschweren
bürokratische oder technokratische Konzentrationen politischer Macht und erleichtem die
Begrenzung und Kontrolle staatlicher Herrschaft. Indem der Fäderalismus die Ausübung der
Staasgewalt auf mehrere Ebenen verteilt, bringt er sie zugleich den Btirgem näher und verstärtt auf
diese Weise das demokratische Prinzip der Volkssouverlinität, das in Wahlen und Abstimmungen
über verschiedene miteinander im Wenbeweö stehende Sach- und Personalaltemativen zum
Ausdruck kommt. Der Ftideralismus weist femer ein hohes Maß an Dynamik und Flexibilität auf. Er
gestattet das Experiment im kleineren Rahmen und vermag auf Fehlschläge oder Krisen schneller,
gezielter und elastischer zu reagieren. Schließlich - und hierin liegt vielleicht der wichtigste Effekt -
garantiert der Fätieralismus den Bürgem ein höheres Maß an Freiheit und Selbstbestimmung als

zentralistische Systeme, schützt Volksgnrppen und kulturelle, religiöse 6{s1 sthnisgfos Minderheiten
und ördert vor allem die Vielfalt menschlicher Ausdmcks-, Gestaltungs- und Lebensformen.

So gesehen kann man den "Fti<leralismus" als ein grundlegendes Sttukturprinzip freiheitlich-
demokratischer Staats- und Gesellschaftsordnung bezeichnen. Es hat kaum jemals autoritZire Regime
gegeben, die ftklerativ gegliederte Gemeinwesen nicht wenigstens politisch gleichgeschaltet und
zentralistisch regiert hätten. Freilich ist dabei die Fäderation, der bündische Zusammenschluß, wenn
auch die hiichste Form der Vergesellschaftung des Staates, so doch nur ein Baustein innerüalb eines
umfassenden Ftideralismus-Konzepts. Weitere einheitsstiftende Elemente - häufig vergessen oder in
ihrcr Bedeutung unterschätzt - sind die Nation und die Region. Als Nation konstituieren sich
Volksgruppen mit gemeinsamer Kultur, Spracbe und Religion. Die veöindenden Momente sind
Raum und Z.eit, Heimat und Geschichte. Nationen können - durchaus im positiven Sinn - den
Unitarismus färdem, die Vereinbeitlichung und Verallgemeinerung ihrer Irbensform. AIs
Erscheinung der Modeme trug die Idee der Nation immerhin zur Herstellung bärgerlicher Gleichheit
und zur Überwindung des Feurlelismus bei. Werden sie nicht in eine Ftitieration eingebunden, kann
ihr Streben nach "nationaler" Identität leicht zum Nationalismus entarten, der zerstörerische,
staatssprcngende Kräfte fuizusetzen vermag. Anders die Region: Ihr gemeinsames Band i51 das

wirtschaftliche "Interasse", der kommerzielle Eigennutz, &ir wiedenrm seinen positiven Ausdruck im
Regionalismus: im ökonomischen Wettbeweö finden kann, so wie er beispielsweise in der Europ2ü-
schen C.rcmeinschaft geördert wird. Fehlt der Region aber die ftklerative Klammer, kann ihr
Wohlfahrtsstreben ebenfalls zum egoistischen Partikularismus vertommen. Und schließlich die
Ftideration selbst: Sie ist die alles überwölbende Struktur, in der'Nation" und "Region" aufgehoben

sind Freilich kann auch sie durch Verfallserscheinungen wie den Separatismus bedroht werden, und
zwar namentlich dann, wenn die genannten positiven Wirkungen de.s Ftitfuralismus ausbleiben oder

durch nationalistische oder partikularistische Tendenzen verdrängt werden.

Itr.

Angesichts solcher Fetrlentwicklungen keineswegs nur in einigen Ländem Osr und Südosteuropas,

die bis zu Btirgerkriegen geführt haben, sondem auch in manchem 'klassischen" Bundesstaat des

Westens wird es htichste Zeit, die Kluft zwischen Handeln und Denken, zwischen Wirklichkeit und
Vemunft zu äberwinden und die vorauseilende Faktizität durch Anstrengungen des Geistes im
Erkennen und Begreifen wiedereinzuholen, damit känftig das Bewußtsein wieder stärker das Sein zu

bestimmen und zu lenken vermag. Dies - so scheint mir - ist also die 7ßitfur Ftideralismusforschung.
Es gilt, 6is Bedingungen an erkunden, unter denen ftiderative Systeme ihre integriercnde Kraft
ausbilden sonie ihre machtbegrenzenden und minderheitsschützenden Vfirkungen entfalten können,
ohne daß nationalistische oder separatistische Bestrebungen äberhand nehmen. Deser Thematik ist
zum Beispiel ein intemationales Symposium gewidmet, das in der näcbsten Wocüe vom Institut
veranstaltet wird"

Betrachtet man den Fätleralismus als ein Strukturprinzip sowohl der Staats- als auch der

Staatenverfassung, so hat er eine innerstaatliche und eine staatsübergreifende intemationale Seite.



l5

Für die neueren Entwicklungen des Fiideralismus in der Bundesrepublik Deutschland sind die
Forschungsthemen vor allem durch die Herstellung der deuschen Einheit vorgegeben. Dazu gehören
insbesondere Fragen der Hentellung annäbemd gleichwertiger Irbensverh?iltnisse im Bundesgebiet,
aber auch - damit zusammenhängend - die Aufgabe, eine Neuordnung der Finanzbeziehungen
zwischen Bund und Ländem, wie sie für 1995 ansteht, konzeptionell voranbereiten. Weitere For-
schungsgegenst?inde von höchster Aktualität sind etwa der zunehmende Kompetenzverlust der
Länder, namentlich der Landespadamente, die Probleme einer Neugliederung des Bundesgebietes,
die Stellung der LZinder und Regionen in einem vereinten Europa und nicht zoletn. das Thema des
innerstaatlichen Minderheitenschutzes, wobei ich nicht nur an nationale und ethnische Minderheiten
deutscber Staatsangehörigkeit denke, sondem auch an die zahlrcichen bei uns lebenden Ausl2inder,
die als Asylbewerüer, Flüchtlinge oder schlichte Arbeitrehmer ein Recht auf menschenwürdige
Irbensbedingungen haben. Daß sich gerade bei uns neuerdings wieder Fremdenhaß und
Ausl?inderfeindlicbkeit in gewalttätigen Formen ausbreiten können, hängt auch mit einem Mangel an
fikbrativem Bewußtsein ansammen, für das nicht zuleta die kulturelle, nationale und etbnische
Vielfalt überhaupt erst die Voraussetzung staatlicher Einheitsbildung ist.

Damit werden bereits die Grenzen "innerstaatlicher" F(klenlismusforschung überschritten und
zugleich Probleme der ftklerativen Gliedenrng anderer L?inder in den Blick genommen. Stellt man
fest, rlaß die Ursache zablreicher lokaler und regionaler Konflikte häufig darin besteht, daß es nicht
gelingt, den Nationalismus oder Partikularismus in fiirierativen Strukturen aufzuheben, dann muß
man sich fragen, wonm eigentlich bundesstaatliche Konzepte gescheitert sind- Wie in der deutschen
Geschichte das Beispiel Preußen zeigt, braucht ein territoriales Ungleichgewicht die Grändung eines
Bundesstaates keineswegs auszuschließen. In Spanien beispielsweise hat der traditionelle
Separatismus der Basken und Katalanen vor allem durch die ftklerale Gliedenrng in autonome
Gemeinschaften eine entscheidende Schwächung erfahren. Für Südafrika wird der Fäderalismus
vermutlich die einzige Brücke des Übergangs vom Sptem der Apartheid zu einer freiheitlichen
Demokratie bilden. Wanrm sollte nicht auch in den osteuroplüschen Staaten ktinftig die Einsicht
wieder wachsen, .laß die Eigeninteressen im Bunde mit anderen aut.nomen Staaten sehr viel besser
gewabrt werden können als im "Kampf aller gegen alle", in der rücksichtslosen Konkurrenz auf
Gedeih und Verdeö um fast jeden Preis.

Ein drines Aufgabenfeld ftir Forschungen auf dem Gebiet des Fäderalismus tüeten die intemationalen
Organisationen, allen voran die Europ?iische Gemeinschaft. Mit der Finheitlichen Europ?üschen Alce
und noch klarer mit den Verträgen von Maastricht ist der Weg der EG-Staaten in die politische Uni-
on nunmebr eindeutig und - wie es scheint - auch unumkehrbar vorgezeichnet. Daraus allerdings zu
schließen, deß es über kurz oder lang einen europäschen Bundesstaat geben wird, könnte sich als
verfräht erweisen. Gegenwärtig fehlt es jedenfalls noch an einer der wichtigsten Grundlagen eines
solchen Bundesstaates: an einer demokratischen Verfassung. Sie voranbereiten und dabei auf die
Besonderheiten der einzelnen Mitgliedstaaten zu achten, die auch in einem vereinten Europa ihre
Daseinsberechtigung behalten werden, ist ein weiteres Thema der Föderalisrnusforschung.

Schließlich verdienen zugleich jene Staaten in Europa unsere Auftnerksamkeit, die in absehbarer Zeit
vorhaben, sich &r Europlüschen Gemeinschaft anzuschließen. Für sie besteht zunächst die
Notwendigkeit, ihre innerstaatliche Ordnung durch Bildung von L?indem oder Regionen den
Binnenstnrkturen der EG-Staaten anzupassen, wenn sie an den europ?üschen Fördenrngsprogrammen
teilnehmen wollen. Darüber hinaus muß insbesondere den osteuropiüscben Staaten, auch wenn sie

nicht sofort als Votlmitglieder aufgenommen werden können, in naher Zt*unft eine konkrete
europ?üsche Penpeltive geboten werden, die über eine bloße "Assozüenrng" hinausreicht. Osteuropa
darf nicht das Wartezimmer eines westeuropZüschen "Fertighauses" werden. Deshalb ist durch
Ergänzung des EG-Vertrages ein neuer Status der "Konsozüenrng" einzuführen, der es ermöglicht,
die osteuropiüschen Staaten unvenüglich in die politische und adrninistrative Organisation der
Europ?iischen Gemeinschaft zu integrieren. Nur so kann das gegenwZirtige Dilemma der
'tJngleichzeitigkeit" und "Ungleichgewichtigkeit" politischer, wirtschaftlicher und kultureller Ent-
wicklungen in West und Ost überwundenwerden.

Sie sehen also, meine Damen und Herren, für Studien und Forschungen arf dem Gebiet des

Fä<ieralismus gibt es eine Fälle von Themen und Fragestellungen, die nicht nur aktuell, sondem auch

httchst bedeutsam für ein friedlicbes Zusammenleben der Menschen bei uns und anderswo sind
Probleme also, deren Ltizung uns auf der Schwelle einer Zeitenwende im Denken und Handeln der
vorauseilenden Wirklichkeit wieder ein Stäck nZiher bringl. Das hat man andemorts schon länger er-
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kannt, wie die Schaffrrng entsprechender Forschungseinrichtungen in der Schweiz, in Österreich und

Italien, aber auch in verschiedenen außereuropäischen Ländem zeigt, die sich bereits in einer

intemationalen Vereinigung ars:rmmengeschlossen haben, also ein Sttick weit auch den von ihnen

erforschten Ftideralismus seibst praktizieren. Um so verdienstvoller erscheint es mir, daß nun auch in

der Bundesrepublik Deutschland, dem einzigen Bundesstaat in der Europdischen Gemeinschaft, mit

UnterstützunÄ O"r fa"a"s Niedenachsen ein solches Fonchungsinstitut gegründet werden konnte'

dessen Eröffnung wir heute gemeinsam feiem. Dafür möchte ich der niedersächsischen

Landesregierung und insbesondere Ihnen, Herr Ministerprdsident, sehr herdich danken. Daß Sie'

sehr verehrter Herr Präsident Goöatschow, mit ihrer Frau Gemehlin an diesem Festakt teilnehmen,

der Sie an dieser "Zeitenwende" ja einen nicht unerheblichen persönlichen Anteil haben, und nun ein

paar Worte an uns richten werden, ist für uns alle, für das Institut und nicht nfletrt für mich selbst

äi11e g*r besondere Ehne. Möge das gemeinsame Interesse an Fragen des Fiideralismus unser€n

Ländem, den Staaten Europas und den Völkem der Welt von Nutzen sein. Ihren Ideen, sehr verehrter

Hen Präsident, unserem Forschungsgegenstand: dem Ftideralismus gehört die Zukunft.

Michail Gorbatschow

Der Föderalismus und das Selbstbestimmungsrecht der Völker

Sebr geehrter Herr Vorsitzender!
Sehr verehrte Damen und Herren!

Haben Sie herzlichen Dank für Ihre Einladung. Mit Freude nehme ich an der Grtindungsfeier Ihres

Institutes teil, des sich mit einem heute so aktuellen Problem, wie es der Fä<Jeralismus darstellt,

beschäftigen wird-

Der Ftkleralismus ist ein altes und dennoch ewig neues Tkma, ich würde sogar sagen, ein ständig

emeuemdes Thema. Jede historische Etappe eröffiret ihre neuen Dimensionen' neuen Möglichkeiten

und natürlich ihre Probleme. Ich möchte hier keinen Vortrag über Fiktreralismus halten - Sie, sehr

verehrte Damen und Herren, sind hierfür die Experten. Deshalb nur einige Überlegungen, die direll
aus meinen persönlichen Erfahnrngen resultieren.

haxis war dies jedoch ein antiefst
war nun der ideale N?ihrboden für

zunehmende Widersprüche, die unvermeidlich einmal zum Ausbnrch gelangen mußten. Aber dem

totalitären System getang es fürlange 7ßit,alldies sozusagenuntereiner Glasglocke zu konservieren.

Die Liquidieruog diese.'känstlichen" Ordnung befieite die Kr?ifte der nationalen Wiedergeburt in
allen Republiken. Im Verlaufe der Perestroika wurde uns sehr schnell deutlich: Würde die Reform

unserer Gemeinschaft im Verstlindnis einer wirklich rechtsstaatlichen Föderation souver?iner Staaten

scheitem, könnte dies zum endgiiltigen Zusammenbruch führen.

Zt lange haben wir gezögert und die Läsung dieser Frage zu sp:it in Angliff genommen.

Sctrlußfolgernd lZißt sich heute folgendes feststellen: Die tiefere Ursache für dieses Versagen lag

darin, daß Partei und Staat unvorbereitet waren, die Notwendigkeit einer schnellen Läsung dieser

Frage zu verstehen und zu ertennen. Aus jener tragischen Situation entstand der Kampf' der im
putscn vom 79.-2l.August let enJabres $ptelte. Nicht von ungefübr stellten die hltschisten ihren

Verötrentlichrog"o "ii" E*ltirung A.L,ukianows voran, letnlich ein Manifest, das auf die

Zerstömng der eingeleiteten akut gewordenen Reformen unseres Staates hinauslief.

Die Sowjetunion nannte sich eine Fäderation. In
zentralistischer, von oben gelenkter Einheitsstaat.

der
Das



t7

Der Idee einer Emeuerung unserer Fäderation versetzte der Putsch einen existentiellen Schlag. In der
darauf folgenden äußerst komplizierten Situation gelang es noch einmal, den gesamten Prozeß des
Neuaufbaus unserer Färfuration enreut einzuleiten. Die Beschlüsse des außerordentlichen Kongresses
fixierten diesen Gedanken und bestimmten einige konkrete Richtlinien der Arbeit. Für &n
endgültigen Unionsvertrag wurden pr?izise Vonchläge erarbeitet, Übereinstimmung etwa in der
Notwendigkeit eines einheitlichen Wirtschaftsraumes erzielt.

In diesem Moment, als sich die lebensfdhigen Ansätze der neuen Fätfuration zeigten, erhielten sie

einen emeuten schweren Schlag - diesmal von der russischen Führung. Ein Referendum in der
Ukraine als Vorwand benutzend, meinte sie, daß die Verkündung der Liquidienrng der Union
möglich sei. Die anderen Republiken wurden erst gar nicht gefragt.

Über diese Ercignisse spreche ich ausfübrlich in meinem auch in Deutscbland erschienenen Buch
"Dezember 1991"1. Aber aus den Geschehnissen in der UöSR, in Jugoslawien und jetzt in der
Tschechoslowakei müssen alle konsequent die Schlußfolgerungen ziehen. Am wichtigsten ist heute
das konkrrete Bemühen um eine Läsung der mit dem Aufuau der neuen National-Staaten veöundenen
Probleme - in all diesen einzelnen F?illen haben wir es mit Fragen des Fäderalismus zu tun. Unsere
eigene Erfahrung lehrt folgendes: Als wir in Verzug gerieten, sprang die Initiative sofort über auf
nationalistiscbe, separatistische, ja destnrlcive Kiäfte.

Vor welcher Situation stehen wir nun heute? Wie ist meine Einschätzung &rLage der GUS?

Erstens ließen zu meinem tiefen Bedauem die negativen Folgen des Zerfalls der Union nicht auf sich
waften. Die Schwierigkeiten, die wir jetzt durchlaufen, einschließlich in der Wirtschaft, sind in einem
großen Maße eben dadurch bedingt. Die Gemeinschaft der Unabh?ingigen Staaten hat bis zum
heutigen Tag keinerlei funktionsfühige Mechanismen der Koordination ihrer Mitglieder entwickelt,
weder arf ökonomischem noch auf finanziellem Gebiet

Zweitens kann man aber auch erkennen, daß die öjektiven Erfordemisse einer Reform eben jenes

ökonomischen Systems, als Ursache der gegenwärtigen Verarmung, doch wieder .las Gefühl der
Gemeinschaft stlirken, jene Empfindung einer Zusammengehörigkeit, die der Bärger der fräheren
Sowjetunion im Crrunde niemals ganz verloren hat. Die jüngsten Meinungsumfragen belegen: Die
Tendenzen zu einem neuen Zentnrm verstärken sich. Dies zeigt sich bereis bei verschiedensten
Verantwortlichen der GUS.

Es l?ißt sich somit feststellen, drR die Idee einer neuen Gemeinschaft an Boden gewinnt.
Selbswentändlich haben wir hier kein "Zurück" im Auge, sogar keine emeuemde Fötleration,
sondem die Schaffung einer Staatengemeinschaft neuen Typs, die sich in der jtingsten Vergangenheit
im Ansatz abzeichnete. Der Prozeß der St?irkung der Souver?initätsrechte der einzelnen Staaten ist
hierbei unumkehrbar. Gerade aus dresem Umstand entstehen eben neue Möglicbkeiten der
Zrsammenarbeit bis hin zur SchafArng existentieller, funktionsfähiger, auf Gegenseitigkeit
begrtindeter Koordinierungsstrukfiren.

Dabei ist es für mich nabeliegend, daß sich in diesem Zusammenhang Entwicklungen und
Erfordemisse zcige.n, die in der einen oder anderen Form mit den Prinzipien des Fäderalismus im
Zusammenhang steben. Gleichzeitig erlangen die Problemstellungen des Ftideralismus auch eine

neue Aktualität für die inneren Strukturen einiger unsercr frtiheren Republiken. Dies gilt zuallererst
ftir Rußland, eine komplizierte und unikale Fiideration, die sich auch in der Verfassung als eine
Fäderation bezeichnet. Es grbt aber auch andere Republiken, neue Staaten, die sich formal als
Föderation bezeichnen, in Y/irklichkeit aber einen Einheisstaat darstellen. Und folglich haben wir es

dort emeut mit entsprecbend harten Widersprüchen und Konflikten an tun, etwa in Georgien.

Aus den jüngsten Ereignissen bei uns in der fräheren Sowjetunion und anhand der gegenw?irtigen

Probleme anderer europ?üscher Staaten folgt, daß dem Problem dss Fitderafismus für unsere

Gegenwart eine Schlüsselrolle zukommt. Diese meine Überzeugung wurde mir in vielen Gesprächen
von Politikem, Wissenschaftlem und anderen Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens bestätigt. Wir
alle haben die Konstellation in dieser Weise erkannt.

Tircl dcr dcutschsprachigcn Ausgabc: Dcr Zcrfall &r Sowjetrmion. Milrrchcn 1992 (C. Bcrtclsmann Vcrlag).
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Wie wir alle wissen, ist das Streben der Völker nach Selbstbestimmung an der Glenze arm neuen
Jahrtausend nt &r alles überlagemden Tendenz geworden - und dies im globalen Maßstab! Das
Selbstbestimmungsrecht wurde arr eigentlichen internationalen Norm. In diesem Zusammenhang
erscheint mir - sowohl aus tbeoretischen wie aus praktisch-politischen Aspekten - am bedeutsamsten
die Form jener Veöindung und Synthese zwischen den Prinzipien der Selbstbestimmung der Völker
und der Erhaltung einer funktionsfiihigen Staatlictrkeit.

Die Verwirklichung der "Selbstbestimmung" kann sich im wesentlichen auf zwei Wegen vollziehen:

- entweder über den Bruch mit dem ftäberen bestehenden Staat und der Entstehung vollkommen
neuer einzelner Gemeinschaften und vollkommeh neuer wechselseitiger Beziehungen.

- Die Altemative wäre die Anwendung echter ftkleralistischer Prinzipien nach innen wie nach außen
gewissermaßen auf der Basis des Bestehenden.

Der erste Weg würde mit Sicherheit eine Kette negafiver Aspekte mit sich bringen, schon allein etwa
in bezug auf Grenzziehungen, Aufteilung der staatlichen Vermögenswerte usw. Nirgends auf der
Welt finden wir ein erhnisch absolut "reines" Gebiet; somit würden immer kleinere Minderheiten auf
jenes Recht der eigenen Staatlichkeit pochen, auf das sich die "größeren" Nationen eben berufen
hatten. Die negativen Folgen eines dera*igen Prozesses, insbesondere auch für die internationalen
Beziehungen, lassen sich voraussagen.

In den vergangenen 20 Monaten wurden allein 22 neue Staaten von den Vereinten Nationen neu
anerkannt. Seta sich diese Enrricklung fort, rlann wächst nach Meinung von Experten die Zahl der
unabhängigen Staaten von heute circa 190 auf 300! In der'T,os Angeles Times" habe ich vor kurzem
die Progrrose gelesen, daß nicht wenigen Großmächten auf allen Kontinenten en 7*rfall in viele
Einzelteile bevorstehen könnte. Man kann sich leicht vorstellen, welches Chaos im System der
internationalen Beziehungen entstehen wilde bis hin zu unlösbaren Problemen. Im Grunde ist dies
gar keine "Prognose" mehr - die ersten derartigen Beispiele haben wir schon: Jugoslawien, die
frühere Sowjetunion, aber auch die Probleme zwiscben Tschechen und Slowaken.

Der bei weitem vemünftigere Weg, die Selbstbestimmung der Nationen an verwiddichen, liegt
meiner Meinung nach im Rahmen der bestehenden Staaten auf der fti<lerativen Grundlage im
breitesten Sinne dieses Wortes. Dieser Weg entspricht auch der globalen Idee einer neuen
Weltordnung, der Zvilisation des 21. Jahrhunderts. Natärlich erfordert dies eine gründliche
Ausarbeitung der fikleralistischen Gedanken und ihre Umsetanng auf die jeweiligen konkrcten
Bedingungen. Gleichzeitig verlangt dies auch eine wissenschaftliche Erfassung der bereits gemachten

Erfahrungen. Wir versuchten zum Beispiel auf dem Wege einer "veränderten Geometrie" die
Fikleration mit den jeweiligen Interpssen der einzelnen souvedinen Staaten neu zu begrtinden. Wohl
ist dies der richtige Weg. Nur haben wir uns soansagen derart verspätet, daß er manchmal fast

ungangbar erscheint. Die Untersuchung der bereits gegebenen internationalen Erfabrungen,
einschließlich der interessanten Erfahnrngen des gegenwärtigen Deutschlands, kann vielleicht
nütdiche Resultate geben und erlarbt es, Scblußfolgenrngen für die Zukunft zu ziehen.

Zrm Abschluß kommend, wärde ich als .las Wesen und als das Wesentliche des Fiideralismus das

'konkrete" Recht des rndivi&rums betrachten - jenseits einer Abhängigkeit vom jeweiligen
Nationalbewußtsein und einer nationalen Zuordnung.

Natürlich ergeben sich auf all diesen Ebenen - der Nationalstaatlichkeit, der Sicherung der
Menschenrechte, der Nationen und Minderheiten - eine Vielzahl auch nicht immer wünschenswerter
Probleme im Bereich der Rechtsstaatlichkeit und der Politik im allgemeinen. Ich bin sicher, mit
Ihrem Institut können Sie hier Uisungsmöglichkeiten erarbeiten.

Jedenfalls haben wir schon angefangen, uns in unserer Stiftung mit diesem Problem zu beschäftigen,

und wir würden uns sehr fireuen, wenn Sie mit uns zusammenarbeiten würden.

Ich wünsche Ihnen viel Erfolg!
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tr. Schwerpunkt Osteuropa

Johannes Ch. Traut

Rußland in Europa

"Der Verlust des Positiven" zählt zu den nicht immer bewußten Realitäten des )O(. Jahrhunderts.

Mancbes, wa.s heute mit einem enormen Aufinand an public relation im Einigungsprozeß
Westeuropas erreicht wird, vieles, was heute nur spekulativ als möglich erscheint, war der
europdiscben Welt des XD( Jahrhunderts nicht fremd Für einen Handwerksgesellen wie Weitling
be&utet Europa kein Fremdwort, während heute selbst der Akademiker, der von der Schulbank über
das Studium bis zum Anspnrch auf Arbeitsplatz an seinem Heimatort andere Länder nur vom Urlaub
her kennt, eher die Regel darstelll "Vor dem ersten Weltkrieg galt die Gemeinschaft der
europäischen Nationen, die Einheit Europas, als selbstverständlich. Es erscheint uns wie ein
paradiesischer Zustand, als man ohne Paß aus Deutschland nach Rom fuhr und nur die
Merkwärdigkeit feststellte, wenn man nach St. Petersburg fahren wolle, man einen Paß brauchte..."l
Zahlreiche Reiseberichte aus dieser 7*ittlr-legen, daß man auch ohne Kontrolle über diese Grenze bis
nach Wadiwostok fahren konnte; dort "am Tor zum Femen Osten" war dann Europa am Pazifik zu

Ende. Vielen nrssiscben Revolution?iren des )(D(. Jahrüunderts wie etwa dem flüchtigen Bakunin
reichte das Ticket erster Klasse, um unbehelligt bis Wadiwostok und auf das Schiff nach San
Franzisko zu gelangen. Auch von anderer Seite wurde Europa in dieser geopolitischen Zuordnung
verstanden. Weit über hunderttausend Koreaner flüchteten Ende des XD(. Jahrhundert vor Chaos

und Gewalt, rlann vor japanischer Unteddickung nach "Europa" und stellen heute in der Russischen

Fö<bration eine in Mssenschaft, Wirtschaft und Kultur ins Auge fallende Bevölkerungsgnrppe dar.

Der Streit, ob Rußland zu Europa gehört, entbeht somit eines tieferen Hintergrundes. Die
Erschließung Sibiriens, aber auch die Eroberungen und "Schutzherrschaften" in Zentralasien können
allerdings als Aquivalent der Kolonialisienrng Nordamerikas veßtanden werden, bei der den
nationalen Identitäten im Vergleich zu den Ureinwobnem Nordamerikas, ungeachtet eines gewissen

Zynismus dieser Aussage, ein weitaus besseres Schicksal widerfuh. Der nrssische Imperialismus war
zumindest zum Teil eine Kolonialisiemng herrenlosen kndes nach dem alten nrssischen Motto:
'Mein ist alles, bis wohin meine Axt, mein Pflug und meine Sense reicht". Auf Gnrnd dieses

Sprichwortes darf im weiteren Zusammenhang bezweifelt werden, daß der russische Mensch über ein
anderes Verhältnis anm Eigentum und den damit zusammenhängenden Problemen von Recht und
Freiheit verfüge als sein westeuropäisches und nordamerikanisches Pendant. nJ diesem

fragwärdigen Rußlandbild haben allerdings russische Denker in beachtlichem Maße beigetragen. Daß

im wilden Osten Sibiriens wie im Wilden Westen der Grtinderznit &r Vereinigten Staaten kein
geschriebenes Gesetz bekannt war oder galt, hatte naheliegende, aber keine tieferen Grände. 2

Insbesondere in den nrssiscben Randgebieten zeigte sich ein auch für Westeuropa kennzeicbnender

Indivifualisrnus, verbunden aber auch mit jener Tendenz 
^tt 

Kooperation und Fäderation, wenn dies

erforderlich war, sei es aus politischen oder geographisch-klimatischen Gründen. Bedingt durch die

Größe des Lanrles isL was auch festgehalten werden muß, sicher eine gewisse Tradition des "Rechts

des Stärteren" zu Lasten der Stärke des nicht einklagbaren Rechs konstatieöar. Die für West- und

Mitteleuropäer schwer nachvollziehbaren geognphischen Dimensionen ergeben ebenfrlls eine

Amerika nliher stehende europ?iiscbe Variante nrssischen Denkens und Handelns, die durch eine

andere Perspektive gekennzeicbnet ist. Die Tendenz zur Gigantomanie etwa wird jenem verst?indlich,

der mehrmals von Moskau nach Wadiwostok fahrcn muß und somit Berlin in anderer Richtung nicht

als Entfemung berachtet.

I
2

faspcrs, K.: Yomcurop?iicchn Gcic- Mänchcn @pct) 1947, S. 5.

Ygl.tian Fcnoawa, W.G.: Frcihcit odcr Glcictrlrcit? Filosoßkijc Nauki, IIcft4 l99l'
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Ein spezifischer Hang insbesondere zur Gleichmacherei oder zum Kommunismus l?ißt sich bei
breiten Bevölkerungsschichten jeöch aus diesen oder anderen Gränden, etwa der Monotonie der
Landschaft, nicht erkennen - auch wenn dies von breiten Teilen der Intelligenz gem so gesehen
wurde. 70 Jahren Sozialismus gelang es nicht, die von russischen Sozialisten und Konservativen so
befürchtete "Bourgeoisienrng" des russischen Volkes zu verhindem. Insofem ist der heutige prozeß
kein Niedergang Rußlands, sondem die endgültige Niederlage einer für Europa einmalig elitären
Intelligenz.3 Der Kampf gegen die Mittelklasse, der Kampf gegen einen breiten Wotrlstand, sei es aus
fundamentalistisch-religiösen, sei es aus asketisch-sozialistischen überlegungen, wurde neben echten
Fanatikem im wesentlichen von einer sog. Intelligensia geführt, die für sich selbst die Bindung zum
"Faulenden Westen" niemals abbrach. Dies galt für die klassischen Slawophilen, die sich auf
$sfoslling oder Herder sftitzten, genauso wie für die sowjetische Elite der letzten Jahrzehnte, die sich
vomehmlich mit Westprodulcen umgab. Die MittelHasse - ihrerseits ein spezifisch europäisches
Produkt - whd auch heute als die Bedrohung des bestehenden "nationalisierten" Establishments
betrachtet.a

Die eindeutige Westorientierung und damit veöunden weitgehende Verwestlichung gilt auch für die
zentralasiatischen Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion. Ungeachtet einzelner Extreme
haben sich eigene und europdische Elemente in viel st?irkerer Weise vermischt als angenommen. Das
Bekenntnis zu Europa ist überwiegend eindeutig. Für die Mehrheit der Georgier, Kirgisen oder
Aseöaidshaner besteht, auch bei einem Bekenntnis zur islamischen Religion, überhaupt kein Zweifel
an der Z,ugehörigkeit zu Europa - Asien beginnt auf der anderen Seite des Kaspischen Meeres oder
hinter dem Issykul-See. Das Bemühen um eine Zugehörigkeit zur politischen Einheit Europas ist hier
nicht weniger ausgeprägt ds etwa in der Türkei. Die Neubetonung des Islam in einigen
Nachfolgestaaten der Sowjetunion muß keine gnrndsätdiche Gefütrdung des Bestehenden darstellen,
nachdem der Islam in diesen Gebieten durchaus auch Offenheit, Toleranz und Assimilations-
tendenzen aufuies und aufueisl5 Fundamentalismus ist ein globales Problem, von dem auch Europa
nicht frei war und der gerade, wie schon Goethe feststellte, durch den östlichen Einfluß zurück-
gedrängt wurde.

Eine führcnde Rolle in dem Regenerationsprozeß der Nachfolgestaaten der Sowjetunion wird jedoch
wieder der Russischen Ftideration zufallen. Hierfür spricht eine Vielzabl historischer, soziokulturcller
und wfutschaftlicher Überlegungen, die durch die gegenwärtige Krise nicht überdeckt werden können.
Der europiüsche Gedanke ist in der Russischen Ftideration zumindest gleich stark ausgeprägt wie in
Westeuropa, vielleicht sogar stdrker veöunden durch vielfültige Hoffoungen und ldeale, die mit
diesem Begritr veöunden werden. Historisch hat man sich somit in Rußland auch in dem Streben
nach Distanz immer bemäht um rlas bessere Europa; auch die Sowjetunion ist eben aus der
europ?üschen ldee einer besseren Welt entstanden, wie das schon lZinger existierende europäische
Sendungsbewußtsein Rußlands: "In Europa waren wir Tataren, in Asien sind auch wir Europäer..." so
die berähmten Worte Dostojewskis6. Der "Rückzug nach Asien" war dabei, wie später für trotari
nach dem Scheitem der Weltrevolution in Westeuropa, für Dostojewski die eigentliche Rettung, der
Fortbestand der europdischen, freiheitlichen Kultur. "...Wenn in Europa der emiedrigende Geist der
Kommune eingeführt wird-.., denn wird bei uns noch überall weite und Licht sein..."7

Die Visionen des großen europäischen Schriftsellers gngen nicht in Erfültung. Gerade Rußland
wurde in den Sog europdischer Fehlentwicklungen und Apokalypsen einbezogen und isolierte sich im
)O(. Jahrhundert mehr und mehr von der Entwicklung des westlichen Europas und seiner globale
Bedeutung gewinnenden Zvilisation.

Diese Isolierung von Westeuropa, die auf eine Tradition zurückgreifen kann, ist in hohem Maße na-
ttirlich auch eine Reaktion auf die Übertebtichteit des Westens. Wie es der nrssische Kulturhistoriker
W. Stscbeglow kärdich zu Recht vermerkte: 'Die Frage nach der Abh?ingigkeit und dem sekundären

4

5

6

7

Ygl.ltßt t L.ax, L.: Inalligcnz und Rcvolution - Crcschichc cimr triumphabn Nicdcrlagc. In: Woprossy filossofü, 1991, Nr.
ll, s.3 tr
Ygl^: Starikow, E. nBcdrolrt' ürs .l2r Entsrchcn &r "Miuclklas*"? irr Snamja 1990, Nr. 10.

Ygl. Aripow,M.: Islan und Wcleivilisaioru Wir:dcrgcburt und Zusamrncnwirken. Swobo&raja Mysl, 1991 Hcft 14, S. 87 ff.
Dosbjewski:Rvßland wdAsicn. Essay 1881, hrsg-vortF.wagner undF.Ä. westphalcn,wbn 195o, s.54.
Ebd" s.59.



21

Charakter unsel€r Kultur wurde für die russische Gesellschaft immer allergisch aufgefaßL"8 Der
"Verzicht auf das Eigene", wie die Intention Peten des Großen charakterisiert wurde, blieb immer
des nrssische Trauma. Die damit veöundene Polarisierung bewi*te dabei, deß in Rußland immer
wieder jene Denkrichtungen und Bewegungen siegten, die in Westeuropa - nur mit allergrößten
Schwierigkeiten und Opfem - überwunden wurden. Dabei. war Rußland gewissermaßen von der
Retrung Westeuropas vor der Tatareninvasion bis anr ersten H?ilfte des )O(. Jahrhunderts immer
jener Ort, an dem sich die Widenprüche Europas in extremster Weise realisierten. Der Versuch einer
letztlich nicht möglicben Isolienrng hat demnach ein minimales Maß an Rationalität, veöunden
allerdings mit einer Fehleinschätzung der Schwerpunkte. Die nicht auf Rußland beschränkte
Ablehnung von Renaissance und Auftl2irung durch führende Teile der nrssischen Intelligenz führte,
wie es bereits Tschaadajew in schonungsloser Offenheit aussprach, zur Niederlage dieser Strömungen
in Rußland, was aber nicht bedeutet, daß diese nicht bestanden. Tschaadajew blieb lange ohne
eigentliche Nachfolger, bedingt auch durch eine gewisse Enttäuschung der mssischen Intelligentsia
über Westeuropa, die Beobachtung einer zu großen Diskrepanz zrrischen Anspmch und Wirklichkeit
und dem regelmäißigen Scheitem revolutionärer Ereignisse. Westeuropa erschien - vielleicht nicht
vollkommen zu umecht - in vielem als nicht rational im gemeinsamen Zusammgnftang von
Rationalität und Humanismus der Auftlärung. Die frtihkapitalistischen Verh?iltnisse Westeuropas des
)(DL Jahrhunderts waren vom moralischen Standpunkt in der Tat kein Aush2ingeschild für
Humanitäts- und Demokratieideale. Liberalismus wie Sozialismus verfehlten jeweils auf ihre Weise
im XD(. Jahrhundert ihre Aufgaben, wa.s zu dem tragischen "Rückfall" in den modemen
Totalitarismus des )O(. Jahrhunderts führrc.g Die Skepsis gegenüber Westeuropa besitzr somit
berechtigte Wurzeln, eine kritische Einstellung, die allerdings Westeuropa selbst nicht fremd war.

Seit den 80er Jahren ist in Rußland neben der "Richtigstellung" der eigenen Geschichte im )O(. Jahr-
hundert auch die Frage nach den tieferen Wurzeln für diese europ?üsche Katastrophe entbrannt. Es
handelt sich dabei keineswegs um eine rein akademische Diskussion, sondem es werden die Weichen
für die weiterc Entwicklung der Russischen Fötleration gestellt. Wer glaubt, daß sich Rußland von
Europa gnrndsätdich unterscheide, wird die Ursachen des Niedergangs gerade in der partiellen öff-
nung anm dekadenten Westen in den späten 80er Jahren sehen und auf emeute Distanzienrng
pocben, ohne allerdings eine positive Altemative bieten zu können - zu groß sind letztlich die
Differenzen im politischen Lager jener Gruppienrng von Altkommunisten, Nationalisten bis
vermeintlich Rechtgl?iubigen. In gewisser Weise wiederholt sich die Geschichte doch, denn wie
bereits in den vergangenen beiden Jahrhunderten hindert die fiktive Gegenüberstellung Rußland -
Europa, ve,rhmden auch mit einer oberflächlicben Kenntnis dessen, was - nicht im geographischen
VerstZindnis - als europäsch verstanden wird, eine rationale Annäherung an die eigenen Probleme
und die I'Jrznptanz von gesellschaftspolitischen Normen der modemen Demokratie, die globale
Bedeutung angenommen haben.

Hier liegt ein Kemproblem, das in Kreisen der russischen Intelligenz auf eine lange Tradition
zurückgreifen kann. Die Isolierung Rußlands von Westeuropa beginnt mit der Hinwendung zu By-
zanz vnd dem tiefen Mißtrauen gegenüber allen anderen Zeitströmungen und Ländem. Es ist des-
halb, wie es AS.Panarin treffend formuliefie, das Problem des fehlenden Vertrauens zu historischen
Erfahrungen anderer Völker. Gerade dies ist aber eine "notwendige Bedingung der Übemahme von
Leistungen der Weltzivilisation durch unser Lan<l sowie zur Enrnythologisienrng der eigenen Ge-
schichte".l0 Das, was Max Weber außerhalb Europas ansetzte, ist somit ein innercuropäisches Pro-
blem. Neben dem Katholizismus und der protestantischen Ethik existiert eben jene statische

ftonfuzianistische) Dogmatik, die insbesondere das Indivi&um wie Gon zugunsten vermeintlich
"höherer" weltlicber Zelsetzungen negiert. Deshalb muß die orthodoxe Rechtgläubigkeit, die Idee der
Ganäeit des östlichen Menschen gegenüber den zersplitterten Individuen des Westens, mit einem
großen Fragezeichen versehen werden. Wie dies Mamardaschwili im weiteren Zusammenhang mit
dem Fehlen des westlichen Rechtsbewußtseins klar formulierte: "In diesem Sinn drang die Religion
ins Bewußtsein des nrssischen Volkes nie tief genug ein, und die mssische Kultur versuchte nie, sich
auf den Grundlagen dieser christlichen Ontologie umzugestalten." Es ist, Mamardaschwili zitiert

I
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Tschaadejew, die extreme Niederlage der Auftl?inrng, die in einem komplizierten Prozeß kulturcller
Etappen zurjetzigen Situation geführt hal "Zwischen dem Sowjetrnenschen und der Sache, die er tut,
existiert immer eine Dskrepanz. (...) Auf solcbe Weise übemimmt der Mensch keine persönliche,
individuelle Verantwortung, denn lrde Verantwortung wild jenem mystischen Ziel &legqet 'lrs den
gesamten sozial-politischen Mystizismus bestimmt."ll Dieses Leben "ohne Verantwortung" war der
konsequente Versuch einer Realisierung des marxistischen Staatssozialismus, in dem Vemunft und
Menschlichkeit sehr schnell nicht nur ins Irrationale, sondem dirckt ins Absurde aMrifteten.

Hervorzuheben bleibt auch jener Umstand, daß - wie auch hinsichtlich konfuzianistischer Gesell-
schaften - ein totalitires System durchaus zu Höchstleistungen auf wissenschaftIichem, technischem
und wfutschaftlichem Gebiet in der Lage ist. Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, der Rückgang der
Produkfion und Tnflation ?indem nichs daran, daß die Russische Föderation immer noch in vielen
Bereichen über ein hochqualifiziertes Potential verfügt, 'las nicht über Nacht total zentört werden
kenn. Dazu sind Tradition und Schwerkraft eingespielter Prozesse viel zu autark. So groß die
gegenw?irtigen Krisen in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion auch von außen erscheinen mögen,
muß zunächst vermerkt werden, daß "Rußland" und "Krise" Synonyme darstellen: Rußland obne
Krise ist schlichtweg undenkbar. Im XD(. Jahrhundert, jetzt wieder in voller Blüte, haben wir eine
eigene "Krisenphilosophie" in Rußland.l2 Oabei ist die gegenwärtige Krise in vieler Beziehung
notwendig und schöpferisch. Zrm erstenmal seit 70 Jahren liegt die reale Macht wirklich in der
Fäderation und nicht im Moskauer Zentmm. Zrm ersten Mal kommt in der Provinz jene Schicht
lengsam an die Macht, die auch die Befiihigung ihrer Ausübung besitzt - die Pragmatiker der
Verwaltung und die Technokraten aus den militärisch-wirtschaftlichen Komplexen, zwei Gruppen,
die bis in die 80er Jahre von einer zunehmend dekadenten Politokratie unterdrüch worden waren.
"Angesichts des Primats des Politischen gegenüber dem substantiellen Tnhalt der Verwaltungssphäre
hat die Entwicklung dazu gefüht, daß zunehmend Halbspezialisten, mehr und mehr Dilettanten
entscheidende Rollen einnahmen und die wenn auch nicht effektiv funktionierende Verwaltung
endgältig zugnrnde richteten. ... Das technokratische Potential aus durchaus leistungsf?ihigen
Spezialisten in vielen Bercichen wurde zunehmend zurückgedrängl Unter Berücksichtigung der
Erfahrung westlicher Län<ler könnte eine wirkliche technokratische Entwicklung im Rahmen einer
demokratischen Kontrolle und politischer Direktiven durchaus effelciv werden."l3 Insbesondere in
Zentralntßland kommt dieser Impetus zunehmend zum Tragen, in einzelnen Bereichen könnte fast
bereits von einem Wirtschaftsboom gesprochen werden.

Dies bedeutet, daß Rußland auch im gegenwärtigen Zustand von Krise und Neubeginn nicht unter-
sch?itzt werden sollte. Die "Zurückfindung zu Europa", die "Selbstfindung Rußlands in Europa" wie
das "Europliische Haus" sind deshalb keine leeren Schlagwörter, sondem eine, vielleicht die existen-
tielle Aufgabe Europas des kommenden Jahrhunderts. Dies verlangt natürlich auch eine Erweitemng
des westeuropäschen Horizonts, der bereits dem Europa bis zum Ural zurückhaltend gegenüberstand

bzw. aus der bewußten Zurkenntnisnahme ausklammerte. Metropole, industrielle und wissenschafli-
che Zentren wie Tliumen, Nishnekamsk, Magadan, Kemerowo und Ulan-Ude mit ihrem auch beute
lebhaften europ?iischen Kultwberieb sind hier namentlich kaum geläufig.

Wie es einer &r bedeutendsten europäischen Philosopben des )O( Jahrhunderts, &r aus Tiflis stam-
mende Mamardaschwili, vermerkte, muß sich Europa über seine Cnöße und Bedeutung übrhaupt erst
bewußt werden. Dabei handelt es sich um einen auch kulturpsychologisch komplizierten Prozeß. Es
geht nicht nur um die Aufdeckung des Unbewußten, sondem um die Entdeckung und Umsetzung des
eigentlich Bewußten.l4 Angesichts des Rückfalls in den europiüschen Baöarismus, dem nicht mehr
friedlicben Scbneeballeffekt örtzender neuer "unabh?ingiger", "souveräner" Staaten, zumeist mit dik-
tatorischer Fäbnrng, entsteht für Europa eine Herausfordenrng, der sich niemand auf die Dauer ent-
ziehen kann. la einem gewissen Sinn - und nur in diesem - haben jene Kritiker des Umgestaltungs-

I I Manwdaschu,ili, Mcrab: Gcdankc untcr Vqbot, in: lVoprossy filcsofii, Hcft 415,1992, dlsch m:

Heft I, 1993, S. 15 ff. (35).
t2
t3

t4

Vgl.: .Ikiecophiloeophic' in: Dcr Russi$bc fuanlc, Hcft I, 192, S. 94 ff.
Titarenko, tr.G.: Tcchnolaatischcs Bcwußtscin: ob cs &r sowjctischcn Cr€sclbchaft cigcn ist? ir Filoesoßkii nauki, Nr. l,
t991.

YgL Manurdschwili, in: Dcr Russischc Hanke 4, l99e S. 15 tr
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prczesses Recht: Dem Bemähen um ein "Neue.s Denken" in Rußland steht keine adäquate Entwick-
lung im Westen gegenüber, eber seien hier Tendenzen zum Neokonservatismus feststellbar.ls

Somit stellt sich die Fmge des eigenen Standortes innerhalb Europas und der Welt für den Westen in
kaum geringerer Form als für Rußland. Dabei zeigt die Entrnicklung, daß sich die Geschichte nicht
"in einfacher Form wiederholt"; hinsichtlich einer erfolgreichen und friedlicben Transformation der
Nachfolgestaaten der Sowjenrnion werden Konzeptionen verlangt, die in vielem gmndsätdich Neues
verlangen. Das ist am Ende dieses Jahrhunderts, wie es scheint, besonders schwierig, da selbst schon
sozialpolitischer Optimismus in den negativen Genrch des Utopischen kommt. Tatsache bleibt zu-
nächst, daß viele konventionelle Überlegungen und Handlungshilfen aus verschiedenen Gränden für
den Prozeß der sog. Perestroika nicht mehr griffen. Dies gilt zum einem für den politikwissenschaftli-
cben Ansatz. Die heutige Enwicklung wurde weder rechtzeitig ertannt noch konnten konsequenter-
weise erfolgreiche Ltisungsmöglicbkeien a priori angeboten werden. Dies gilt zum anderen für die
westliche wie die manristisch orientierte Gesellschaftswissenschaft. Gefangen in Modemisierungs-
modellen, die sich bercits in den 70er und 80er Jahren in der sog. Dritten Welt als wenig realistisch
erwiesen haben, wurde und wird zu häufig übersehen, daß es sich bei der Sowjetunion der 80er Jahre
eben um eine führende Weltrnacht handelt, die die verschiedensten Stadien der Modernisierung unter
hdrtesten Bedingungen bereits durchlaufen hat.

Annfcn problematisch ist es mit der ökonomischen Herangehensweise an die Problematik. Die Beto-
nung des Marktes und die hiermit veöundenen Hoftungen erwiesen sich als schwer realisieöar. Ein
Markt bestand auch in der fräheren Sowjetunion, erbesteht seit Urzeiten und hat im )O( Jabrhundert
viele Länder aus Armut und Diktatur nicht herausführen können. Die auf der Welt sicher einmalige
Monopolisienrng bedeutet aber auch, daß die Übemahme westlicbr Lenkungslaiterien, etwa Kartell-
gesetze, im Moment nicht greifen können, da es z.B. nicht um die Verhinderung von Monopolen,
sondem um deren Entflechtung geht. Die Konzentriemng auf die Wirtschaft relativiert auch sehr
leicht den notwendigen sie umgebenden Sozialkomplex. Auch hier, wie auf einer Podiumsdiskussion
führender mssischer \Virtschaftswissenschaftler festgestellt wur&, fehlen die rechtlichen Rahmen-
bedingungen bis hin in praktische Details - "...sind denn unter rrnseren Bedingungen Gerichtsverfah-
ren denkbar, die jahrelang andauem, hunderte Rechtsanw2ilte beschitftigen und ein immenses Geld
kosten?"16

Somit zeigt sich selbst dem Nichtjuristen die Notwendigkeit einer existentiellen Rechts- und Verwal-
hrngsreform in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion - jenes gnrndlegende Problem, an dem RuBland
in den letzten Jahrhunderten immer wieder gescbeitert ist. So ist die gegenw?irtige Verfassungsdebar
te ungeachtet überflüssiger politischer Privatinteressen die eigentliche und im Moment auch fast ein-
zige Möglictrkeit, vor dem breiten historischen Hintergmnd die Demokratisienrng der Fätleration
fortsetzen zu können. De Verfassungsreform in Rußland ist "einer der letzten Ausläufer des großen

Prozesses, der in Europa mit der englischen Revolution im XVtr. und auf dem Festland mit der gro-
ßen franzäsischen Revolution am Ende des XVItr. Jabrhunderts eingeseta hat. So hat das kontinenta-
le Europa in dem verh2iltnismäßig kurzen Zeiuzum von wenig mehr als hundert Jahen den übergang
von absolutistisch-despotischer Willkär zu freiheitlichercn Institutionen vollzogen. In der Kette dieser
großen politischen Umwälanngen ist die russische Verfassung das letzte, aber nicht das unwichtigste
Qlls( Fin Staatsgebiet mit etwa 150 Mllionen Binwohnem ist damit auch innenpolitisch in die
Reibe der europiüscben Völker eingetreten, an deren Seite es schon lange vermöge seiner Leistungen
auf den meisten anderen Gebieten der Kultur gehört..."l?

Die Einbndung Rußlands in die europäische Rechetradition ist somit die eigentlicbe Aufgabe. Sie ist
in vielen Bercichen wichtiger als jene theorctisierenden Diskussionen, äber welche Wirtschaftsrefor-
men die Krise tiberwunden werden könne. Auch hier ist der EntwicklungsproznB &r vergangenen
Jahre &rrchaus positiv, ja - gemessen an der Vergangenheit - als revolution?ir zu beurteilen. Das ge-

Vgl. Narsh, lJ.: Dic kritischc Metho& dcs "Matcrialisnus urd Enpiriokitizierrus" und db modqne nichrnanbticchc

Philcophic, in Filcsoßije nauki, 1990, Hcft ll.
Getwarows*i,.üf., u.a : Das Monopol in dcr tqrkurrenzgcbundcrcn" und dcr'tonkurrsnd,cn:n" Wirtscluft, d$ch in
C*scllschaftswisrnschaftcn I, 193, S. 128 tr
Palnc,Anan: Dic RussisclE Vcrfassung. Bcrlin 1910, S. l.

l5

l6
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samt€ Geb2iude der Scheindemokratie mit dem Meinungs- und Handlungsmonopol der politischen
Elite ist zusammengebrochen und irreparabel. Die Vorbedingung für aie aemotra-tische Einricklung
- ein gesellschaftspotitischer Pluralismus - ist gegeben, wobei niömand erwarten darf, daß dieser von
heute auf morgen funktioniert. Die Vereinigten Staaten gelangten erst über den Bärgerlcrieg zu ihrcr
nationalen Identität; Westeuropas Weg zur Gemeinschaft war in vielem noch schröcklichär. Damit
verglichen ist die Entwicklung in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion, insbesondere in der Rus-
sischen Filieration, positiv und erfolgversprechend- Erkennbar iit dies weniger an den Ereignissen
der sog- großen Politik. Sichtbar wird diese Entwicklung vielmehr in den Details: der wirtschaftli-
chen Umstrukfurierung in den Provinzen oder die für Rußland vollkommen neue Seriösität der
Rechtsennrickl'ng: "Zwarist sie nach wie vor nicht frei von Mängeln venchiedenster Art... Alles im
allem kann man also für die jängste Vergangenheit durchaus von einer Blüte der Gesetzgebung spre-
chen..."l8

Unter diesem Aspekt gewinnen insbesondere die gegenwlirtigen Verfassungsdislrussionen in der
Russischen Ftideration und den anderen Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

"enrale 
Bedeutung in der

selbstgewollten Einbindung Rußlands in Europa: "'Wenn unser Land immer noch eine historische
Mission zu erfüllen hat, so besteht sie darin, das^ursprünglich-europiüsche, kategorisch-imperative
Ventändnis des Rechts von neuem aufzubauen..."l9

Michael Benjamin

Föderalismus in Rußland 1993

Aus dem Referat auf dem Kolloquium "Fiideralismus als Basis eines demokratischen Europa -
Demokratie als Basis eines fikleralistischen Europa" vom 9. bis 11. }/lärz l9 fi3

in der villa vigoni, Loveno sopra Menaggo arn comer See (Italien)

Verträge und Verfassung

In Rußland bemühte man sich, aus der Geschichte des Zerfalls der UdSSR - oft als politik der
verpaßten Möglichkeiten bezeichnet - I-ehren zu ziehen. Mitte 1990 wurde ann?ihemd gleichzeitig
und parallel die Arbeit sowohl an einer neuen Verfassung als auch an einem Föderationsvertrag
begonnen. W?ihrend die Verabschiedung des nach etwa 2 Jabren vorgelegten offiziellen
Verfassungsentwurfs auf ertrebliche Schwierigkeiten stößt und zum gegenw?irtigen Zeipunkt
zweifelhaft ist, wurden nach intensiven kontroversen Diskussionen und komplizierten Verhandlungen

9ie Färterationsverträge am 31. lt4'ärz 1992 unterzeichnet und am 10. April durch den 6. Kongreß der
Volksdeputierten gebilligt. Zugleichwurden sie in die geltende Verfassung der Russischen Ftileration
(RF) inkorporierl Zwer Republiken im Veöand Rußlands - Tatarstan und die tscbetschenische
Republik - unterschrieben den Vertrag nicht.

Als Fö&ration (ursprünglich: Russische Sozialistische Föderative Sowjetepublik - RSFSR, jeta:
Russische Ftideration - RF) bezeichnet sich Rußland seit dem ltr. Allrussischen Sowjetkongrcn i9ta.
Anfangs bezog sich diese Bezeichnung auf .l2s gesünte damalige Teritorium 

-des 
ebemaligen

Russiscben Reiches. Mit der schriüweisen Konstituienrng selbständiger Sowjetrepubliken, die sich
auch nach der Bildung der UöSR 1922 fonsetne, wur& die RSFSR nunmehr als (wenn auch

18 lVesEn, Klan* Blütc im Vcrfatl - Zur jüngscn sowjctischcn Rcchtscntwicklung in: Osauropa lgyl,l*ftI, lg4 S. 20.19 Sotowjow, E.in: Rußland urd dcr WsEn - Die Wcchsclwirkung von Kultrcnn dsch. in: Cicsclschaffswisscrchaftcn, Bd. l,
1993. S. 126.
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gößte) Unionsrepublik unter Beibehaltung ihres Namens faktisch zu einem Einbeitsstaat mit
zahlreichen nationalen Autonomien, die in drei Gruppen (autonome Republiken, autonome Crebiete,

autonome Kreise) mit unterschiedlichen Autonomierechteu und Kompetenzen gegliedert waren.

Im Zusammenhang mit der Verfassungsreform waren für den Staatsaufbau Rußlands mehrere
Modelle in der Diskussion:

- Rückkehr zum konsequenten Einheitsstaat auf der Grundlage von "Gouvernements" in Anlehnung
an die Territorialstnrktur des Zarenreichs; dieses Mode[ stieß nicht nur bei den nationalen
Strukturen, sondem auch bei den meisten anderen politischen Kiäften auf srilce Ablehnung und
fand keine Entwicklung.

- Beibehaltung des Status quo. Dieses Modell, von den nationalen Strukturen aus der Sicht der
Hervorhebung ihrer Besonderheit gelegentlich favorisiert, wurde überwiegend zugunsten einer als

demokratischer angesehenen Konzeption der konsequenten Ftideralisienrng abgelehnt.

- Bildung einer eigenen "Republik der Russen", die im Rahmen der Fäderation den anderen
Republiken gleichgeordnet w?üe. ("Russkaja Respublika' - das Russische hat ryei Adjelcive, die
ins Deutsche mit "nrssisch" überseta werden: "nrsskij" - auf das Ethnos bezogen, und "rossijskij" -

auf die Staatlichkeit bezogen). Auch dieses Mode[, das gewissermaßen die Struktur der ehemaligen
Sowjetunion auf Rußland projizierte, wurde aus historischen, psychologischen, aber auch

ökonomisch-geognphischen Erwägungen abgelehnt. (Diese Republik hrätte etwa 60Vo &s
Territoriums mit 80Vo der Bevölkerung eingenommen.)

Emsthaft in der Debatte war der Ansatz, neben den national definierten Gliedem der Ftideration die
"eigentlich russischen" Territorien unter neuen Gesichtspunkten zu regionalisieren und große

"Länder" zu schaffen, wie etwa Sibirien, der Ferne Osten, der Nordkaukasus usw. Diese auch durch
das deutsche Uindermodell beeinflußte Konzeption hätte zudem die im nrssischen Volk bestehenden
Subethnien, wie Sibirier, Kosaken, Pomoren (Anwohner der europ?üscben Eismeerkäste)
berücksichtigen können.

Es war wohl vor allem die praktische Erwägung, den Fäderatiomvertrag so bald wie möglich
abzuschließen, die (ähnlich wie bei der Rekonstitution der L?inder in der DDR 1989/90) zur
nächstliegenden Uisung führte: Bei der Ftideralisierung Rußlands wuden neben den nationalen
Strukturen - den Republiken und den autonomen Kreisen - alle bestehenden Gebiete (oblast), d.h. die
territorialen Gliederungen der ersten Ebene sowie die Städte Moskau und Sr Pet€rsburg, zu Subjelcen
der Ftideration. In den Verhandlungen über den FärJeratioosvertrag war zunächst angestrcbt worden,

die Subjekte der Ftitreration, unabh?ingig davon, ob sie auf nationaler Grundlage gebildet wurden oder

nicht, staatsrechtlich einheitlich zu behandeln. Dese Konzeption scbeiterte am Widerstand der

nationalen Republiken, die, vielleicht nicht zu Unrecht, in dieser Nivellienrng den Versuch sahen,

ihre Rechsstellung zu beschneiden.

Das fühfie zu einer recht komptizierten juristischen Konstntktion. Obwohl in der Publizistik wie auch

in der Fachliteratur meist von "dem Ftirfurationsvertrag" gesprochen wfud, handelt es sich tatsächlich

um drrei Verträge. Exakterweise ist also von den Föderationsverträgen (FV) in der Mebrzahl zu

sprechen. Je ein Vertrag wurde zwischen der RF und
- den ihr angehörenden Republiken (FVR),
- den Regionen, Gebieten sowie den Stlklten Moskau und St. Petersburg (FVG),
- dem Jüdischen Autonomen Gebiet sowie den autonomen Krcisen (FVA)
geschlossen.

Den FVR haben eine Reihe Republiken (u. a. Karelien, Saha (Jakutien), Bascbkortostan) mit
Vorbehalsklauseln hinsichttich der Zue*ennung weiterer Befugnisse an diese Republiken versehen.

Zusätzlich zum FVG wurde von allen dessen Beteiligen gleichzeitig ein Protokoll untemeichnet, in
dem einige Regelungen pr?izisiert, einige nicht unwesentlich modifiziert wuden.

Schon in der ofEziellen Bezeichnung der Verträge wird sichtbar, rlaß sie einen Kompromiß zwischen

mehr "fticbralistisch" und mehr "unitaristisch" orientierten Bestrebungen verkörpem:

'Föderationsvertrag^y'ertrag über die Abgrenzung der Verantwortungsbereiche und der Befugnisse

zwisckn den fii<bralen Organen der Staatsmacht der Russischen Fäderation und den Machtorganen
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der..." (folgt die Beschreibung der jeweiligen Glieder). W?ihrend also der Haupnitel den
Gnrndlagencharakter der Verträge henrorhebt, engt der Untertitel ihre Bedeutung ein.

Annicn wie seinerzeit der Vertrag über die Bildung der Ud.SSR vom 30. rrczrxntrcr 1922
(Unionsvertrdg) haben die FV Verfassungsrang. Sie wurden in die Verfassung der RF inkolporiert;
zudem ist festgelegt, drß ihre Bestimmungen Vorrang gegenüber eventuell widersprcchenden
Verfassungsbestimmungen haben und deß sie im Falle der Annahme einer neuen Verfassung auch in
diese zu inkorporieren sind

Jedoch begünden die FV im Unterschied zum seinerzeitigen Unionsvertrag nicht ein neues völker-
oder staatsrechtliches GesamtsubjekU vielmehr vollenden sie die Fikleralisienrng des bestehenden
Staates. Die Pr2iambeln der FV sprechen von "Emeuenrng" (nicht: Errichtung) der ftklerativen
Beziehungen. Folgerichtig ist auch die Färfuration selbst unterzeichner der FV.

Die FV sind die erste und gegenw?irtig einzige umfassende verfassungsrechtliche Neuregelung,
faktisch.las erste in Kmft gesetzte Kapitel einer neuen Verfassung der RF.

In einigen Republiken gibt es jedoch Stimmen, welche zwar die in ihren Grundlagen noch von l9Z8
stammende Verfassung der RF außer Kraft setzen, diese jedoch nicht durch eine neue Verfassung
ersetzen, sondem die FV 2um sinzigen konstitutives Dokument der RF machen wollen.

Die Föderation und ihre Subjekte

Im Ergebnis existieren gegenwärtig in Rußland 90 Subjekte der Fiktreration, die fünf Gruppen mit
unterschiedlicher staatsrechtlicher Stellung bilden:
l. die Russische Fikfuration,
2.die 19 der RF angehörenden Republiken, die dem FVR beigetreten sind
3.die Republik Tata$tan und die Tschetschnische Republik, die den FVR nicht untevnichnet haben,
4.die 55 Regionen und Gebiete sowie die Städte Moskau und St. petersburg,

, 5.das Jüdische Autonome Gebiet und die l0 autonomen Kreise.

Die Russische Fä<treration ist, die historische Kontinuität untersüeichen{ einnge Beteiligte aller frl.
Sie veränderte sich allerdings gnrndlegend: Mit den FV wurde der Schrin vom Einheitsstaat mit
Autonomien zur Ftideration getan.

In den Präambeln der FV werden übereinstimmend wichtige Grundsätze der Färleration
festgeschrieben:
- Achhrng von Geschichte, Traditionen, Kultur, Sprache und nationaler Wär& der Völker der RF,

Auf- und Ausbau von Beziehungen der Eintracht, des Vertrauens und des Einvernehmens arischen
ihnen (Nationalitätenprinzip),

- Bewahrung der historisch gewachseren staatlicben Einheit der Völker Rußlands (was dem Verzicht
auf ein Austrirsrecht gleichkommt),

- Priorität der Menschen- und Bärgerrechte
Wohnsitz (also Diskriminierungsverbot).

-ft,eiheiten unabh?ingig von Nationalität und

ät beachten ist, daß diese Grundsätze wie auch alle anderen nur für die Teilnehmer des Vertrages
veöindlich sind

Die Republiken

Den FVR haben nach dem gegenwärtigen Stand 19 nach nationalen Gesichtspunkten gebildete
"Souveräne Republiken (Staaten) im Veöand der RF' unterzeichnel Diese Republiken sind den
anderen Gliedem der RF insofem juristisch gleichgeordnet, als sie wie diese unmittelbar Subjekt der
RF sind. Auch unterscbeiden sich die Kompetenzen nicht prinzipiell.

Dennoch nehmen die Republiken unter den Subjekten der RF eine berausgehobene Position ein.
Historisch ist das darin begrändet, daß das Nationalitätenprinzip Ausgangspunkt des
Föderalisrnusgedankens in Rußland war und auch gegenw?irtig seine HaupttrieUraft ist.

sowre
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In den letzten lahren wurde die Stellung der nationalen Autonomien angehoben. Außerer Ausdnrck
dessen war u.a., daß die bisherigen autonomen Republiken sich als "Republiken" bezeichneten und
überwiegend Deklarationen über ibrc Souveränität ögaben. Politisch unterstätzt wurden diese
Tendenzen in den noch unter Goöatschow geführten Verhandlungen über die Reform der UöSR, in
die die damaligen autonomen Republiken gleichrangig mit den damaligen Unionsrepubliken
einbezogen wurden. Ferner nahmen mit einer Ausnahme alle bisherigen autonomen Gebiete
Rußlands den Status von Republiken an.

Nicht ohne Belang ist auch die geopolitische Situation der Republiken. Sie befinden sich im
'Wesentlichen in drci geographischen Bereichen: als "nationale Randgebiete" an der Kaukasusgrenze
der RF sowie in Zentralasien an den Grenzen zu China und der Mongolei. Die dritte Gnrppe bildet
eiren fast durchgehenden, sich von Nord nach Süd entlang dem Uralgebirge und der Wolga
erstreckenden Gärtel, der vom Eismeer bis fast ntr Grenrr,l(nsschsrens reicht und den europ?üschen
fast vollständig vom asiatischen Teil der RF trennt. Einige der vollrcichsten, territorial größten und
ökonomisch bedeußamsten Republiken (u.a. Tatarstan, Baschkortostan, Dagestan, Saha Fakutienl)
sind turtsprachig und/oder kulturell vom Islam beeinflußt. Die meisten bedeutenden Robstoftor-
kommen (u.a. Diamanten, Gol( ein großer Teil des Erdöls und der Steinkohle) liegen auf dem Terri-
torium der Republiken.

Juristisch ist die Position derRepubliken weiterhin durch folgende Momente gekennzeichnet:

Im Untenchied zu den anderen Subjelcen der RF werden ihnen die Eigenschaften der Staatlichkeit
und der Souveränität mit den entsprechenden Institutionen (Präsidentschaft, Regienrng, Verfassung,
Gesetze, Verfassungsgerichte usw.) zuerkannt. Zur in der Präambel des FVR wfud das Recht auf
nationale Selbstbestimmung ausdräcklich genannt, zugleich aber auch ihre ärgehörigkeit zur RF
(schon in der Bezeichnung) hervorgehoben.

Der FVR enth?ilt im Unterschied zu den anderen Verträgen keine Bestimmungen über die Möglich-
keit, deren Territorium nr verändem; dies ist also - soweit nicht ,tas Territorium der RF als Ganzes
tangiert wird - ausschließliches Souveränitätsrecht der Republiken.

Den Republiken kommt ein umfassenderer Verantwortungsbereich zu. Der FVR legt die gemeinsame
Cresetzgebungskompetenz von Fäderation und Republiken auf einer Reihe von Gebieten fest, die in
den anderen FV als ausschließliche Fäderatiopsangelegenheiten behandelt werden. Dazu gehören u.a.
das Verwaltungsverfahrensrecht, Arbeitsrecht, Familienrecht" Ulheberrecht sowie Gerichtsverfas-
sungsrecht, aber auch der Schutz nationaler Minderheiten und das Regime der Staatsgrenze der RF.

In Anbetracht des Robstoffr,eichtums der Republiken ist es mehr als eine juristische Frage, wenn es in
Art. m Abs. 3 FVR im Unterschied zu &n entsprechenden Bestimmungen der anderen FV heißt, daß
Grund und Boden, Bodenschätze, Tier- und Pflanzenwelt (origin2ir) Eigentum der Völker der Repu-
bliken sind. (Hier geht es nicht um die Zil?issigkeit oder den Ausschluß von hivateigentum, sondem
um Besitz-, Nutzungs- und Verfügungsbefupis der Republik im Unterschied zu jerer der
Ftideration) Freilich wird die Grundlagengesetzgebung zum Regime des Grund und Bodens der
Ftideration zugeordnet

Zwei Republiken, Tatarstan und die Tscbetschenische Republik, haben den FVR nicht unterzeichnet.
W?ibrend Tatarstan seine Zugehörigkeit zur RF nicht prinzipiell in Frage stellt, (obgleich es z.B. im
Zusammenhang mit den Konflikten auf dem VItr. und D( Kongreß der Volk*putierrcn dort
Stimmen gab, man wolle sich nicht in die "inreren Angelegenheiten Rußlands" einmischen) ist das
hinsichtlich der Tschetscleniscben Republik weniger klar. In jedem Falle gehen bei& Republiken
davon aus, daß die Beziehungen ar Rußland durch bilaterale Verträge geregelt werden müssen. Art.
VItr Abs. 2 FVR sieht ausdräcklich auch die Möglichkeit einer bilateralen vertraglichen Regelung im
Umfrnge des Inhalts der FV vor. Russischerseits verweist man zugleich darauf, daß für die
Rqrubliken, die nicht unterzeichnet haben, unverändert die Verfassung der RF gilt, die ein
Austrittsrccht nicht vorsieht.
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Die Gebiete

Die Grundstrukturen der Gebiete und Regionen waren in den dreißiger Jahren auf sehr
unterschiedlichen historischen, geographiscben und etbnischen Grundlagen vorwiegend nach
politischen und ökonomischen Kriterien gebildet worden. Territoriale Ver?inderungen, Bildung neuer
Gebiete usw. waren in der Vergangenheit nicht selten. Der Unterschied zwischen "Gebiet" (oblas$
und "Region" flrrai) ist heute rein historischer Natur. Ursprünglich waren als Regionen solche
administrativen Untergliederungen bezeichnet worden, in deren Bestand noch nationale oder
administrative Gebiete bestanden. Sie entstanden in territorial sehr ausgedehnten (Sibirien, Femost)
oder ethnisch sehr zersplitterten (Nordkaukasus) Landesteilen. Im Laufe der Zeit sind mit einer
Ausnahme jedoch alle Gebiete "fötlerationsunmittelbar" geworden.

Mit dem Abschluß des FVG wurde der Bestand der Regionen und Gebiete ebenso wie die Stellnng der
Städte Moskau und St. Petersburg als selbständige Subjekte der Ftideration vertraglich garantiert und
kann nicht einseitig verändert werden. Verlindenrng und Neubildung von Gebieten sind gemeinsame

Angelegenheit, wobei der Föderation ein Bestätigungsrecht zukommt. Im weiteren werden alle drei
durch den FVG erfaßten Kategorien von Subjelten der RF mit "Gebiet" bezeichner

Verglichen mit der bisherigen Stellung der Gebiete als Verwaltungseinbeiten hat sich ihre
staatsechtlicbe Stellung deutlich erhöht, wenn auch in ebenso deutlicher Differenzienrng zu den
Republiken. Hier ist vor allem das völlig neue Recht der Gebiete auf Erlaß von Satzungen (ustaw),
also verfassungs?ihnlicher Grundsatzakte, zu nennen. Die allgemeinverbindlichen Normativakte der
Gebiete werden jedoch nicht als Gesetze bezeichnet, sondem wie bisher als Beschlüsse.

Diese Unterscheidung trägt keineswegs formalen Charakter. Wie dargeste[t, sind nicht nur die
Bereiche gemeinsamer Verantwortung der Fäleration und der Gebiete enger als bei den Republiken.
Es zeichnet sich auch ab, daß, obgleich die entsprechenden Vertragstexte (Art. tr, Abs. 2) fast
identisch sind die gemeinsamen Verantwofiungsbereiche bzw. die Normsetzungskompetenz
unterschiedlich realisiert werden. W?ihrend die Republiken in vielen Fällen auf der Grundlage einer
Rahmengesetzgebung der Ftideration eigene Kodifizierungen vomehmen können, wird bei den
Gebieten auch an den Erlaß "örrchgängiger" Gesetze der Fä<ieration gedacht, die nur für die Gebiete
(und analog die autonomen Kreise) gelten, denen dann der Erlaß von Normen mit Durchfühnrngs-
und Pr?izisienrngscharakter verbleibt.

Dese Unterschiede werden von den Gebieten kritisch betrachtet. Die Absicht zur Angleichung des

staatsrechtlichen Status aller Subjekte der Fäderation wurde von den Gebieten in einem
Zusatzprotokoll zum FVG ausdrücklich erklärt. Insoweit es um die "Anhebung" des Status der
Gebiete geht, wird dieser Forderung auch seitens der Republiken jeta nicht widenprochen.

Die Autonomien

Die stnrkturelle und rechtliche Besonderheit des Jüdischen Autonomen Gebiets und der autonomen
Kreise (im weiteren ansammenfassend als Autonomien bezeichnet) besteht darin, daß sie (obgleich

dies verfassungsrechtlich nicht zwingend ist) territoriale Einheiten innerhalb von Gelieten sind
Auch der FVA geht von diesem Modell aus. Unabhängig von der hierarchischen Ebene wird der
staatsrechtliche Status der Autonomien durch den FVA zugleich vereinheitlicht und erhöht, da sie
nunmehr als unmittelbare Subjekte der Ftkleration des Republiken und Gebieten gleichgeordnet sind.
Es grbt faktisch in der RF nei Gnrppen von Subjekten auf nationaler Grundlage: die Republiken und
die Autonomien. Die Autonomien sind dünnbesiedelte Territorien, die sich ztßammen mit der
Re,publik Saha fast entlang der gesamten Eismeerkäste Rußlands erstrecken. Mehrheitlich von
Russen, nicht von Angehörigen der Titularnation bewohnt, sind sie sowohl durch ihre strategiscbe
Iage wie auch ihren Rohstofft,eichtum Meutsam.

Die Rechtsstellung der Autonomien ist jener der Gebiete weitgehend angeglichen. Jedoch verfassen

die Autonomien keine Satzungen; die Rolle dieses Dokuments spielen spezielle Gesetze der RF über

die einzelnen Autonomien, die von jenen im Obersten Sowjet einzubringen sind- Damit wird die
Stellung der Autonomien auch mit unmittelbarcr Veöindlichkeit für die anderen Subjekte der
Fätbration, insbesondere die Crebiete, denen sie angehören, bestimmt.
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Entsprechend dem FVA sind auch die Beziehungen zwischen der Autonomie und dem Gebiet, dem
sis angehören, durch Vertrag zu regeln. Der staatsrechtliche Status einer Autonomie wfud damit in
der nachfolgenden Rangfolge der Veöindlichkeit durch ein dreifaches System von Rechtsakten
bestimmt:
- den FVA,
- das jeweilige Gesetz der RF äber die Autonomie,
- den Vertrag zwischen der Autonomie und dem Gebiet, dem sie angehört.

Abweichungen ergeben sich schließlich daraus, daß der FVG und der FVA zwar weitgehend analog
sin4 für die Autonomien jedoch nicht rlas Zrsatzprotokoll zum FVG gilt. Eine der jedenfalls
juristisch wesentlichsten Konsequenzen besteht darin, dalß Art. II FVA, der den Katalog der
gemeinsamen Verantwortungsbereiche der Fötleration und der Autonomien enthiilt, im Unterschied
zu den beiden anderen Verträgen eine Generalklausel "zugunsten" der Fötlerationsverfassung enthält
("andere Befugnisse, welche die Verfa.ssung der RF der gemeirxamen Verantwortung ... zuweist").
Eine solche Bestimmung war im FVR nicht enthalten, im FVG wurde sie durch das Zrsat4rotokoll
wiederbeseitigr

Abgr€nzung der Venantwortungsbeneiche

Der wesentliche Inhalt der FV besteht in der Abgrenzung der Verantwortungsbereiche und der
Befugnisse zwischen der Ftideration und deren Gliedem. Die FV gehen von der Zuordnung von
Sachgebieten (predmet wedenija - im weitercn überseta mit "Verantwortungsbereich") in die
Verantwortung der Füleration bzw. der anderen Subjekte aus. Die Abgrenzung bindet also einerseits
alle Staatsorgane bzw. staatlichen Amtsträger, l?ißt andererseits offen, in welchen Rechtsformen dercn
Regelung erfolgt. Die einseitige Ver?indenrng der Verantwornrngsbereiche wird durch Art. VII FVR
bzw. Art VItr FVG und FVA ausgeschlossen; andererseits erlauben die Art. IV der FV aus&äcklich
Veränderungen auf vertraglicher (auch bilateraler) Grundlage.

Sowohl die ausschließliche Verantwortung der Föderation als auch die gemeinsame Verantworfrng
der Union und ihrer Glieder sind enumerativ geregelt (hinsichtlich der Autonomien unter
Verfassungsvoöehalt). In allen anderen Fragen, einschließlich z.B. außenpolitiscbr und
außenwirtschaftlicher Beziehungen, sind die Glieder der Ftideration frei.

Im weiteren werden die Verantwornrngsabgrenzungen umrissen, die allen FV gemeinsam sind
Besonderheiten der verschiedenen Kategorien von Gliedem der RF wurden bereits dargestellr

Die ausschliefiliche Verantwortung der Föderation (Art. I der FV) umfaßt im wesentlichen die
folgenden Bereiche:

- Gestaltung und Organisation der Fijderation (Annahrne und Abändenrng der
Ftitfurationsverfassung, Fäderationsterritorium, Struktur der ftkleralen Staatsorgane, ftklerale Orden
und Ehrenzeichen);

- Grundlagen der Wirschaftsordnung: Verwaltung des staatlichen Eigentums - wobei die
Abgrenzung der Eigenhrmsträger gemeinsame Verantwortung ist -, Rechtsgnrndlagen des
einheitlichen Marktes der RF, Finanzen, fticlerale Steuem, Kreditgrundsätze,7all, Geldemission,
Grundlagen der Preispolitik, ftklerale Banken, Fäderationshaushalt, ftkterale Fonds der
Regionalentwid*gt

- Infrastruktur: Fäderales Energiesystem, fiklerales Vertehrswesen, insbes. Eisenbabnen,
Telekommnnikation, Kemenergie, Aktivitäten im Kosmos, Wetterdienst, Standards, Meteorologie,
Statistik und Rechnungswesen, Vermessungswesen und Kartographie;

- Außenpolitik, Verteidigung und Sicberheit: Krieg und Frieden, Verteidigungsindustrie, Regelung
des Handels mit Wafren und Mlit?irteshnik, Giften, spaltbarem Material, Nartotika und ihres
Einsatzes, Status und Schutz der Staasgrenze,&r Tenitorialgew?isserusw. derRF;

- Rechtsordnung: Ftiterale Angelegenheiten sind nach allen FV die Straf-, Stra$rozeß- und
Strafvollzugsgesetzgebung, das Amnestie- und Begnadigungsrccht, die Zvil-, ävilproze& und
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Schiedsverfahrensgesetzgebtrng, das ftklerale Kollisionsrecht. Wie schon bemertt, sind nach Art. I
Abs. I Buchst. o FVG und FVA für die Gebiete und Autonomien auch rlqs Arbeits-, Familien-,
Verwaltungsverfahrens- und Urheberecht Ftiderationsangelegenheiten.

Za &n Angelegenheileo gemeinsamer Verqntworrang gehören insbesondere:
- Wirtschaftsordnung: Abgrenzung des Staatseigentums, Gnrn@rinzipien des Abgabenwesens;
- Natur- und Umweltschutz, ökologische Sicherheit, geschützfe Natur- und Kulturdenlcn:iler;
- soziale Fragen: Allgemeine Fragen von Volksbildung, Kultur und Sport, Koordinierung des

Gesundheitswesens, Familienangelegenheiten, soziale Sicherheit;
- Koordinierung der außenpolitischen und außenwirtschaftlichen Tfigkeit der Glieder der

Ftitleration;
- Rechtsschutz und öffentliche Sicherheit: Schutz der Menschen- und Bürgerrechte, der Rechte der

nationalen Minderheiten, insbesondere Sicherung des traditionellen kbensraumes und der
Itbensweise kleiner ethnischer Gruppen; Gewlihrleistung der Rechtsordnung und der öffentlichen
Sicherheit, Katastrophenschutz; Veü?ingung des Ausnahmezustandes auf dem Territorium eines
Gliedes der Föderation;

- Rechtsordnung (vgl. auch oben): Gerichsverfassung, Notariat, Rechtanwaltswesen, Penonal der
Justizorgane; allgemeine Grundsätze der lokalen Selbswerwaltung; Venraltungsrecht,
Wohnungsrecht, Boden-, Wasser- und Forstgesetzgebung, Gesetzgebung über Bodenschätze sowie
Umweltschutz.

Die Wechselwfukung zwischen Fülerationsverantwor$ng, gemeinsamer und "Glied"-Verantwortung
ist teilweise noch unklar. In den Bereichen unter Föderationsverantwortung sind nei Gnrppen zu
unterscheiden: Bereiche "absoluter" Föderationsverantwortung (2.8. Verteidigung,
Kosmosaktivitäten, spaltbare Materialien), die den Gliedem völlig enEogen sind, und Bereiche, die
Ergebnis einer Abgrenzung sind (2.8. ftiderales Staatseigentum, außenwirtschaftliche Beziehungen
der RF, fiicleraler Haushalt). In diesen Fällen ist die Abgrenzung selbst oft aus&äcklich als
gemeinsame Angelegenheit gekennzeichner Abgrenzung des Staatseigentums, Bestirnmung der
allgemeinen Grundsätze der Abgabenordnung.

Gntndsätdich kann die gemeinsame Verantrilortung auf venchiedene Weise wabrgenommen werden:
Durch Erlaß von Rahmengesetzen ("Grundlagen der Gesetzgebung"- dies wird als Regelfall in fut. tr
Atx. 2) ausgewiesen, aber auch durch unmittelbar durchwirkende Ftiderationsgesetze, insbesondere
gegenüber den Gebieten und Autonomien, also auch unterschiedlich für unterschiedlicbe Gmppen
von Subjekten. Auf dem Abstimmungs- bzw. Vereinbanrngswege sind offenbar solche Fragen zu
regeln wie die Abgrenanng des Staaseigentums.

In allen Vertr?igen heißt es, daß in den Bereichen gemeinsamer Veranfwoftung die Normsetzung der
Glieder in Ubereinstimmung mit der Grundlagengesetzgebung der Fikleration erfolgen müsse. Deren
hiorität im Konfliktfall legen allerdings ausdrücklich nur der FVG und FVA fest.

Nach Art. ry'I Abs. 3 der FV sind Streitf?ille dem Verfassungsgericht der RF vorzulegen. Die Regel
"Fätlerationsrecht bricht Gliedrecht" ist also zumindest hinsichtlich der Republiken nicht unmittelbar,
sondem lediglich als Entscheidungsgnrndlage des Verfassungsgerichtes wirksam.
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ITI. fisletationen

Heidrun Abromeit: Der verkappte EinheißsaaL Leskc + Budrich, Optaden 1992, 137 Seiten

Der Titel ist bereis These dieser essayistischen Arbeit: Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht und
war nie ein "echter" Bundesstaat, sondem ein "unitarischer Parteienstaat in bundesstaatlicher Form",
gepägt durch eine hochverflochtene Variante des Verwaltungsfikleralismus ("Pseudo-Föderalis-
mus"). Was sie unter "echtem" Ftirieralismus versteht, erläutert die Autorin, Soziologieprofessorin in
Duisburg, anhand der Beispiele USA und Schweiz, um sodann die historischen "Schwäihen und Ge-
burtsfehler des deutschen Fikleralismus und ihre Folgen" in der "alten" und der "neuen" Bundesre-
publik aufzuführen. Nehme man alles zusammen, sei die Geschichte deutscher Bundesstaatlichkeit
eine Geschichte der falschen Weichenstellungen und verpaßten Gelegenheiten. Als ein Beispiel unter
vielen nennt sie die ($/ieder-)Errichtung von ftnf Ländem (statt eines einzigen) in der ehemaligen
DDR. Die Diskussion um die beiden großen Reformprojekte Neugliedemng und Finanzausgleich sind
denn ihrer Ansicht nach auch nur Ausdmck der mangelnden F?ihigkeit und Bereitschaft des deut-
scben Bundesstaates, sich zu reformieren - die weitere Zentralisierung sei unvermeidlich. Die Autorin
bestreitet nicht die Funlcions- und l-eistungsf?ihigkeit der Bundesrepublik. Sie wamt allerdings davor,
den bundesdeutschen Ftideralismus zu exportieren, tauge er doch nicht, ein friedliches Zriammen-
wachsen beterogener Teileinheiten zu befärdem, denn er setze umgekehrt Homogenität und Integra-
tion voraus.

Joachim Bauer (Hg.): Europa der Regionen. Aknelle Dokumente zur Rolle und Zukunft der deut-
schen Iinder im europöischen Integrationsproze!3. (Schriften zwn europöischen Recht, ia. e1, Our-
ckcr &, Hwtblot,2., unverönd. Auflage, Berlin 1992, I3I Seiten

Der Band enth?ilt neben einer kurzen einführenden Vorbemerkung des Herausgebers, Leiter der
Gruppe Techt" der Staatskandei des l,andes Nordrhein-Westfalen, zwölf Dokumente zur Rolle und
Arkunft der deutscbn Bundesländer im europäschen Integrationsprozeß aus den Jahren 1987 tds
1990, danrnter drci Beschlüsse der Ministerpräsidentenkonferenz, fünf Entscbließungen des Bundes-
rates, eine Entschließung des Europäschen Padaments, einen Bericht der Arbeitsgruppe der Staas-
und Senatskandeien "Europa der Regionen", einen Beschluß der Länderregierungscüeß und eine
Bund-Länder-Vercinbanrng. 7tt &n vordrin_glichsen Fordenrngen der deutschen L?inder gehört die
Verankenrng des Subsidiaritätsprinzips, die Öffoung des Ministerrates für Vertreter von Läidem und
Regioren, die Schaffrrng eines mit besonderen Rechten ausgestatteten Regionalrates sowie die Ein-
räumung einer Klagebefugnis für L?inder und Regionen. Zumindest letztere Forderung ist im Vertrag
über die Flrop:iische Union nicht berücksichtigt worden. Ob die in Maastricht gefundene schwam-
mige Formulierung des Subsidiaritätsprinzips den Wünschen der L?inder entspricht, kann bezweifelt
werden. Sie ist inzwischen allerdings nachgebessert worden. Die ärkunft wird zeigen, ob die prinzi-
pien des Regionalisnus und des Ftktreralismus in Europa so durchgesetzt werden können, wie es sich
die deutschen Bundesl?inder vorstellen.

Artlur B. Gunlicks und Rüiger Voigt (Hg.), Föderalismus in der Bewöhrungsprobe: Die Bundesre-
pubhk Deu*chland in den 90er Jahren, Universitä*verlag Dr.N. Brocloneyer, Bochwt 1991,
281 Seiten

Der Band ist die aktualisierte deutscbsprachige Ausgabe des im Hertst 1989, also noch vor der Mau-
erötrung erschienenen Heftes 4llgSg "Federalism and Intergovernmental Relations in West Ger-
many: A Fortieth Year Appraisal" der vom Center for the Snrdy of Rderatism in den USA herausge-
gebenen Zeitschdft Srblius. The Joumal of Federalism". Neben einer Einfiihmng der Herausgeber
enthält er vier Teile. In Teil l: Geschichte benachtet Wolfgang Renzsch die historischen Grundlagen
deuscber Bundesstaatlichkeit- Teil 2: Institutioren enth?ilt drei Beiträge von Gunther Kisker, Hans-
Georg Wehling und Oscar W. Gabriel äber das Bundesverfassungsgericht, den Bundesrat und die
politischen Parbien. In Teil3: Politikbereiche geht es in den Beiträgen von Rüdiger Voigt, Heinrich
Miding und Klaus Otto Nass um hobleme der Finanzverfassung und Fragen der Bildungsplanung
(als Beispiel für Politikverflechtung zwischen Bund und L?indem) sourie um die Rolle der deutscben
Bundesl?inder in der Außen- und Europapolitik. In Teil 4: Politikverflechtung und neue Entwicklun-
gen befassen sich Arthur Benz, Harünut Klatt und Ulrich Penski mit Grundsatzfragen und Reform-
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konzepten des ftideralstaatlichen Systems, insbesondere mit Funktionsweisen des kooperativen Ftiie-
ralismus, Penski auch mit Vorschlägen zur Neugliedenrng der L?inder.

Ioachim fens HesselWolfgang Renzsch (Hg.), Föderalstaatliche Entwicklung in Europa. (schiften
zur Innenpolitik und zur kommunalen Wßsenschaft und Praxis, Bd.5), Nomos Vertagsgesellschaft,
Baden-Baden 1991, I89 Seiten

Der Band enthält die Vortr?ige (von Wolfgang Clement, Frank Delmartino, Luciano parejo Alfonso,
Wadimir W. Pustogarow, Tfurek Jicfnski, Jürgen Klingbeil, Gunter Kisker, Cbristopb Zäpel, !o-
fuann $gfo6rs, Fritz W. Scharpf und den Herarsgebem) einer Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung am
20.12L. September 1990 in Bonn sowie einen Bericht über den Diskussionsverlauf (von Klaus H. Götz
und Dietber Schönfelder). Schwerpunkte waren die FtirJeralisiemngs-, Regionalisierungs- und Dezen-
tralisienrngsprozesse in ausgewählten west- und osteuropäischen Ländem (Deutschland, Belgien,
Spanien, Sowjetunion, CSFR) sowie die rechtlichen, wirtschafttichen und politischen Herausforde-
rungen, denen sich der deutsche Fär:leralismus angesichts der deutschen Vereinigung und des euro-
p?üschen Integrationsprozesses gegenübersieht. Die Tagung behandelte damit eines der brennendsten
Themen unsercr Zeit: Schwindender Nationalstaatlichkeit und der Verlagerung nationalstaatlicher
Aufgaben auf höhere Eberen steht die Hoftung auf stärtere regionale Selbständigkeit und Vielfalt
gegenüber. Ländemeugliederung, Finanzausgleich, Vertretungs- und Mitwirkungsbefugnisse der
L?inder und Regionen auf EG-Ebene und Subsidiaritätsprinzip sind hier die vor allem auJdeutscher
Perspektive zentralen Themen. Deutlich wid jedenfalls: Ein veöindliches Fäderalismusmodell gibt
es nicht. Und: Jicfnslcfs Optimismus hinsichtlich einer emeuerten tschechoslowakrschen Fäderation
hat sich nicht erfüllt.

Gerhard Hirscher (Hg.), Die Zukunft des kooperativen Föderalismus in Deutschland. (Berichte und
Studien der llanns-Seidel-Stifung e.V., Reihe Grundsatzfragen, Bd. 63), o.O. (München) 1991,
248 Seiten

Der fiitbrative Charakter Deutschlands ist als gnrndlegendes Element 6p1 Vsrfassrrngsordnung,
gleichsam als "verfassungsgeschichtlicbes Urgestein" (M. Sachs), unter die Ewigkeitsgarantie des
Artikels 79 Abs.3 des Gmndgesetzes gestellt. Längst ist Deutschland allerdingi ein "unitarisch-
kooperativer" Bundesstaat geworden, in dem Bund und Länder gemeinsam unüaufeinander abge-
stimmt Aufgaben bearbeiten ('?olitikverflechtung"). Mit der drch Maastricht eingeleiteten Enrwick-
lung der EG zu einer europiüschen Union und mit der deutschen Einheit ist der (kooperative) Ftirfu-
ralismus neuen Herarsfordemngen und Gefahren ausgesetzt. Der Ban4 der auf einer Tagung vom
25.-n. Febmar 1991 (also noch vor Maastricht, der Konstituierung der Gemeinsamen Verfassungs-
kommission und der Finenzlusglslchsentscheidgng des Bundesverfassungsgerichts) basiert, beschäf-
tigt sich mit diesen Gef?ihrürngspotentialen und mit "Entflechtungskonzepten". Er enthlilt - mit
bayerischer Schlagseite - neben einer Einleitung des Herausgebers neun Beitr?ige (von El&ehard
Schumann, Hartrnut Klatt, Ulrich Exler, Werner Rutz, Arthur Benz, Ingeborg Berggreen, Michael
Sachs, Roland Sturm und Rainer-Olaf Schultze) zu Grundfragen des deutschen Fäderalismus, arr
Ländemeugliedenrng, zu Problemen des Finanzausgleichs und zum Regionalismus. Einig in der Ein-
schätzung, daß aufgrund der Disparitäten zwischen alten und neuen Bundesländem die Kooperation
der L?inder untereinander kaum noch befriedigend firnktioniert, sind die Autoren durchaui unter-
schiedlicher Ansicht in bezug auf mögliche Läsungen und Reformkonzepte, insbesondere hinsichttich
der Neugliedenrng. Sie lassen allerdings keinen Zwertel daran, daß es Sache der L?inder selbst sei,
sich gegen weitere Kompetenzverluste - sei es an den Bund, sei es an Europa - offensiv zu verteidi-
gen.

Robert Kaufmann, Bundesstaat und Deutsche Einheit, R. v. Decker's Verlag, G. Schenk, Heidelberg
1992,187 Seiten

Die Arüeit - eine Münchener juristische Dissertation - beschrcibt die historischen, rechtlichen und
politischen Voraussetzungen der Wiederherstetlung fikbrativer Strukturen in der ehemaligen DDR
und untersucht die Auswirkungen des Beitritts der neuen Bundesländer auf den Bundesstaat unter
dem Gnrndgesetz.
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Michael H' Koch, zur Einfiiihrung eines Grundrechtslutaloges im vereinigten Königreich von Grof-bitannien und Nordirlard (veröffentlichungen des Institutifnr Internationales Recht an der (Jniver-
siait Kiel, Bd. 112), Duncker & Hrmbtot, Berlin 1991, 329 Seiten

Eine der Besonderheiten der britischen verfassung und zugleich besonders auff?illigen Abweichungen
v9n de-n verfassungen anderer demokratischer Stäaten, iirast aller Staaten der lielt, ist das Fehlen
eines Grundrechtskataloges. Die Arbeit - eine Bonner Dissertation - befaßt sich vor dem Hintergrund
der qpezifischen britische_n.v-erfassungslage mit den verschiedenen vorschlägen und Anläufen zur
Einfthrung einer "Bill of Rights".

Detlef Merten (Hg), Fö-deralßmus und Europäische Gemeinschaften unter besonderer Berücksichti-
gung von umwelt und Gesundheit, Kulnr und Bitdung, Duncker & nr btot, Berlin 1gg0, 367 seiten

Der Band enthilt die Referate (von Herbert Schambeck, Algeria Borräs, Georg-Bemdt oschatz,
Thorsten Stein' Paul Kirchhof, Joseph H. Kaiser, Mchael Schqieitzer, Ralf Wigenüauer, Mariä Jesris
Y:.,"- Chiner, Stephan Schwarzer, Deter Hölzel/Karl Überla, Heinz peter volkert, Walter Rudolf,
Friedrich Barer und Rupert Scholz) und Diskussionsberichte (von Horst Risse, Matthias Niedobitek,Bemd Pfeifer, Gabriela Müller, Heike Kuhn und Bemhard Schumann) eines deutsch-österreich-
spaniscben Symposiums, das vom 19. bis 2l.Mdrz 1990 als 33. Sonderseminar der Hochschule fürVrrwaltungswissenschaften Spe>ret durchgefübrt wurde, sovrie im Anhang verschiedene Richtlinien
des Rates der EG.

Fritz ossenbähl (Hg.), Föderalismus und Regionalismus in Europa, Nomos Verlagsgesellschaft,
Baden-Baden 1990, 336 Seiten

Der Band dokumentiert 
-ein_e1 

verfassungskongreß ztm 40. Geburtstag des Grundgesetzes, der vom14' bis 16. September 1989 in Bonn stattfand. Er enth?ilt neben einer Einftihnrng des Herausgebers
und einer Ertitr'rngsrede des damaligen Bundesinnenministers Schäuble acht aufgmnd eines Fragen-
11d 

Tbemg'tataloges ausgearbeitete L?inderberichte aus der Schweiz (Kurt Eiche;berger), ost"rrei"n(HeÖert Schambeck), der Bundesrepublik Deuschland (Fritz ossenbühl), Spaniei liiiaria lesrisMontoroChiner), Frankreich (vlad Constantinesco), Italien (valerio onioa;,-netgien (I-ouis paul
Suetens) und Großbritannisa (Nevil Johnson), die sich vorrangig aen praftiscnin, weniger den
verfassungsrechtsdogmatischen Problemen der ftkleralen Uzw. regi-oi4en Strukturen widrnen.

Clanens Stewing, Subsidiariuit und Föderalßmus in der Europöischen (Inion. (Schriften zwn
wirtsclnfts-, Handels-, Industrierecht,8d.33), carl Heynanw'verlag KG, Köln, Berlin, Bonn,
München 1992, 186 Seiten

Die Untersuchung befaßt sich mit der Bedeutung des Gmndsatzes der Subsidiarit?it im deutschen und
europäischen Recht. Bereia berücksicbtigt sind die Maastrichter Beschlüsse. Kapitel I greift auf
staatstbeorctische und sozialethische Quellen des Subsidiaritätsprinzips zurück. In kapitel ä geht esum seine flrrsigtnrng im deutschen Rechssystem. Kipitel 

- 3 befaßt sici mit dem
Subsidiaritätsgedanken im geltenden EG-Recht, ausgebend lroo 

-d"o 
Ansätzen in den Art. 6, 67, g5,

100 und 235 tiber fut. 130r Abs. 4 bis hin zu dem in Maastricht beschlossenen fut. 3b Abs. 2
EWGV, der das Subsidiaritätsprinzip ersunals ausdrticklich in den EWG-Vertrag einführt. Kapitel 4
untersucht unterdem Titel "Essentialia ftklerativer Stnrkturen" die Frage, ob undL welchem Umfang
der Föderalismusgedankrc den Subsidiaritätsgertanken sttitzt und in der EG bekannt und verwirklichttI. D^ Schlußkapitel fa8t die Ergebnisse ansammen und entwickelt Formen der Ausgestaltung einer
Gemeinschaftsstnrknrr, die sich an den hinzipien der Subsidiarität und des Ftkieralismus orientiefi.
lie gegenwärtige Entwicklnng ist nach Ansicht des Autors nicht mehr von der Vision einer
Politischen Union, sondem voo der Maximienrng des eigenen Vorteils geprägr Stewing kommt zu
lem - scbeinb-ar paradoxen - Ergebnis, daß Nutznießer dieser EntwicHung --jedenfals;inel- und
langfristig - die Cremeinschaft sowie die L2inder und Regionen sein werden, or:inrena die Mitglied-
staaten Kompetenzen nach oben und unten abgeben werden. Die Gemeinschaft bedürfe der L?inder
bzm. Regionen als einer Instanz, die sach- und btirgemahe Verwaltung gewährleiste. Diese
Entwicklung sei nur aufzuhalten durch eine Cresamtrevision des europiüschen-VJrfassungsrechts auf
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der Basis von Demokratie, Rechts- und Bundesstaatlichkeit, die der Enr*'icklung der Gemeinschaft
zu einem Quasi-Staatswesen auch tatsächlich Recbnung trage.

Georg v. Welck, Die Bundeslärder und die Einheitliche Europöische Akte. (Europarecht -
Völkerrecht, Bd. 36), Verlag V. Fbrentz GmbH, München 1991, 192 Seiten

Die zunehmen& Ausweitung der Kompetenzen der EG auf Kosten der L?inder führte in den letaen
Jahren verstättt zu der Fordenrng nach mehr Mitwirkungsbefugnissen der Bundesländer. Ihren
gesetzlichen Niedenchlag fand diese Fordenrng in $ 2 des Ratifikationsgesetzes zur Einheitlichen
Europ?üscben Alre. Die fubeit - eine Müncbener Dissertation aus dem Jahre 1990 - beschäftigt sich
mit dieserProblematik In Teil I werden die verfassungsrechtlichen Grundlagen, insbesondere lut. U.
GG und die Stellung der Bundesländer, behandelt. Teil tr befaßt sich mit den Kompetenzverlusten
der L?inder durch den EWG-Vertrag und die Einheitliche Europäische Akte. Teil III geht dann auf
die rechtlichen Gnrndlagen und die bisherige haxis der Mitwirkung der Länder beim Vertragsschluß
und bei der Willensbildung bzw. bei Entscheidungen der EG im Rahmen des Sekundärreöns ein.
Dabei wfud auch $ 2 EEAG einer eingehenden Erörterung unterzogen.

Valentin Zellweger, Völkerrecht und Bundesstaat - Mittel des Völkerrechts zur Vereinbarung von
Staatsvertrags- und Bundesstaatsrecht, Duncker & Hwtbtot, Berlin 1992, J74 Seiten

Der Band - die erweiterte Fassung einer Baseler juristischen Dissertation - befaßt sich mit der Frage
nach Stellung und Bedeutung von Bundesstaaten in der Staatengemeinschaft. Der erste Teil
behandelt die Problematik aus Sicht der Bundesstaaten, der zweite Teil aus Sicht des Völkerechts.

Ulrich Baclunann
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fV. Informationen

Institutsmitteilungen

Am Samstag,den lg.September 1992 ww&,das Institut im Rahmen eines Festaktes im Sprengel-
Museum Hannover vom Ministerpräsidenten des kndes Niedersachsen, Gerhard Schröder, in
Anwesenheit des Pr?isidenten des Nieders?ichsiscben Landtages Mlde, der Vizepräsidenten des
NiedenZicbsischen Landtages Frau Goede und Dr. Blanke, der Ministerin Griefahn und der Minister
Wemstedt, Hirche und Dr. Gollert, der Staatssekletäre Henze, Dr. Reinhardt, Dr. Weber, des

Ministerpr?isidenten a.D. Bömer sowie weiterer hochgestellter Persönlicbkeiten feierlich eröftet. Der
Direlcor des krstituts für Föderalismus in Fribourg/Schweiz, Prof. Dr. Thotnas Fleiner-Gersrer, sah in
der Grändung dieses Instituts ein Symbol dafür, daß die Bundesrepublik Deutschland als derzeit
größter Staat der Europdischen Gemeinschaft bereit und willens sei, sein fticbralistisches
Gedankengut und seine fikbralistische Tradition in die Waagschale der europ?üschen Einigung zu
werfen. Der Gesch?iftsfthrcnde Direttor des Instituts, Prof. Dr. Hans-Peter Schneider, wies darauf
hin, daß die Aufgaben und Perspektiven europäischer Fikleralisrnusforschung nicht nur im Rahmen
einer europiüscben Union liegen, sondem auch Fragen der Nation und der Region einbezogen werden
müssen. Michail Gorbatschow, ehem. Präsident der UdSSR, sprach äber die gegenw?irtigen Pröleme
der Russischen Fiideration.
Die Beiräge dieses Festaktes sind in diesem Heft in chronologischer Reihenfolge abgedruckt.

Ebenfalls an Samstag, den l9.September 1992 fan&n die Mitgliederversammlung sowie die
konstituierenden Sitzungen des Wissenschaftlichen Beirats und des Kuratoriums statt. Das
Kuratorium wählte Prof. Dr. Dimitis Tsatsos zu seinem Vorsitzenden und Dr. tilolfgang Wagner zltr

dessen Stellvertreter. Die Wahl des Vorsitzenden des Wissenschaftlichen Beirats und seines
Stellvefireters wurde auf die nächste Sitzung verschoben.

Yom 21. bis 23. September 1992 veranstdtete das Institut ein intemationales Symposium zum Thema
"Föderalismus zwischen Integration und Sezession - Chancen und Risiken bundesstaatlicher
Ordnung". Referate und Dskussionsbeiräge werden in einem Band dokumentiert, der in der
Institusschriftenreihe "Fiideralismus-Studien" (Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden) von Jutta
Kramer berausgegeben wird. Ein Bericht über dieses Symposium vu Ulrich Baclanann ist in der
Wochenzeitung 'Das Parlament" und in der Zeitschrift 'T.[eue Justiz" erschienen.

Vom 7. bis 10. Oktober 1992 nahm futta Kramer anl?ßlich des Aufenthalts einer südafrikanischen
Delegation an einem V/orkshop des Amold-Bergstraesser-Instituts in Fleiburg zum Thema "Socid
Market Economy and Current Political Problems" teil

Vom /J. bis 14. Oktober 1992 vennstaltete das Institut ansammen mit der Niedersächsischen

Landesregierung einen Workshop über das Thema 'Finanzausgleich im Bundesstaat". Die Referate

wer&n in Kürze in der Zeitschrift "Staatswissenschaften und Staatspraxis" veröffentlicht.

Am 23. Ohtober 192 war eine Delegation von Politikem aus Irakisch-Kurdistan unter I-eitung des

Parlamentspräsidenten Sadi Pire, die von der Justizministerin des kndes Niedersachsen, Heidi
Ahn-Merk,begleitet wurde, im Institut zu Gast.

Vom 6. bis 7. November 1992 nahm Kirsten Nemiv an einem interdisziplinZiren Arbeitsgespräch des

im Aubau befindlichen "Zentmms für Mgntionsfragen und interkulturelle Enrwicklung" zum
Tbema "Bundesnetzwerk Mgration - Integration - Mnderbeiten" (Initiatoren: hof. Dr. Klaus J.
Bade vndDr. Beate Winkler) in Weinheim teil.

Am 7. Novernber 1992 fand in Ilannover die Jaheshauptversammlung des Instituts statt. Hier wurden
Prof. Dr. Hans-Ernst Folz ntm Mitglied des Wissenschaftlichen Beirats und Prof. Dt. Rupert Scholz

anm Mtglied des Kuratoriums benrfen.

,1{l
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Am 24'November 1992.w.21.[-oj. or zygmunt Niewiadomski, Direktor des ,,Insq/tut 
GoqpodarkiPrzestrzennej I Komunalnej" in Warschau, ö*t des Instituts.

Am 7' Januar 1993 war Prof. Dr. Frank Delmartino,Pr2isident des "centre dEtudes du F6d6ralisme,,in Brüssel, Gast des Instituts. Gegenstand der Gespräche -n, u.u die Errichtung eines ,,European
Consortium for Regional and Federal Studies".

Yom 2I' bis 23' rarutar 1993 nahm utrich Bachmann an einer Konferenz zum Thema ,,Nation 
-Region - Europa" in Berlin teil, die von der Historischen Kommission zu Berlin veranstaltet wurde.

vom 8' bis II' März 1993 nahm hof. Dr. Hans-Peter schneider an einem intemationalenSymposium zum Thema "Fcideralismus als Basis eines demokratischen Europa - Demokratie als Basiseines fiideralistischen Euro-pa: verfassungsentwicklung in osteuropa,, te', ,rrs von den Goethe-Instituten Rom und Mailand und der villa vgoni i" rraäaggio iioh""l verarstalret wurde.

Am ||'Mtirz 1993 nahm Reinhard Lensch an einer-Fachtagung zum Thema,,Europa - Ende desFäderalismus" in wiesbaden teil, die vom Hessiscnen randtafio-äru-.n"oarbeit mit der HessiscbenLandeszentrale ftr politische Bildung veranstaltet wurde.

vom 11' bis 14' Mörz 1993 nabm (Itrich Bachmann an einer intemationalen Konferenz zum Thema"Fä<trerale Perspektiven.fü1 Europa: hobleme - Bedingungen - xonzepte', in Münster teil, die von derAöeitsstelle ftr Interdisziplin?ire Deuschland- und Eutöpuroo-"noog (I-eiter: prof. Dr. Karl Hahn)am Institut für Politikwissenschaft der westfälisctren lvittrertr-üoi""oität Münster veranstaltetwurde.MitdieserAöeitsstellewurdeeineZusammenarbeitinAussichtg"oo.*"".

Am 16' Mön 1993 nahm Dr. Johannes ch. Traut an einer Zusammenkunft mit einer Delegationunter Leitung des stellv. Gouvemeurs der Gebietsv"t*"rt*g Ririen ßussiscbe Fäderatio n), yui
Lesowoy, im Nds. Ministerium für Bundes- und Europaang"r""g""n"ü", 

"il.
Am 18' Mörz 1993 war der Rektor der universität Perm (Russische Fäderadon), hof. Dr. wadimir v.Malanin, Gast im Institut.

Arn 22' März 1993 war Prof. Dr. otto Luchterhandt Abteilung fiir osrechtsforschung des Seminarsfijr deutsche und nordische Rechtsgeschichte der univenität Himüorg, c* im Institut.

Yom 22' bis 27' Mörz 1993 hielt Dr. Johannes ch. Trautim Zusammenhang mit einer Rußlandreiseeinen vortrag zum Thema- "Tentrale Planung und fiklerative r"rrp"ktiu"o', t uostao undbesprachin ulan-ude eine mögliche Konsultation Jer Republik nu4arien durch das DIF zu Fragen derRegionalisienrng und Verfassungsreform.

Voraussclwu:

An 30' April 1993 urfud das Instiot zusammen mit dem Fachbereich Rechtswissenschaften deruniversität Hannover eine öffentliche Podiumsdiskussion zum Thema ',Europa und das Grundgesetz.Staat ohne V_erfassung - Verfassung ohne Staat?" in Hannoygl ,r"r.*t tt"t"o.Im Ansctrluß daran werden der wissenschaftliche Beirat und aas-ruratorium des Instituts ihrcSitzungen abhalten.

Am 4' Mai 1993 wird Dr. Johannes ch. Traut im Rahmen einer von der Friedrich-Ebert-Stiftungveranstalteten Regionalkonferenz in omsk (Russische Ftideration) einen vortrag anm Tbema .T)ie
Effelrivität fikbrativer strukturen im gegenwärtigen Transformationsprozeß der RussischenFtideration" halten.

Am 13' Mai 1993 wird Prof. Dr. Hans-Peter schneider auf Einladung der Siemens AG in Hamovereinen vortrag zum Thema "Nationalismus und separatismus - 
""o"" 

Gefahren für die europzüscheEinigung?" halten.
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Vpm /3. bis 15. September 1993 wftd das Institut ansammen mit der Akademie der Wissenschaften
Rußlands ein wissenschaftliches Kolloquium zum Thema "Verfassung und Fäderalismus in Rußland"
in Moskau veranstalten.

Voraussichtlich vom 24. bis 25. September 1993 wird das Institut zusammen mit dem Nds.
Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten ein intemationales Symposium zum Thema
"Demokratie und Ftideralismus in Europa" in Hannover veranstalten.

Schriftenreihen:

Das Institut wird in der Nomos Verlagsgesellschaft die Schriftenreihen "Frideralismus-Studien" und
"Fötfu ralismus-Dokumente" publizieren.

- "Föderalismus-Studien":

Band r wkd das vom rnstitut im September 1992 veranstaltete intemationale Symposium
"Fäderalismus zwischen Integration und Sezession" dokumentieren (hg. vonJutta Kramer).

Band 2 wird unter dem Titel "Chancen des Föderafismus in Deutschland und Europa" eine
Tagung der Ev. Akademie Hofgeismar dokumentieren und dartiber hinaus einige ergänzende
Beiträge enthalten (hg. von Tilnan Evers\. Das Institut ist darin mit Beiträgen von keinhard
I*nsch und Hans-Peter Schneider vertreten.

- "Föderdismus-Dokumente":

Band I wird Dokumente zur Verfassungsdiskussion in der Russischen Fär:leration enthalten (hg.
vm, I o lanne s C h. Traut).

Personal und Tätigkeitsbereiche

l. Wis seruchaftliches P e r s onal

Uhich Bachnann, stellv. Geschäftsführer

- Verh?iltnis von EG und Nationalstaaten; Bund, L?inder, Regioren und Gemeinden in einem
vereinten Europa, Regionalisiemng; Stellung von Bund und Ländem im Rahmen einer
politischen Union; Beziehungen Deutschlands zu anderen supranationalen Organisationen (v.a
WEU, KSA, Europarat).

- Probleme der Subsidiarit?it als ftideratives trinzip; Zentralisierung und Dezentralisierung
moderner Staatsaufgaben (bes. Schutz der natürlichen I*bensgnrndlagen, Energieversorgung,
moderne Technologien).

- Erforschung vm Prozessen der Verfassunggebung und Verfassungs?inderung einschließlich der
Verfahren in Deutschland und Europa; Probleme des Verfassungswandels mit besonderer
Berücksichtigung fikbralistischer Strukturen.

- Stellvertretende Geschitftsfühnrng, Haushalt, Öffentlichkeitsarbeir
- Pflege der Kontakte mit anderen Stellen im Rahmen der laufenden Verwaltung.



50

Privatdozentin Dr. Gisela F?irber

- Erubeitung einer wissenschaftlichen Begleitstudie zur Reform des Länderfinanzausgleichs.- Aufarbeitung damit zusammenh?ingender, sich aktuell ergebender problemstelluog"i.

Jutta Kramer

- Betreuung des Arbeitsschwerpunktes "Fiideralismus und Demokratie in Afrika,'.- Allgemeine Fragen der ftklerativen Zrsammenarbeit auf intemationaler Ebene sowie
intemationaler und multinationaler Organisationen.

- Erfonchung von Verfassungsentwicklungen und Fragen des Fti<teralismus im außereuropdischen
Ausland sowie in Ibero-Staaten.

- Verfassungsentwicklungen auf dem Gebiet der Grund- und Menschenrechte einschließtich
sozialer Rechte und Staatszielbestimmungen.

- Probleme der sozialen, politischen und kulturellen Besonderheiten nationaler und intemationaler
ethnischer Minderheiten einschtießlich des Minderbeitenschutzes in außereuropäschen Staaten.- Migrations- und Wandenrngsbewegungen in außereurop?üschen Staaten und ibre Auswirkungen
auf fiiderative Systeme.

- Fragen der Gleichstellung von Frauen und M?innem im In- und Ausland.- Aufbau und Pflege intemationaler Beziehungen, Betreuung der IACFS.

Reinhard knsch

- Erforschung von Fragen &s Fttderalistnus im Zusammenhang mit der Finanzverfassung von
Bund, Ländem und Gemeinden.

- System der Finanzbeziehungen zwiscben der EG und den Mitgliedstaaten sowie deren L?indem
und Regionen.

- Bundesstaatliche Entwicklungen im Verhältnis zwischen Bund, Llindem und Gemeinden
einschließlich Neugliedemng und länderübergreifende Kooperation.

Kirsten Nemitz

- Erforschung von Föderalismuskonzepten der politischen Parteien und Interessengmppen im
innentaatlicben und europ?iischen Bereich (Fikteralismuspolitik).

- Prozesse der politischen Willensbild"ng einschließlich des Parteien- und Wahlrechts unter dem
Aspekt f iklerativer S trukturen.

- Probleme der sozialen, politischen und kulturellen Besonderheiten nationaler und intemationaler
ethnischer Minderheiten einschließlich des Minderheitenschutzes in Europa.

- Migrations- und Wandenrngsbewegungen in Europa und ihre Auswirkungen auf ftklerative
Systeme.

- Vorbereitung und Betreuung der Sitzungen des Wissenschaftlichen Beirats, des Kuratoriums und
der Mitgliedenersatnmlnngen des Vercins.

- Einweisung, laufende Schulung und Betreuung des mit EDV betrauten Penonals; programmierar-
beiten.

Klaus Seidel

- Erforschung von Gnrndlagen und cnrndfragen btrndesstaatlicher ordnung.- Struktur, Funktion, zrsammenseeung und Arbeitsweise der Staatsorgane.
- Verfassungsgerichsbarkeit in BuDd und Ländem, insbesondere Probleme von Entscheidungs-

kollisionen.
- Betreuung von Editionsvorhaben des Instituts (Landesverfassungen, Verfassungs?inderungen).

I
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Dr. Johannes Ch. Traut

- Betreuung des fubeitsschwerpunktes 'Ftjderalismus und Demokratie in Osteuropa, insbes. in
Nachfolgestaaten der UdSSR"; Dezentralisiemng, Regionalisierung und Fragen lokaler
Selbstverwalnrng in diesen Gebieten.

- Erforschung und Bearbeitung von Verfassungsentwicklungen in Osteuropa.
- Erforschung und Bearbeitung der Beziehungen der osteuropdischen Staaten zur Europiüschen

Gemeinschaft und an anderen europiüschen Organisationen (2.8. KSA).
- Koordination laufender Publikationen (Jahresbericht, Mineilungsblan, Schriftenreihen).

DagmarVorbeck

- Erforschung der Geschichte des Ftid,eralismus in Deutschland, insbesondere für die Tnit nach
19$5 (Aufbau der I;dnder, Entstehung der Länderverfassungen, alläerte Einflußnahme auf die
Gestaltung der politischen und rechtlichen Verh?iltnisse in Deutscbland).

- Prozeß der Vereinigung beider deutscher Staaten unter bsonderer Berücksichtigung der neuen
Bundesländer und ihrer Integration in den Gesamtstaat Bundesrepublik Deutschland-

- Mgrationsprozesse und ihre Auswirkungen auf ftklerative Strukturen in Deutscbland in
Geschichte und Gegenwart: Überwindung der Nationalstaatlichkeit

-' öftung an multikulturellen Gesellschaft.
- Betreuung &r Bibliothek und der Dokumentensammlung.

2. Sebenriat

Brigine Werrer

- Sekretariat
- Gesuntbocbhaltung.
- Texterfassng.

3. EDV

Uwe Krcihum, Systerr-Manager.

4. W is s e ns c @tlic ln H ilfskröft e

Chdstina Blanke, Andrea Frkert, Annette Hütünann, Heinz Mägel, Thomas Olbrich, Frank Perkuhn,

Stefan Votel
I

I

i

I
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Organisation des Instituts
(Stand:01.04. 1993)

Kuratorium
Vorsitzender.. prof. Dr. Dimitris Th. Tsatsos
Stellvertreter.- Dr. WolfgangWagner

Mitglieder: hof. Dr. Roland Bieber,
Ministerpr?isident a.D. Holger Börner,
Staatsrat prof. Dr. Dr. h.c. Luigi
Vittorio Graf Ferraris, prof. Dr. Dr.
h.c. Micbel Fromont, Bundesminister
a.D. Dr. Hans_Dietrich Genscher,
prof. Dr. Bronislaw Geremek,
Bundesminister a.D. Dr. Volker
Hauff, prof. Dr. Reimut Jochimsen,
Prof. Dr. Antonio Lopez pin4
Direkor des Bundesrats Georg_Bemdt
Oschatz, hof. Dr. Rupert Scholz

Forschungsstelle für
Zeitgeschichte
des Verfassungsrechts
am
Fachbereich Rechtswissenschafter
der Univenität Hannover
(Arbeitseruppe nach g tM NHG)

Wissenschaftlicher Beirat
Vorsitzender; N.N.
Stellvertreter: N.N.

Mitglieder: prof. Dr. Alexanderv. Brünneck,
hof. Dr. Dr. h.c. Thomas Fleiner_
Gerster, prof. Dr. Hans_Emst
Fola Bundesverfassungsrichter
Prof. Dr. Dieter Grimm,
hof. Dr. Arthur B. Gunlicks,
hof. Dr. peter Häberle,
Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Konrad
Hesse, prof. Dr. peter pemthaler,
Bundewerfassungsrichterin Helga
Seibert, prof. Dr. RainerWahl

Verein

Vorstand: prof. Dr. Hans-peter Schneider

Mitglieder: StaatssekreüirHorstHenze,
Minister Walter Hirche,
Bundesverfassun gsrichter
prof. Dr. Emst Gottfried Mabrenholz,
prof. Dr. Klaus Ono Naß,
Staaesekret?ir Dr. Uwe Reinhardt,
prof. Dr. Hans_peter Schneider,
prof. Dr. Dr. h.c. mult Hinrich Seidel,
Prof. Dr. Järgen Seifert,
Prof. Dr. Wolfgang Ullmann,
Staatssehetär Dr. Wolf Weber

Revisor: Prof. Dr. JürgenSeifert

Institut
G e s c luiftsf . D i r e kt o r :
Stellvertreter:

Mitarbeiterlinnen:

Selcrenriat:

EDV:

Wiss. Hilfskröfte:

Prof. Dr. Hens-Peter Schneider
Ulrich Bachmann

Ulrich Bachmann,
PDDr. GiselaFärber,
Jutta Kramer,
Reinhard Lensch,
Kirsten NemiE,
Klaus Seidel,
Dr. Johannes Ch. Traut,
DagmarVorbeck

Brigitte Werner

Uwe Krpibaum

Christina Blanke, Andrrea Eckert, Anneffe
flä1g1ann, Heinz Mägel, Thomas olbrich,
Frank Perkuhn, Stefan Votel
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V. Anhang: Pressespiegel

2 l. Sep. 1992

Seite A+
frtrnouorfh ffillgomuinu

ZEITUNG

Irleues Institut widmet sich der l'öderalismusforschung

Mit dem Segen von Michail Gorba-
tschow, dem letzten Präsidenten der So-
wjetunion, ist am Sonnabend das ,,Deut-
sche Institut für Föderalismusforschung"
eröffnet worden. Die Einrichtung, in de-
ren Aufsichtsgremien unter anderen der
frühere Bundesaußenminister Hans-Diet-
rich Genscher, zwei Bundesverfassungs-
richter und der ehemalige HAZ-Chefre-
dakteur Wolfgang Wagner vertreten sind,
will die föderative Ordnung der Bundesre-
publik, aber ebenso in den Staaten Osteu-
ropas und der Dritten Welt fördern. Auch
die Diskussionen um eine Reform des
Grundgesetzes und die Verfassungen in,
den neuen Bundesländern will Institutsdi-
rektor Hans-Peter Schneider, Juraprofes-
sor an der Uni Hannover, wissenschaftlich
begleiten. Die Sicherung der Freiheit, den
Schutz von Minderheiten und das Prinzip
der ,,Einheit durch Vielfalt" sieht Schnei-

der als die Vorteile des Föderalismus, den
er in seinen Studien bis zurück ins'Heilige
Römische Reich verfolgen will.
. Bei einem Festakt iä Sprengel Museum
warb Schneider ftü den Föderalismus als
,,Gestaltungsprinzip einer neuen Weltord-
nung", in der.ein Netz von Vertragsver-
hältiissen die Nationalstaaten zu einer
..kosmooolitischen Gemeinschaft" ver-
iiinde. fvtinisterpräsident Gerhard Schrö-
der nutzte die Gelegenheit, angesichts der
gegenwärtigen Asyldebatte vor voreiligen
GrundgesetZänderungen zu warnen:,,Eine
Verfass-ung ist mehr als die Satzung eines
Geflüselzüchtvereins." Die Föderalismus-
forsch-ung sei aktueller denn je, da die
Bundesländer sich derzeit gegen den ,,An-
griff einer überzogenen europäischen Zen-
Iralisierung" ebenso wie gegen ,,Attacken
des nationälen Zentralstaates" behaupten
müßten: Der Bund lege die deutschen

Länder über seine Finanzzuweisungen
,,an die politischen Ztigel".

Michail Gorbatschow, dei gerade recht-
zeitig nach einem Rundgang durchs Mu-
seum gemeinsam mit seiner Ftau Raissa
den Saal betrat, wurde mit stehenden
Ovationen begrtiBt. Weil seine Berater ih-
ren Chef als ,,Expo-Botschafter" ver-
marktet sahen, hatten sie ihm geraten, mit
seinem Troß wissenschaftlicher Begleiter
an der Feier teilzunehmen. In einet drei-
viertelstündigen Rede, während der Gor-
batschow immer w'ieder voller Ungeduld
seinem Dolmetscher ins Wort fiel, schil-
derte der ehemalige Präsident die letzten
Jahre seiner Amtszeit und ddn gescheiter-
ten Putsch gegen ihn. ,,Bekanntlich darf
mqn nicht zu spät kommen in der Politik",
scherzte er, ,,aber man darf auch nicht
vorauseilen."

,,Politische Analyse wurde ersetzt durch

Trinksprüche", meinte der ehemalige
Staatsmänn über das Regime der'Kommu-
nistischen Partei. Seinem politischen Ge-
genspieler Boris Jelzin warf er vor, der
Föderation, die sich auf Gorbatschows
Betreiben hin gerade in einer ,,Wiederge-
burt" befunden habe, durch die ,,Liquida-
tion" der Sowjetunion ,,einen schweren
Scblag" versetzt zu haben: ,,Der drasti-
sche Rückgang in der Wirtschaft aller
ehemaligen Unionsrepubliken ist durch
diesen Zerfall bedingt." Die neugegrün-
dete GUS verfüge noch über,keinerlei ei-

Ausgabe

gene Institutionen, sagte der Russe. Er
warnte davor, dem Wunsch vieler Men-
schen hachzugeben, die Nationalitäten-
kontlikte etwa in Georgien ,,mit einem
Handschlag" zu lösen:-,,Dann gibt es
Blutvergießen, Fltlchtlinge, Partisanen,
eine Sackgasse,"
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Födera I ism usforsch u nq

MqnnousMoskou
gJe,
qneerleineist

wenn der

VON BOB SCHOLBER
HANNOVER. Zusammen-
brechende Staatengemein-
schaften, überbordender Na-
tionalismus, 8ürgerkriege
vom Ural bis zur Adria: ,,Wir
wären besser darauf vorberei-
tet gewesen, wenn wir, auch
hiezulande, schon früher Fö-
deralismusforschung betrie-
ben hätten", sagt Prolessor
Dr. Hans-Peter Schneider im
vierten Stock an der hanno-
verschen Bödekerstraße.

Und er legt dabei letzte
Hand an das Manuskript seiner
Rede, mit der er am Sonn-
abend im Sprengel Museum
Michail Goöatschow in die
Grundstruhuren eines brisan-
ten Phänomens einweisen will.
Nämlich: Wie es kommen
konnte, daß uns ,,ähnlich wie
vor 500 Jahren - Stichwort: Ko-

lumbus, Zeitenwende - man-
gels rechtzeitiger Einsichten
die Wirklichkeit davonzulaufen
droht".

Der international renom-
mierte bisherige Wissenschaft-
ler der Uni-Forschungsstelle für
Zeitgeschichte des Verfas-
sungsrechts stehtjeta als Ge-
schäftsführender Direkor dem
neugegründeten Deutschen ln-
stitut für Föderalismusfor
schung e. V. vor, das da eine
Lücke schließen soll und mit
dem Besuch des Kremlchefs
a. D. seinen eßten großen öf-
fentlichen Auftritt hat.

Die Lücke: Nach Wiederver-
einigung und kuz vor dem gro-
ßen europäischen Einnenmark
seien wir vor die Notwendig-
keit gestellt, über Verfassungs-
reformen und neue Grundord-
nungen nachzudenken, die ei-

Premie

gene föderative Ordnung zu
stärken und mit Blick au{ '93

,,auf ein gesichertes Funda-
ment zu stellen".

Statt dessen zeige sich da
,,noch immer ein erheblicher
Nachholbedarf an zeitge-
schichtlicher Forschung". Noch
seien Quellen und Materialien
zur Entstehung des Grundge-
seEes nicht ,,auch nur annä-
hemd erschlossen" (an der 8ö-
dekerstraße aöeitet man zur
Stunde an einer kommentier-
ten Dokumentation).

Dabei gibt es einen drän-
genden lnformationsbedarf
nicht nur in den fünf neuen
Bundesländem, - auch die aus-
einander{allenden Strukturen
im Osten und Südosten -
,,etwa im Falle UdSSR und Ju-
goslawien, beides mal födera-
tive Staaten" - blärchön Erfah-

rungswerte. Auch in der 3.
Welt gilt dabei die Eundesre-
publik als Musterbeispiel ge-
lungener Einnengliederung,
Gewaltenteilung, das,,zugleich
ausreichenden Minderheiten-
schutz, regionale Autonomie
und kulturelle Pluralität ge-
währleistet".

ln Schneiders wissenschaft li-
chen Handreichungen (ins Rus-
sische übeneta) wird deshalb
am Sonnabend die Rede sein
von einschlägigen Kenntnisde-
fiziten, die es den zeöröckeln-
den Staaten schwer machten,
die Entwicklung zu begreifen
und Frühkonzepte zu entwik-
keln.

Er wird die identitätsstiften-
den, übenryölbenden Faktoren
Nation, Region, Föderation an-
sprechen, die innerdeutsche

Ausgabe
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Hannover-lnstitut für

Probleme und
Symptome ,,drüben",

baren Demokratiedefizite)

neuen Völkemanderungen,
Herausforderungen (und de

einem größeren Europa.
der Mann aus Moskau,
Treibsand daheim unter

Wie dagegen föderative Sp
steme ihre integrierende und
stabilisierende Wirkung entfal
ten können, das soll dann ab
Montag für drei Tage im Leib
nizhaus auf einem großen wit

Füßen, wird darauf antworten

senschaftlichen Kongreß
gebreitet werden. Er wird
der grundlegenden t
nachspüren, welche vr
sungsrechtlichen und
ökonomischen
gen für diese ,,Einheit
Vielfalt" vorhanden sein
sen.

nien, GUS, CSFR, Belgien,
nada oder Jugoslawien (i

einige westlichä Staaten dr
aus vom Spaltpilz befallen)
eine Delegation aus Südafrilq
sein. ,,Parteiöbergreifend"
sagt Schneider, ,,eine wi
tolle Sache". Gerade am

Unter den Experten aus

sei ein friedliches Mit- und
beneinander von Schwaz
Weiß nur bei einem
renden Föderalismus denkbar.

Erkanntnisse der Föderalis-
mus-Forschung für Gorba-
tschow: Professor Hans-Pe-
ter Schneider zwischen
Computer und Redetext.

Foto: Decker
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Gorti: Atlruiltl
kqnn nur ous

der Cegenwdrt
@Heilweden

voN MrcHAElcnütn
HANNOVER. Die politische und
wirtschaftliche Macht Deutsch-
lands rclhe nach Ansicht des
friiheren rcwjetischen Präsi-
denten Michail Goöatschow in
einem vereinten Europa unter
Einschluß Rußlands und der
Ukraine ausbalanciert werden.
,,Wir müssen uns in Richtung ei-
nes großen Europas bewegen,
dann wird alles ins Gleichge-
wicht kommen", erklärte er am
Sonnabend in Hannover zu Be-
fürchtungen vor einer deut-
sdren Dominanz.

Zwor hatte er mit Ministerprä-
sident Gerhard Schrcider und
rund 200 Gästen an der Gnin-
dungsfeier des Deutschen lnsti-
tuts für Föderalismusfonchung
(DlD im Sprengel Museum teil-
9enommen.

Es sei ungerecht, an die Deut-
schen die Maßstäbe der Vergan-
genheit anzulegen, mahnte Gor-
batschow. Sie hätten über 40
Jahre eine andere Politik bewie-
sen. Aus der Vergangenheit sei
zu lernen, doch die Zukunft

müsse man aus der Gegenwart
gestalten. Es sei auf jeden Fall
,,viel besser, wenn ein starker
Staat in einem vereinten Europa
Verantwortung und Pflichten
übemimmt, als wenn er draußen
bleibt und einen anderen Weg
findet", meinte er.

Zu dem Festprogramm des

neuen lnstituts des hannover-
schen Verfassungsrechtlers
Hans-Peter Schneider hatte sich
der Ehrengast aus Moskau ver-
spätet. Ein Bläserquintett über-
brüche die Pause. ln seinem
Grußwort kam Gorbatschow
dann auf die historische Veapä-
tung zu sprechen, an der seine
Politik der Perestroika und Glas-
nost schließlich scheiterte.,,Wir
haben gesäumt. Wir haben echte
politische Analysen ersetzt durch
Trinksprüche auf Freun$chaft ",

trauerte er verpaßten Chancen
nach. Es habe einen Zeitpunh
gegeben, zu dem selbst die bal-
tischen Republiken auf die Er-
neuerung in der Union gesetzt
hätten.

Schneider zog in seinem Vor-
trag Parallelen zum Ausgang des
Mittelalters. Damals wie heute
habe die ldee des Nationalstaa-
tes ein ideologisches Vakuum
geftillt. ,,Heute hinkt das Denken
wieder der Wrklichkeit hinter-
her", betonte er. Sein lnstitut
wolle dazu beitragen, daß die
Wirklichkeit wieder politisch be-
griffen und womöglich auch ge-
staltet werden könne.

Schröder erklärte seine
Freude darüber, daß die deut-
sche Föderalismusforschung in
Hannover ihren Platz gefunden
habe. Er wünsche dem lnstitut,
,daß es blüht, wächst und ge-
deiht, so kräftig, daß ich es ein-
mal verantworten kann, den Lan-
deszuschuß zu streichen." Die
Aöeit der acht \Mssenschaftler
ist dem Land bis auf weiteres
rund 800 000 Mark im Jahr wert.

Ausgabe
za. Sep. lgg2
Seite I
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Gorbiwirbt für
ein großes Europa

mit dem Erhalt der Staatlich-
keit verbunden bleiben. Das
Institut wird nach Angaben
seines Leiters, Professor Hans-
Peter Schneider, mit der von
Gorbatschow gegründeten
Stiftung in Moskau zusam-
menarbeiten.

Frasen der Journalisten
nach leinem Engagement ftiLr

die qeplante Weltäusstellung
in Hännover, wich der Gast
aus Moskau aus. Wie die
Mehrheit der Bevölkerung
Hannovers sei auch er für die
Exoo. sagte Gorbatschow. Er
,,tröttt unä glaubt, daß sich die
bundesregierung Positiv zu
der Idee äußert'.

Als freundschaftliche Geste
und Dank an einen Politiker,
der die Entwicklungen in Ost-
europa eingeleitet hat, ver-
stanä die Landesregierung
ihre Einladunq an Gorba-
tschow und Ehefrau Raissa'
..Sie haben Steine losgetreten'
von denen viele überrollt wor-
den sind", meinte Schröder in
seiner Tischrede.

fru nlrlurl e r Bun ds ch uu
Unobhüngi ge Togeszeilung

Gorbatschow preist Föderalismus
Antwort auf nationalistische Bestrebungen und Separatimus

sp HANNOVER, 20. SePtember.. Der
ehemalige sowjetische Präsident Michail
Gorbatsöhow hat dem russischen Präsi-
denten Boris Jelzin als ,,schwersten
strategischen Fehler" angelastet, die Ver-
bindung mit den anderen Republiken der
ehemaligen Sowjetunion aufgegeben und
nichts gitan zu haben' um die. 

-Gemein-schaft Ünabhängiger Staaten (GUS) zu
einer funktionsfähigen Föderation zu
entwickeln. Der Zerfall der Union sei
Ursache der Wirtschaftsprobleme, meinte
Gorbatschow am Wochenende in flanno-
ver auf einer Tagung des neugegiünde-
ten Instituts lür Föderalismusforschung'

Bei der Zerschlagung der UdSSR habe
die russische Führung weder die anderen
Republiken noch die Bevölkerung ge-

fragt, die mit großer Mehrheit eine reue
Union wünsche, wie Demoskopen kürz-
lich ermittelt hätten. Die Sowjetunion sei
trotz aller Bekenntnisse zum Föderalis-
mus ein überzentralisierter Einheitsstaat
gewesen, sagte Gorbatschow. Die Politik
äer Pereströixa habe die Widersprüche
freigesetzt und erst zu spät begonnen, die

Harburger Anzei gen

lni Hannover. Für ein großes
Europa mit den Ländern der
eherrialigen Sowjetunion hat
Michail- Gorbatschow zum
Abschluß seines Besuches in
Niedersachsen geworben'
Darin könnten starke Staaten
Verantwortung und VerPfl ich-
tunpen übernehmen, sagte
Goöatschow in Hannover. Zu
dem Referendum der Franzo-
sen sagte Gorbatschow: ,,Vor
einem ötarken Deutschland in-
nerhalb der EuroPäischen Ge-
meinschaft mull niemand
Ansst haben." An das Land
atifit"tt nicht Maßstibe der
Vergangenheit angele'gt wer-
den.- 

Zuvot hatte der ehemalige
StaatsPräsident der Sowjet-
union eine Rede vor Mitglie-
dern und Gästen'des in Han-
nover neu gegrttldeten Deut-
schen InstiluIs ftir Föderalis-
mus pehalten. Er warnte da-
uoi. a]u. dem Streben der Völ-
ker' nach Selbstbestimmung
..eine Relieion" zu machen'
Selbstbestiirmung müsse stets

Fragen der Gleichberechtigung der Repu-
blikän zu lösen, sagte Gorbatschow.

Eine neue Union könne nur gliicken,
wenn sich Rußland an föderalistische
Prinzipien halte. Auch in ihrem lrtnern
brauchten die Republiken föderale Struk'
turen. Nur eine solche Politik sei eine
wirksame Antwort auf Bestrebungen na'
tionaler Gruppen, das Recht auf Selbstbe-
stimmung zur Religion zu machen. Sie
sei notwendig, um Blutvergießen und
Flüchtlingsströme zu verhindern'

Gorbatschow und andere Redner warn-
ten vor separatistischen Tendenzen, die
auch Belgiän, Kanada und andere Slaa'
ten bediohten. Professor Hans-Peter
Schneider, Leiter des Instituts für Föde-
ralismusforschung, äußerte sich über-
zeugt, daß auf dem Gebiet der ehemali-
seri Sowietunion eine neue Föderation
äntstehen werde. Der Schweizer Verfas'
sunssrechtler Thomas Fleiner-(lerster
hob-als einen Vorteil bundesstaatlit'hr-'r
Ordnungen hervor, da0 wirtschaf Ilich
schwächere Regionen wenigstens poli
tisch gleichberechti gt seien.

und NaChri chten (HH-Harburel

Ausgabe
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Ist gegenüber dem Verlangen nach

g röJJ e re n Ab s a tz mörkten j e d e

Kleinstaalerei reaktionär oder sleckt
darin auch etwas Progressives im

S inn e demokratis che r B e dürfnis s e

von Menschen, die selbstfur
ih re Lebensbedingungen

verantwortlich sein wollen?

Einerseils europäische Integration, Öff-
nung von Grenzen, Bereitschaft zu fried-
lichem Zusammenleben von Menschen
verschiedener Sprachen und kultureller
Traditionen - andererseits starke sepa-
ratistische Bewegungeo, wachsender Na-
tionalismus, zunehmende Gewalt gegen
alles Fremde. Welche dieser gegenläufi-
gen Tendeazen ist stärker? Was haben
beide miteinander zu tun?

Mit solcbea Flagen befaßt sich das
neugegründete Deutsche Institut fiir Fij-
deralismusforscbung in Hannover. Direk-
tor lst Profes*i 11cns-Pet€r Schneider,
Verfassungsrechtslehrer an der Universi-
tiit Hannover. Im Beirat und im Kurato-
rium des Instituts sind Mitglieder des
Bundewerfassungsgerichts, in- und aus-
ländische Rechtswissenschaftler sowie
namhafte Politiker wie der ehemalige
Bundesaußenminister Hans-Dietrich
Genscher versammelt In seiner Satzung
hat sich das Insti-
tut vorgenommen,
neben dem Ver-
hältnis von Bund
und Ländern in
Deutschland auch
Probleme der euro-
päischen Integra-
tion zu erforschen.

Die erste inter-
nationale Konfe
renz, die vor eini-
gen Wochen in
Hannover . statt-
fand (Eröffnungs-
redner war der ehemalige sowjetische
Staatspräsident Michail Gor-batschow),
behandelte den Zerfall der Sowjetunion,
Jugoslawiens, der CSF& aber auch die
Spaltungstendenzen in ltalierl Belgien,
Kanada und aaderen westlichen Staaten.
Am Ende der Konferenz ergänzte Profes-
sor Alexander von Brünneck (der jetzt in
Frankfurt an der Oder die neue ,,Europa-
Universität" mit aufbaut) die vielen Er-
klärungsversuche durch einen kurzen
Hinweis auf die internationalen Konzer-
ne, auf deren überstaatliche Macht und
auf die von ihnen bewirkte Nivellierung
von Lebensstilen. Ist dies die Hauptkraft,
die jetzt Europa gestaltet? Eint sie, oder
reißt sie zugleich neue Gräben auf? Ist
gegenüber dem wirtschaftlichen Verlan-
gen nach immer größeren Absatzmärk-
ten jede Kleinstaaterei reaktionär und zu
kläglichem Scheitern verurteilt, oder
steckt darin auch etwas Progressives im
Sinne demokratischer Bedürfnisse von
Menschen, die in einem überschaubaren
Bereich selbst für die eigenen Lebensbe-
dingungen verantwortlich sein wollen?

Im Gespräch mit der FR kommt Insti-
tutsleiter Schneider zu dem Schluß, daB
sezessionistische Bestrebungen ganz un-
terschiedliche Ursachen haben können
und daß sich eine pauschale Bewertung
verbietet. Einen auf ethnische Homogeni-
tät ausgericht€ten Nationalismus, wie er
gegenwärtig in weiten Teilen Osteuropas
tobt, sieht Schneider nicht als Dauerer-
scheinung an, sondern als Durchgangs-
stadium. Solche zeitweiligen Reaktionen
auJ einen PartelZentralismus, der jahr-
zehntelang das Aufbrechen nationaler
Konflikte verhindert habe, widersprä-
chen nicht einem vorherrschenden
,,Drang nach Europa". Gerade die erfolg-
reichen nationalen Unabhängigkeitsbe-
wegungen im nördlichen Jugoslawien
und im Westen der Sowjetunion (Balti-
kum) erklärten sich vielmehr auch aus
dem Bestreben, möglichst schnell An-
schluß an Westeuropa zu finden.

Andererseits warnt der hannoversche
Föderalismusforscher vor der Vorstellung
von einem Europa, in dem die National-
staaten bald absterben. Er sagt ihnen
noch eine lange Zukunft voraus und gibt
Bemühungen, innerhalb weniger Jahre
viele europäische Staaten in einer politi-
schen Union zusammenzuführen, kaum
Chancen - jedenfalls nicht auf der Basis
der Maastrichter Abkommen. Der euro-
päische Integrationsprozeß mull nach se!
ner Meinung ganz anders verlaufen, als
die (West-)Europäische Gemeinschaft
(EG) bisher geplant hat.

,,Maastricht ist tot - auch wenn es
noch nicht jeder Beteiligte zugeben mag",
meint Schneider. Gelegentlich sei jetzt
von einem Europa der zwei Geschwindig-
keiten die Rede. Er selbst halte ein Euro-
pa der sechs oder der zwölf Geschwindig'
keiten für wahrscheinlicher.,,Deutsch-
land und Frankreich können sich relativ
leicht miteinander verständigen und den
Kern bilden. Aber wer kommt dazu?
Wann? Über welche Stufen? ,,Darüber, so
Schneider, müsse jetzt gründlich nachge'
dacht und verhandelt werden. Wenn man
nieht übereilt eine Zwölfer-Union schaffe,
sondern mehr Rücksicht auf die Unter-
schiedlichkeit der einzelnen Staaten neh-
me, dann erleichtere das auch die Einbe-
ziehung Osteuropas. Die großen Erwar-
tungen in den ost€uropäischen Ländern
einschließlich Rußlands dürften nicht
enttäuscht werden. ,Wir dürfen sie nicht
im Wartezimmer eines europäischen Fer-
tighauses sitzenlassen", mahnt er.

Schneider erinnert an den langen
Streit darüber, ob die Europäische Ge-
meinschaft der ZwölJ vertieft oder erwe!
tert werden soll. Diese Alternative, meint
er, stelle sich nicht mehr, denn die Vertie-
fuirp - iedenfalls so, wie in Maastricht
kon'zipieft - sei gescheitert. Andernfalls,
also 6ei beschleunigter Vereinigung der
Zwölf, wäre Europa Gefahr gelaufen, daß
sieh der Abstand zwischen den Zwölf und
den anderen vergrößert und Risse auftre-
ten. Möglich und notwendig sei aber die
Verwirk-iichung einzelner Teile der Maas-
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rungen, vor allem
derjenigen, die sol-
chen Gefahren ent-
gegenwirken könn-
ten. Dazu gehöre
der ,,Kohäsions-
fonds", aus dem
Portugal und ande-
re finanzschwache
Länder unterstützt
werden sollen. Je-
de Festigung der
Zusammenarbeit
in Westeuropa

müsse in einem Koordinierungsausschuß
mit den osteuropäischen Staaten erörtert
werden. Diese mü3ten durch mehr Infor-
mation in EG-Strukturen eingebunden
werden und das Recht haben, Empfeh-
lungen zu geben, um ihre Interessen zur
Geltung bringen zu können, rät Schneider.

Der Gedanke an die europäische Inte-
gration verbindet sich für viele Völker
mit der Hoffnung auf Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse. Schneider
vermag daran nicht recht zu glauben. Er
hat sich wissenschaftlich mit dem Fi-
nanzausgleich in der Bundesrepublik
Deutschland beschäftigt, deren Verfas-
sung seit mehr als 40 Jahren die Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse
gebietet. Ergebnis:,,Der Finanzausgleich
klappt nicht. Die Schere zwischen Nie-
dersachsen und Baden-Württemberg
schließt sich nicht, sondern geht weiter
auseinander. F\ir die ostdeutschen Län-
der sehe ich um so schwärzer." Nach die-
sen Erfahrungen dürfe man sich erst
recht nicht zu viel von einer festeren Ge-
meinschaft sehr unterschiedlich struktu-
rierter europäischer Staaten versprechen,
auch nicht im Fall einer gemeinsamen
Währung und einer Politischen Union. Zu
bescheidener Zielsetzung gemahne auch
die Tatsache, daß kein einziger EGStaat
gegenwärtig die in Maastricht festgeleg-
ten Kriterien (zum Beispiel Inflationsrate
und Verschuldungsquote) für den Beitritt
zum Währungsverbund erfülle.

Werden sich angesichts der Schwierig-
keiten der europäischen Einigung viel-
leicht in Bonn diejenigen durchsetzen,
die meinen, starke deutsche Unterneh-
men und eine starke D-Mark könnten
den europäischen Markt erobern, ohne
daß sich Deutschland politisch einbinden
lasse? Schneider warnt vor solchem Stär-
ke-Denken: Gerade große, exportorien-
tierte deutsche Unternehmen, denen es
die Gründung des Binnenmarkts im
nächsten Jahr erleichtere, ihre Produkte
in großen Stückzahlen abzusetzen und
damit ihre Position für die weltweite
Konkurrenz mit US-amerikanischen und
japanischen Firmen zu verbessern, müß-
ten daran interessiert sein, daß der Bin-
nenmarkt gedeihe. Aber wenn innerhalb
der Gemeinschaft mit Wechselkursen frei
gehandelt und spekuliert werde, könne er
schwerlich gedeihen. Jedenialls liefe es
ihren Interessen zuwider, wenn Mißtrau-
en und Besorgnis gegenüber einem über-
mächtigen Deutschland aufkämen.

Für um so wichtiger hält Schneider die
Frage der Demokratisierung Europas.
Das Demokratie-Defizit der Maastrichter
Abkommen hält er für einen ihrer größ-
ten Fehler. Er gibt die Parole aus: ,,Kein
Ecu ohne Demokratie." Die dem Europa-
Parlament zugewiesene Nebenrolle ver-
anlaßt ihn zu der Frage: ,,Wo hat es je-
mals ein Parlament ohne Budgetrecht ge-
geben? Das wäre ein Rückfall ins ancien
regime, in die Zeit vor Montesqieu, vor
der Gewaltenteilung." Der Wissenschaft-
ler schlägt vor: ,,1994 soll das Europa-
Parlament als verfassunggebende Ver-
sammlung gewählt werden. Im Jahre
2000 könnte die Verfassung dann in Kraft
treten."
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Europa und der Nationalismus
Eln Instltut sucht nach Gründen für die gegenläufigen Trends

Von Eckart Spoo (Hannover)
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Gorbatschow
hofft auf Union

Von Gert Reiling
Hannover. Michail Gorba- Rahmen der bestehenden Staa-

tschow hat die Hotfnung noch ten verwirklicht werden.
nicht aufgegeben: ln der ehe- Ministerpräsident Gerhard
maligen Sowjetunion sei die Schröder wertete die Einladung
ldee einer neuen Union ent- des Ex-Staatschefs und seiner
standen, sagte der leEte sowje- Frau Raissa nach Hannover
tische Präsidentam Sonnabend auch ,.als Dankeschön fürseine
bei der Eröffnung des Deut- historische Leistung.'
schen lnstitutes für Föderalis- Er sähe Goöatschow sicher
muslorschung in Hannover. auch gern als Expo-Botschafter:

REPORT
Damit fing er geschicK den geplanten Weltausstellung

Ball auf, den ihm der lnstituts- Expo 2 000. Wie die Mehrheit
Direktor Professor Hans-Peter der Hannoveraner halte er die
Schneider zugeworfen hatte: Weltausstellung für eine gute
Dem Föderalismus gehöre die Sache - ob er aber als Bot-
Zukunft, auch in der ehemali- schafter oder Berater lür die
gen UdSSR. Expotätig werden will, lieB Gor-

Was Gorbatschow fordert, ist batschow ofien.
nicht die Rückkehr zur alten So. ln der Stadt an der Leine ist
wjetunion, die trotz ihres Na- der in seiner Heimat umstritte-
mens in Wirklichkeit ein über- ne Politiker beliebt wie eh und
zentralisierter Einheitsstaat ge je: Wo immer er auftrat, erhielt
wesensei.EineUnionderStaa- er lreundlichen Beifall - so
ten solle es werden, meinte auch beim Besuch des Sprerr
Gorbatschow, die auch dem gel-Museums, wo ihn als erste
Streben derVölker nach Selbst- ein paar Kinder begrüßten.
bestimmung Raum lasse. Hannovers Bürger hatten es

Er warnte aber auch in Hin' nicht schwer, den einstmals
blick auf Jugoslawien und die wohl mächtigsten Mann der
Tschechoslowakei .davor: , ,das Welt:aus näctrster Nähe zu€de-
Recht aul Selbstbestimmung ben: Die Sicherhgitsvorkehrun-
zur Religion .zu . m.aqhenl.. gen rrtaren aul dasldindesüna8
Selbstbestimmung' .müsse'lnt treschiänh.

Der aber äußerte sich nur zu-
rückhaltend zu einer möglichen
Mitarbeit an der in Hannover
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Besuch in Niedersachsen arn Samstag.beendet

Gorbatschow wirbt für
ein,,großes Europa'o
Von IVIAIIHIAS Ot,oEt[t

Hannover - Zum Abschluß
seines Besuches in Niedersach-
sen hat der Präsident der ehe-
maligen Sowjetunion, Michail
Gorbatschow, für ein ,,goßes
Europa unter Einschluß Ruß-
lands und der Ukraine" gewor-
ben. Er sprach anläßlich der
Einweihung des Deutschen In-
stituts fur Föderalismusfor-
schung in Hannover.

Die Zersplitterung der WeIt,
so Gorbatschow, muß aufgehal-
ten werden. Die Losung der Na-
tionalitätenfragen solle im Rah-
men der bestehenden Grenzen
erfolgen. Die GUSbenötige neue
Strukturen und Institutionen,
um als Föderation zu überleben.
Eine Schein-Föderation führe zu
Spannungen, wie der Fall Geor-
gien zeige.

,,#ää:il,,T"X"":",1"Ti"'1i,",1",äKalterKriegkein
Maßstab mehrforderte Gorbatschow dazu auf,

das Selbestimmungsrecht der
Völker mit dem Erhalt der Staat-
lichkeit in Einklang zu bringen. Vor Journalisten in einer an-
Das Streben der Völker nach schließenden Pressekonferenz
Selbstbestimmung sollte nicht .bekräftigte Gorbatschow seine
zu einer Religion erhoben wer- Auffassung zur Rolle des verei-
den. Die Auflösung der Sowjet- nigten Deutschlands in Europa.
union sei dabei kein Einzelfall. Die Erfahrungen des Kalten
DasSchicksalderCSFRundder Krieges könnten heute nicht
Bi[gerkrieg im ehemaligen Ju- mehr als Maßstäbe gelten. Als
goslawien bestätigten, daß es starke Nation ribernehme
sich hierbei um eine globale Er- Deutschland Pflichten und Ver-
fahrung handele. antwortungen, und es sei besser,

diesen Staat in eine Gemein-
schaft zu integrieren. In der Ge-
meinschaft eines ,,großen Eu-
ropa" können RußIand und die
Ukraine ein Gleichgewicht her-
stellen. Aus den neuen Gege-
benheiten müssen neue Bezie-
hungen entstehen.

Ausweichend antwortete Gor-
batschow auf die Flagen nach
seiner Unterstützung für das
Projekt ,,Expo 2000". So wie die
Mehrheit der Bevölkerung Han-
novers, sei auch er dafti'r. Wich-
tig sei, so Gorbatschow, die HaJ-
tung der Bundesregierung in
dieser Frage.

Wie Ministerpräsident Schrö-
der erklärte, sei Niedersachsen
ökonomisch wie kulturell an
vertiefLen Beziehungen zu den
Staaten der GUS interessiert.
Der Direktor des neugegründe-
ten lnstitutes, Schneider,
brachte eine Zusammenarbeit
seines Institutes mit der Gorbat-
schow-Stiftung in Moskau ins
Gespräch.



60

3€ lt tttT

tdWtteBZatung
xtfnt ig(Hstgt€ I A(Ht({r N. Uft rHXrct6 . (t!G IrAtr€ rtto

AUscAtE

Se'ite 8
2 I Sep. Bez

Michail Gorbatschow und Ehefrau Raissa in Hannouer / Empfang durch Minßterprtistd,enten in Herrenhausen

Schröder dankt: ,,Sie haben Steine losgetreten,
von denen viele überrollt worden sind! "

HANNOVER. (Eigener Bericht) * Nach gut sechzigminüti-
gem Waden ist es am Freitag abend soweit - Gedränge,
Blitzlicht-Gewitter: Niedersachsens Ministerpräsident Ger-
hard Schröder und Ehefrau Hiltrud heißen den ersten und
letzten Staatspräsidenten der untergegangenen Sowjet-
union, Michail Sergejewitsch Gorbatschow und Frau Raissa
Maximowna Gorbatschowa, im Galeriegebäude in Hanno-
ver-Herrenhausen willkommen. Unter den geladenen Gä-
sten: Schröders Vorgänger im Amt - ein gut aufgelegter
Ernst Albrecht.

Die letzten Noton dcr'fschai-
kowski-Komposition ,,liugan
Onegin - llin jeder kennt die
Lieb' auf Erden' sind verklun-
gen. Spontan erhebt sich Gorba-
tschow von seinem Platz, geht
auf den weltberühmten Bariton
Thomas Quasthoff zu, um dcm
schwerbehindcrten Künstler
mit cincr kurzcn Umarmung
seinc l)ankbarkcit und Ancr-
kcnnung zum Ausdruck zu brin-
gen.

Starker Applaus, dann trägt
Quasthoff, am Klavicr bcgleitct
von seiner Lebensgel'lihrtin llva
Schulzc aus Wolfgang Amadcus
Mozarls .Zauberflöte' vorr -ln
diesen heil'gen llallen kennt
man die Rachc nicht. In diesen
heil'gen Mauern , wo Monsch
dcn Menschen liebt, kann kein
Verräter lauern, weil man dem
Feind vergibt...'.

.Vcrnunft, Friodo, Mcnschen-
würdc - das lst dlc Botschaft
dicses gioßen Mcistcrwcrkcs
der Äufklärung aus dcm 18.
Jahrhundert', formuliert Gast-
geber Schröder im Anschluß in
seiner Tischredo. Auch Corba-
tschow hnbc sich als Prösidcnt

im weitesten Sinno der Aufklä-
rung vcrschrieben.

.Sie haben Steine losgetreten,
von denen viele überrollt wor-
den sind', hebt der Ministerprä-
sidcnt hervor und fügt ange-
sichts der geschoiterten Bemü-
hungcn Gorbatschows, die
Union im einstigcn Vielvölkcr-
staat zu orhalten, cin chinesi-
sches Sprichwort hinzu: .Wer
die Wahrhcit sagt, braucht ein
schnelles Pferd.'

,,Es ist eine großartige
Zusammenkun[t", bedankt sich
dcr russiche Gsst. ,,AIl' dies
mscht eincn großcn liindruck
auf mich." Riesenbeifall kommt
auf, als Gorbatschow vorträgt:
.Dic lireignisse in llostock sind
nicht die Mcinung dcs deut-
schen Volkcs.' Er ftihrt fort:
-Alles. was nach dem Zweiten
Weltkricg durchlittcn wurde,
muß als wortvollstes Kapltal
betrachtet wcrdcn."

Notwendig sei es, so dicser
Freund dor Dcutschcn, zu ver-
zeihen und den Weg gemeinsam
zu gehen. Angcsichts des noch
bcvorstchenden Maastricht-
Ilefcrcndums in l:rankreich
betont er: .Vor einem starken
Deutschland lnnerhalb der
Europälschen Gemeinschaft
braucht man kcinc Angst zu
haben.' Gorbatschow: -Ruß-
land denkt an das, was 500
Jnhrc war."

.Man darl nicht zu spät kom-
men, man darf aber auch nicht
vorauseilen', sagt Gorbatschow
einen Tag später beim Festakt
zur Gründung des Deutschen
lnstituts für Föderalismusfor-
schung im Sprengel Museum in

der nicdersächsischen l,andcs-
hauptstadt.

,,llcute müsscn wir allcs tun,
damit llußland als demokrati-
scher Stast zu neuem Leben
crwcckt wird.' Dabci dürfe das
Rocht auf und das Strcbcn der
Viilkcr nach Sclbstbestimmung
nicht absolutiert, nicht zu einer
Reli$on gemacht werden, hebt
Corbatschow hervor. Föderalis-
mus sei der Weg, meint der ehe-
malige I'räsident, dessen Mos-
kouer lnstitut cng mit dem in

llannover zusammcnarbeitcn
will.

Auf einer anschlicßcndcn
Pressekonlerenz nimmt Schrii-
der neben dem Russen Platz.
Nicht nur für dcn nicdcrsächsi-
schcn llcgicrungschof gchon
bcdeutsame'lbgc zu lindc:

.lch sage lhnen für alles ein
schlichtes Dankeschön", betont
Schröder in seineni und im
Namen seiner Mitbürger.

Michael Rothfuchs
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Föderalismusforschu ng

Einheit durch Vielfalt
M[$,:fd,t"it'T:,*1""$"Jff1',ri;I U I Michail Gorbatschow, ist in Han-

nover das Deutsche Institut ftir Föderalis-
musforschung (DIF) eröIfnet worden. Die
Einrichtung will die integrierende Wir-
\ung {es föderativen Prinzips, aber auch
Zerfallserscheinungen etwa im früheren
|ugoslawien, der GUS und der CSFR
unter die Lupe nehmen.

Gorbatschow warnte auf dem Festakt
vor Blutvergießen zwischen den Völkern
der einstigen UdSSR. Die ,,Liquidation,,
der Union sei ,,der schwerste stiategische
Fehlet'' seines Gegenspielers Borislelzin
gewesen. Der Ex-Präsident betonte, die
GUS verfüge noch über keinerlei eigene
Institutionen; die Souveränität der einzel-
nen Republiken sei aber iedenfalls mitt-
lerweile unumkehrbar geworden.

Der Grundsatz,,Einheit durch Vielfalf ,

stehe für die Sicherung der Freiheit, für
kulturelle Pluralität und den Schutz von
Minderheiten, glaubt Hans-Peter Schnei-
der, Staatsrechtler an der Universität
Hannover. Der Institutsdirektor sieht den
Föderalismus als,,künftiges Gestaltungs-
prinzip einer neuen Weltordnung", in der
die Nationalstaaten durch ein Netz von
Vertragsverhältnissen zu,,Gliedem einer
kosmopolitischen Gemeinschaft " zusam-
menwachsen. Bis zurück ins Heilige
Römische Reich sollen die historischen
Grundlagen solch bundesstaatlicher
Gliederungen rnit weitgehender Selbstän-
digkeit ds1 F*inzelstaaten zurückverfolgt
werden. Die Uberwindung nationalstaat-
lichen Denkens will das DIF auch mit'
Blick aufdie europäische Integration und
den Zusammenbruch des kommunisti-
schen Ostblocks fördern.

Ein weiterer Schwerpunkt soll, so der
stellvertretende DlF-Geschäftsführer Ul-
rich Bachmann, die augenblickliche Dis-
kussion um eine Reform des Grundeeset-
zes und die Entwicklung der Landäsver-
fassungen sein. Die in den neuen Ländern
entstehenden Konstitutionen will das
Institut ebenso beobachten wie etwa die
derzeitige Überarbeitung der niedenäch-
sischen Landesverfassung, die nach der
deutschen Vereinigung ihren vorläufigen
Charakter verlieren soll.,,Angesichts
schwindender Nationalstaatlichkeit im
Zuge der Schalfung einer Europäischen
Union wird sich die Rolle von Ländern
und Regionen hin zu einer stärkeren
Eigenständigkeit verändern", sagt Bach-
mann. Ein besonderes Augenmerk gilt der
Finanzverfassung von Bund, Ländern
und Gemeinden sowie den europäischen
Finanzbe2iehungen. Aber auch der Kehr-
seite des Föderalismus, nämlich der
Apartheid Südafrikas durch eine Auftei-
lung der Bevölkerung auf einzelne Lan-
desteile und ihre Ausgliederung aus dem
Staatsgeftige, widmet sich ein eigener Stu-
dienschwerpunkt.

lmZuge der Forschungsarbeit will das
DIF ein Zentralarchiv einrichten, in dem
die geschichtlichen Quellen:zur Entste-
hung der Verfassungen - etwa Parla-
mentsdebatten und Kommissionsentwür-
fe - dokumentiert und in einer Daten-
bank gespeichert werden sollen. Hierbei
kommt dem DIF zugute, daß es aus der
,,Forschungsstelle für Zeitgeschichte des
Verfassungsrechts" an der Universität
Hannover hervorgegangen ist. Auch sol-
len in einer Art von historischem Kom-
mentar zum Grundgesetz manche der
gesammelten Materialien - einschließ-
lich seiner zahlreichen Anderungen seit
1949 - erstmalig der Offentlichkeit
zugänglich gemacht werden.

Das Institut, das als eingetragener Ver-
ein organisiert ist, sibht sich als Interes-
senvertreter der Bundesländer, will aber
auch den Beratungsbedarf iener Staaten
aus Clsteuropa und der ,,Dritten Welt"
erfüllen, die die föderative Ordnung der
Bundesrepublik Deutschland als Muster-
beispiel ansehen. Den Aufsichtsgremien
des DIF gehören unter anderem Wissen-
schaftler (auch aus dem Ausland), amtie-
rende wie fi{there Bundesverfassungs-
richter sowie Bundesratsdirektor Georg-
Berndt Oschatz und der ehemalige Bun-
desaußenminister Hans-Dietrich Gen-
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! mo<tcrn political scicncel lt was

l;n:"!:ltffi;f:#lifä
!,ur, wee^ al rnc pnrosopner
[ribniz's house in l{annover for a

conference on changes in fedcral sys-
lerts.

"We nre dwarves slanding on tlre
shoulders of gianls," declared Profes-
sor P.eter Haberle of Bayrcuth Univer-
sity, pressing his palms together as if
in praycr and closing his eyes as if the
vista from the gianl's shoulders could
bcst bc scen from inside one's head.

No South African constitutional
discussion should bc so complex as
Ilaberle's erudile journey lhrough
such conccpts as feduciary federal-
ism. Yet we loo sland on the shoul-
den of gianls, lhe cxperienccs of other
countries permitting ts lo see furlher
than lhose on whose shoultJers we
clamber.

For inslancc, Europe, from west lo
east, is gripped by far-reaching and
fascinaling constitulional change that
South Africans could usefully deploy
in the debates ahead.

last weckend's rccord of under-
slandfog üelwecn tLu Nat ional Pa.'.y

and lhe African National Congrcss,
designing lhe gatewqy lo democracy,
has elcvaled "basic constilulional
irinciples" to the top of lhe negotia-
tions agenda.

Beforc democralic cleclions for a
constitucnt asscmbly, the question of
whelher South Africa is to be a unitary
or a fcdcral'slatc - and how
enlrcnchcd lhe powers of regional
g,ovcrnmcnl should be - has to bc
dccidcd.

Thcrc wcrc rcprcscnlalivcs from
livc lxrlilicul purlics ul llrc llunrxrvcr
conference. For lhcm, the difficulty
was, for a momcnt, lo sland outside
the deeply ideologisctl Soulh African
dcbalc and lo ask qrrcstions in a tlif-
fercnl, more oprn-cndecl way.
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Disrust of motivarions and inten-

tions has turned federalism inlo the f-
word of South African plitics. Opp-
nents of lhe government arc dceply
suspicious of the NP's cmbracc of a

concepl thal il so comprchensively .

scorned, lo lhe cxlent of abolishing
the provincial councils and imSnsing
cenlrally planned social cnginecring
on lhe counlry, with tlis:rslrous resulls.
. tlaving clunB to exclusive cen-
traliscd 1rcwer for 44 years, it is high-
ly fishy that lhe NP undcrwcnt a sud-
den convcrsioi lo llrc virlucs of a

weaker central stalc on the cve of
nrajority rulc.

The NP deelxns suspichlns lhat it
lras a doublc agcnda by proposing
rninimal glwers for central govern-
ment lhat would amount to a loose
confcdcralion, and which would deny
lhc ccnlral govcnrmcnl cvcn thc rig,lll
lo draw up a budgcl - anti hcncc kr
rcdislribute wealth.

The allics lhat thc NP invitcd
includc ull lhe old lxlmcland suspccts
such as Boplruthatswana's [.ucas
Mangrp and Ciskci's Oupa Cqtlzo,
wlxxr: inlcrcsl in fctlr:ralisrn cart orrly
be inspirerl by thc belicf that it will
savc their plitical hidcs by prcscrv-
ing vestiges of tlrc oltl üpilrthcid sys-
ü:m thill crcatcd lhcm.

From thc otlrcr sitJc, thcrc is a lcgit-
intatu cunccrn tlrirt tlrc llanrc ol'thu oltl
I rrrinist rktgnn trf "rlcnrrrcrirlic ccn-

tralism" slill burns bright in thc lrcarls
of many in the ANC and the South
Afr ican Communisl Party.

The US constitulion provides
something of an answer to both of
these objeclions. As an American
lcgal academic pointed oul lhe pltilo-
sophical undcrpinning of the US con- 

.

stitution is lo avoid the "lyranny of lhe
majorily", a phrase which I noted the
g,overnment member of the South
African delegation eagerly scribbling
down.

Thc US dcrs this by dividing Snwer
and parcclling it oul horizontally
llctwcen congress, the prcsidency and

thc judiciary, and verticully bclwccn
the fcdcral govcrnment and lhq stales.

It d()cs not provide a spcciul dispcnsa-

tion to privilcged gtoups or minori-
tics.

For lhe rightwing, this is its very
deficiency. lt tloes not address the
tlicstion of nrinorilics antl grlcnlial
rucial ur cllrnic conflict.

Among tlrc fcdcral constitulions
lhal do s€l oul to accomm(xlate advcr-
sarial group rights are Belgiunt and
Canada. Because ofour hislory, there

is no way lhat South Afiica can turn
b:rck tlrc ckrck on aplrllrcid and rcinr-
grse racially basctl lcgislatkln.

An<l becausc ofour gcography, fed-
eralism on its own can do nothing
alxlut group corrl'lict in Sorrth Africu:
cach rcgion is trr somc cxlcnt n nticnr-
crxnr of tlrc wlxrlc.'l}c likclilrxxl is

that frrr Afriklrrcr Wccrslantlstxwcg-

ing supplrters in Pictenburg, Roode-

F)ort or Welkom, federalism would
imlnse not just one, but two tien of
ANC rule over their heads.

And, far fromiesolving lheconflicl
belween the Zulus of the lnkatha
Frecdom Party anrl thosc of lhe lhe
ANC, strong regional govemmcnl in
Nalal will simply decenlralise lhe
winner takc all struggle into a huge
regional confl agration.

What the NP is not saying oul loud
for lhe moment is that it proposes lo
dcal with ethnic und politicalconflicls
through grwer-sharing, al a nalional
and a regional level. Undcr this
scheme, Natal will be govemed by the
thrcc strongcst partius, who will prob-
ably be tlrc ANC, the lFl'and the NP.

fl nforrunarely, power-sharing

also elinrinatcs democracy in thlt it
crcatcs fxirmanent political elites and
cabals in governmcnl. People can
nuvcr volc a govcrnmcnt oul of office
or rcly on a strong and viublc oplxlsi-
lion to kccp a govcrnmcnt on ils l(xs.

By rigging political sociely and
simullaneously crealing o ferJeration
we would be settingoursclves up fora
mrxlel that no one in their right mind
would willingly follow: Yugoslavia.

Yugoslavia is oflcn lhrown about
loosely by rightwingen as a kind of
thrcat of what will happn in South
Africa if thcir dcmand for a Boer-
cstaat or a Ztrlu slatc arc Dol accom-
nxxlatctl.'llc rcality is far morc com-
plcx, as cnrincnl pn)fessoni from llel-

irade and Zagrcb wcre able to tell the
confercnce.

Professor PS Nikolic was blunt.
Yugoclavia failed, he said, bec4use it
was riot democratic. "There was no
democratic polilical rcgime through-
oul lhe development of Yugoslavia.
Thcre was no way lo dcvclop authen-
lic fedcralism to resolvc lhe national
question...

"Federalism prcsupposes a demo-
cralic form ofgovemment. lt has been
realiscd mdsl convincingly in those
cenlre3where democracy has reached
its highest lcvel - Cermany, lhe US
and Swilzerland. Where it has been
undemocratic ihere is failure, for
instance Yugoslavia and the Sovict
tlnion."

The overwhclming message al the
conference is that while dcmocracy is

ils basis. every ountry should find is
own way to fe<Jeralism. We cannol
phrck oul, say, the German model and
hopc that it will lhrivc in South
African soil.

Bcsides, afterzl4 ycarsof NP geny-
mandering, Soulh Africans have
evcry reason lo bc sceptical. lf pople
on lhe grounrl arc lo be convinced lhal
they are not being snared in anolher
lrap, fedcralism or rcgionalism will
have lo be exploined in terms of very
good reasons lhey can understund and
that have mcaning in thcir lives, and
not just as lhc outcomc of a fix
bclwecn grlitical parlics.

A blucprint imglsctl from thc top

by a few smart politicians won't
work. Africa is a gravcyard of pliti-
cal syslems imposc<l by colonial
adminislrators. 'I'hc NP should
remember this in its hasle lo front-
load the constitution and cast as much
of lhe syslem into lablets of stone
before thc ccnstituent arscmbly sits.
. 'lhcre is a lesson hcrc from Canada,
whosc very survival is al stakc in a

referendum on Octobcr 26. Profcssor
lJoyd Brown-John, of Windsor Uni-
versity, pointed out lhat the proccss

whereby fedcral systcms are devel-
oped must be legitimised. "Major
constitulional adjustment requircs in
some manner lhe involvcment of thc
people affected."

Bruwn-John himsclf sat on one of
lhe commissions appointed by his
governmenl to sound oul the views of
lhe people. lle visiter! small-town
Canada to hear thousands of submis-
sions from activist groups and indi-
viduals. Still, thc final outome has an
even chanoe of being rcjectcd.

The same problem of lcgitimacy
has arisen over the unification of
Europe and lhe Maastricht treaty. It is
a rebcllion against bureaucrats dcvel-
oping a new Europc and changing
peoplc's livcs without consulting
r$em.

At a decpcr level, lhc fcar ofccn-
tralisalion in lhe advanccrl capitalist
societies is a rejcction of lhc ncw
world order, of globalisation and
anonymity.

It ic a rcbcllkrn ugainst Mocf)on-
lld't hunrbrrr gcrs,' burt Antr:rlcn rr
nurvlcr rnd lclcvlckrrr. urx.l llrc lrcnrl
lo rJirrnll ulrlfirrnrity.

Tn*, lt war larcinatilrg ü, lrc&r

firxn llelian rnl ligrnirh unrtilutkn.
al lu y d t tnl z* uk miz ol z v'rlx znt
rcgionalism that has dcvclopd in
lhesc oounbics and which is moving
lhem from unitary statcs towards
becoming fcdcrations. Regionalism,
in anothcr mcmorable phrase from
Haberle, has become the little brorher
.of federalism.

There is a hint of this same princi-
ple in President FW dd Klerk's-recent
espousal of rcgionalism and federal-
ism, which he said are "able trc guar-
antee a betler, purcr and more lasting
democracy". Among lhe reasons he
gives for this is bringing govemment
closcr to lhe people.

There is nothing objcctionable in
this. ln fact, lhcre are many in the
ANC who wrrukl support lhal samc
principle. llut it has to be built from
lhe grassroots, as in Spain where
bccoming u'federation is proving to
be a long, complicaled process.
"What is imlnrtant is that we agrcc on
lhe condilions for this to take placc,"
said a Spanish professor, Antonio
l-opez Pina.

Regionalisation in Spain takes
place irr lhc contcxl of a constitution
that proviclcs for thc "harmonis:rtion
of living stand:rrds betwcen all
Spaniards".

To bc a Spaniard, to have that iden-
tity, is nol a shallow nationhcxxl com-
priscd only in waving a flag ancl
singlng an anthem. lt is lo be onc
among equals.

Far from bltrking the redistriburion
of wealth, fedcralism and regionalism
can facilitate it - as it has rjone, and is
doing right now, irr Ccrmany. Now I
wondcr if that's what Dc Klerk hls in
nrind.
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ETHER IN GERMANY

have a ball!
,fournalist Anteen Ahhalutaya recenlly suggested lhat squabbling Soufft African

politieal leaders be shipped off to Robben Island and left there until
they sorted out the eountry's problems,

Away fi'om their followers and tlrc glare of the media, he argued, they would begin

to establish a much-needed rapport which would. mahe it far easier for
thent to reach contprontises and binding agreements,

Late in Septentber, the Institute for Multi-Porty Democracy and the Bonn-based

Friederich Ebert Foundation tried to do just that: they tooh representatiues
of fiue politieol organisotiorts ort a weeh-Iong uisit to Gerntanty wlrcre they

ottended an intentational eonference on federalisnt.

The Star journalist Kaizer Nyatsurnba reports.
'l'he'r' atterrded nreetings together. had

rrreals together and socialisecl togeth-

er'. In the l)r'oces-s, sonrething began to

happen: torrgues loosened up. fl'iend-

-"hips deleloped and they accepted one

another.

The delegation, lecl b1'MPI)
tlrrslor, - nrlvor:nte Vuka 'l'shabalala,
,.'111 p1 irr,rl ,rf ,\NC's Dr Zola
Sks'eti-r'a. PAC's Banre.)' Desai,
Azapo's i\'lolatlhegi l'lhale. IFP's Dr'

f)ennis I\fadide, NP's Dr'l'eltius
Delpolt and IMPD'l'rustee - Plol.
il{err'.r'n Flost of tlre Univelsity of
Natal.

'l'he terr.sions arrcl suspicions rvhich

exist arrrong political ot'ganisatiotts itt
South Af ica ll'ere initiall.y obr,ious.

Dr lladide hung out rvith his fot'nter

high schc'ol friend illl J'shabalala, N',lr'

'l'lhale \\'a-c i11 I'll Desai'-" colnpany,
and lll Sku'e.r'i.r,a rvalkecl alorrgsicle

rvhoeter s'as next to hirn duling the

tour o[ l{atrtroter.
Dr Delpolt joined the delegation in

the elerring and, rvitlr the gt'oup, rvas

a guest of the Gelutan Institute of
Federali..rn lor sullper'. Drr ring sull-

1lr-,r'. terrsions alrnost becatrte ph.vsical

r,,'ith I)r' Del;rolt tellirrg AzaPo's IUr
'l'lhale that lre rvoukl "teat' hinr apart"
in dellate.

l'ltnt s'as the setrteltce u'lrich
caught elervbodr"s attetttion. and

two nren had had a disagleemetrt in

fi'ont of theil Geruran hosts. But the

nature of the gatheling sootr defused

this nrood: the dinnel ended anticably,

and frierrdships began to be forged in

the days that follorved. lndividuals
began to revierv the.il chalactel
assessnrettts ol one atrothet'.

Dl Madide tulned out to be a non-

ideological, nrost likeable trran with
interesting viervs, and he becanre the

centre of attraction'among gl'oup

nrernbels. Sonre began to say behind

his back that he was a ttrost atypical

IFP rnenrber'.

Anothel side ol the scholarly Mr'

Desai began to ernet'ge: he is a fi'iend-

h' rnan rvith a sense of hutnour, rvith a

penchant for self-deprecation. Itlr
Tlhale came acloss as a seLious nran

who chelishes his ot'ganisation's phi-

losoph-v, but he too, made fi'iends with

other group membet's and evidently
enjoyed Dr lt{adide's company.

Dr Skweyiya did a lot more listen-

ing than talking during conversations.

and remained open-minded through-
out.

A disappointment was the
unavailability of Dr Delport, rvho did

not spend nruch time rvith the g'oup.

He rvas often closetted in his hotel
loom, and had to leave early to attend

an urgent nreeting betrveen the ANC

and the NP at the World Tlade'
Centre in Kernpton Park.

Plof. Flost extolled the virtues of

federalism for South Africa whenever

he found a chance to do so, and rnixed

[r'eely rvith tnetnbet's of all political
olganisations. So did delegation lead-

er Mr Tshabalala, whotn g'l'oup nem-

bels fondly t'efet'red to as "The
Fuehrer".

After a week together in Gelntany,

fat' from the hurly-burl.r' of South

Afliöa, most of the leaders came back

as friends - all bentoaning the fact
that membels of different political
organisations at home do not do near-

l.t' enough socialisirrg.

South Aflica's political ot'gatrisa-

nded on the table. The

N'lPD Nes's
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tions nray be deeply divided on fedet"

alisnr as sn oprion for the future, but

on on€ thrng they agl'ee: thele is a

need to bring goveruttretrt closer to

tbe people.

How that is going to be achieved,

end rvhat [nwers regiotts are going to

have, renrains to be debated.

Different kinds of fedelal systems

were discussed, includirtg ploblents

which led to the disintegration of for'-

mer federal countt'ies in Eastelu
Eut'ope

Discussions initially focused on

couutlies rvith strortg regional govel'n-

lu)ents, such as Sllairt and ltall', and

proceeded to those coutrtries tt'het'e

fedelalisnr rvas adoltted to deal rvrth

ethnic conflicts, srtclt as Belgitttn attd

Canada.

Get'mau1' and Austlalia rtet'e

giveu as exattiples of fedet'altsni based

on conserrt, and the US, .{trstlalia atrd

Srvitzelland rvet'e said to be eratrtples

of federalisnr based orr itttegt'irtiott

It becanre cleat' dttritrg the deliber"

atious that the evolutiort ftont a ttui'

tary state to a federal one \\'as a Pro-

cess. Cortntt'ies enrelgitrg frorn being

stl'ong uuitat'1, states \\'el'e aclvised to

stal't \vith stt'ong t egions bclu|e goiDg

on to beconre lullS'lledged Iedelal
states.

Anotlret' poitrt get'rtt:tltc to the

South Aflicau debate \Yas stl'essed:

fedelalisnr does not rlleall a rveak cett-

tral governuleltt. It rvas lioitlted oltt

that Gerntaul', Cattada, Austlalia artd

the US rvele all ledelal cotttttties atid

yet they had stlong cetrtt al govel'l)-

nrents in Bouu, Ottarva, Cattbelta attd

\Vashington l'espectivelJ'.

One speakel desclibed fedelal
states as "tax collectot's" and said a

fedelal s)'stenl rvas bettel suited lor'

ledistributiou ft'om t'ichet' r'egiorts to

pooref ones.

A pr-rirtt stt'essed tltt'ottgltottt tlte
confelence l'as the fact tlrat federal'

isnr presupglosed t lte esisterte e ol

denroclacl' and socio'ecortottti,,' ltottto'

geneitl'. \Vithout cletttoct irc.l , t rttiotts

speakels legleatedll' said. tltete cottltl

be no fetlet'alisut.

And latel iti Botttt. \\'olgang

\\/crge ol-the oppositiorr Social
l)enroclatrc Par'!y rvat'tted tlrat if fed'

erllistrt u,as u(lt,ocAtecl us a lllcalls to

entl encll rrlrite ulivileges attd etltrlic

divisiorrs irt South.{fl'ica, it rvould

causc lllore problerns tlrarr it rvtruld

sol ve.

.{t tlre end of t}re L{attrtovet cottler'-

eucc, ulrE cuulcl see a gleutcl al)l)lcLla'

tion ol soure f'ot'ttt ol ledcralisttt itt

South Alrica.'l'ltet'e \\ras collscltstts

anl0ng the five politrcal ot'gatttsutiotts

leplesetited tltat tlie tet ttt "f cclelal-

isnr" lruil tu be droltpecl becaus. u{ tlre

llegativc cottnotatiotls it lratl eortte to

have, and that rvhat lrad to be drs'

cussed \\'as a wa)' of blrrrging guvel ll-

nren[ closel to the people.

Indeed, Canadtan Plofessol Bt'orvtl-

Jolin argued stt'ongly in lirs plesenta-

tron against the use of tlre rvold, sayllrg

it had "hung at ound rvitlt bad coll)patl)'

in Eastet'n Er.tt'ope artd in the l)roccss

had beconte tainted".
llu trri,l it tlitl Irot tttlttet tt'ltut

nanlc \vtrs giverr to it telatiorrtlrip
ulrielt lxople irr rliffelent t'egiutl",rf a

co\ult r')' liu<l agt eed ttlrc,n f ul tlicir'
g0\'el rur)erlt, rls lorrg as tltirt t'clrrtiotl-

sltip errcottlagerl co'o1lct'ittltrtt atttl

ftrnct iortcd l)t ol)ct'l)'.

Dl Delllort. rvlttl ettr'tt lirterl it tttrrll

showing the National l)rrlt)"s ploposed

sevell legions lol South Afr ica,
lernained a staunch advocale fc,r'feder"

alisnr, as did Dr Iladrde Dr Skrvei'it'a

said although he did not think fedeLal-

isnr was "the light thing fol South

Africa" he believed rt $'as "N'ot th
studying".

Mr Desai said South Aflicans had

to appt'oach the debate ott f'delalisnr
rvith caution ancl added tlrat his
olganisation rvould "pulsue the demo'

cratic ideal as fat'as gtr.rssible. and

that rtteatts bIingirrg gr)\'rl lilrrt]l;t .r:

ck,se to the lleople iis 1),,::lirl,'
Mr' 'l'lhale conttttettted" "r\zup,, lia.

ver'1' deel>r'ooted susliicions about fed-

elalisnr because of out' opllosition to

ethnicity. Ho$'evet', \\'e cantlot stand

against it as a concept I rvill leconr'

nrend that Azapo loclks at it arrd

inlorurs itself, even if it tniglrt evelltu'

ally le.,1ect it. We don't believe ue

should thlorv out tlre babl'rvith the

bathtub", lre said.

If the peol:le rvlto wettt to
(iernrarry have ali irrfluer.rce rn their'
(,t gauisatiorrs, it is qLrite likcll' tlrat
tlte clebate otr fedet ulisrl).'l cgiol)alislll
u'ill be appt'clached tttttclt tttclte latio-

nirllS' in lutttre O

ItIPD N. s'"



ls Federalism the Answer for SA?
the South Alricans who atlended a conlerence on
Germany. Below he wraps up lhe Conlerence

The flelnran lnstitute fol Federal
llcsear ch Dilectol Plofessor Hans-
Petel Schneider reckons that the
debate around leclelalisnr s'ill be one

of the nrain ploblems in the rnaking o[
the SA constitution.

"lt uright be the key qr,restion," his
voice rang across the conlerence hall
in Hannover''s landrnark Leibnizlraus.

Judging fronr the SA liberation
nroleurents' replesentatives at tlre
MPD delegation to Gerrnan.'1', fedelal-
isur i.s sornes'hele on a loacl stlervrr
rvith nrirrelields - if it is not alleadt
doorned in favoul of a unit.arr'lrost-
apar th, rtl SA.

Srvi.ss scholar Plof. JF Aubelt set
the cat antong the pigeons aftel he
had detailecl the intlicacies of fedet'al-

isnt in hi-c lrorneland.
"The SA situation i-q cornples The

Srviss nroclel rvill rrot give tlrent a solu-
tion" lre sairl

That scerrrctl to havc bcerr tlre crrc

the Soutlr Alt icans n ere rva i( ing for'

It becanre clear tlrat the Errrr'pearr,
American ancl Austlalian acatlenrics
did not knorv rvhat ernotiorr.r ferleral-
isnr can stil aurorrg Soutlr r\fi icans.

The PAC's Balrrev Desai lctoltetl;
"The clisparities {in oul cotrntlll ale of
suclt a kind to nrake conflict
inetitable \\re have heard titr this
conference) tlrat the cultural factol is
the soul of fedelalisnr. \\/hele is cul-
ture in our conntr'.r'? It does not exist".

Desai tolcl the confet'errce that SA
had "a terrible hi.:tolt of rlistlust, a

historv of oppression".

Then joulnalist Phillip talr
Niekerk of the \\Ieekll' Ilail, rvautecl

to knorr.rvhv SA needecl lerlclalisrn
s'lren tlrere ir'ele ltlessirrg arrrl ..pecilic
11,,r.,1r lllorn r arr Nickerk sairl. lele
tlrr, rltsir l lirr' 1lr'acc, arlrllcssrrrg rvlrite
fcat;, atrtl the need to ;to;r torlrrshill
violence.

"To s'lrat er'-tcnt d,rcs lcrlerali.crrr
alls\\'el tltese t;rrr,stir,rrrs? Tlrc r.;trcstiorr

in Natal. rvlrich rrriglrt lhrr'rrtcn .r'ccs-

ZB illolefe

sion. is an rrleological orre betrr'een

Irrkatlra arrrl lhe AN(' Tlrr:re is also
llrc t;rrcstrorr ol'Ihe Altrklnels rlho
talk ahorrt a sel)alate stalc The
dchatc rrn S.\rrs no{ honest Is leder-
alisrn on the table to block the possi-

bilitl ol an ANC rrra.iolitl g0\'eln-
rnerr[ '' lre askeri

Schn,:idel r crrrrntled SA delegates

at thp corrfererrce that '{'erler alisnr rvrll

not gile tou fresh rvateri'.
"ll vou ask questions about vio-

lence, r'ou nrrrst a-.k rvlrat ale the lea-

sons fol it Othelu,ise l,ou s'ill contin-
rue rvith an opplessite golelnnrent",
he adclecl.

l)eputl Constitutional Der elop-
ment l{inistel Dr Tertius Delpolt
rvalrrorl that Sotrth Afr icans ntust not

allorv letlelalisrrr to beconre a theoleti-
eal rlcbate

''\\'c lravt' hot'n prrtpagatirrg leder'-

alisrrr as a sl ;l ting 1;oitrt A constitu-
ti<trr ca n't clr';rte n u eltcl of corrfi-
rlonco lt can t lnrild a natiorr. It can

onll cleatr. n ftarrrcrvrtlk to addless
irirrer \\'e trlust nol lrrn arval ft onr

rcalitr. ' hc srrirl
'flurt -r'crnt,rl t,' lrarc strrng.\N('

Constitutional Comnrittee Chairman
Zola Skrveyiya. He charged that prior
to 1990 the NP had been quiet on fed-

eralism.
"It (the NP) comes out only now

with federalism when everybody
comes s'ith liberation. Why create a

cloud around federalism? Where has

federalism worked? [ don't think there
is any party in Africa which can agree

to this," he said.
On the last leg of the German trip

the IUPD delegation spent ts'o day.s in
Bonn rvhere it met a number of gor'-

ernment oflicials and held a lively
press conference.

It rvas there that some "home
tluths" emerged when German jour-
nalists put some plobing questions to
the delegation.

TV journalist Klaus Rommer.
skirchen asked rvh.v different SA lib-
elation molements rvele meet,ing in
Gelnranl' as a united front.

Desai explained that his move-
nrent had a principle of unity among
the libelation movements. For
instance, Desai pointed out. rvhen the

ANC and Inkatha filst confionted
each othel about four 1'ears ago, "s'e

ollered oul facilities to resolre the
ploblem."

"Had it not been for the Bisho
massacre, It{andela and PAC presi-
dent Clarence Makrvetu, rvould have

long met on this question of unity'.
The OAU has constantly urged us to
rneet as a united front" added Desai,

s'ho said his movement was hopeful
the Patriotic Front rvould be revived.

Inkatha Central Committee mem-

bel Dr Dennis Madide added: "Let us

look constructitely at our politics, so

that s'e can challenge the system (as

a united black flont."
Skn'e.r'i1'a conculred: "0ul coming

hele has provided us s'ith a forum to

listen and share ideas as South
Af icans. And I hope it n'ill not end

hele". O
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Föderalismus weltweit gesehen

Möglichkeiten für Wandel und lnnovation
röderalismus. das unbekannte We-
Lsen? Es schien fast, als würde dieser
I Seeriff im Verlauf des internati<inal

besetztän wissenschaftlichen Symposi'
ums des Deutschen Instituts für Födera-
lismusforschung vom 21. bis 23. Septem-
ber 1992 in Hinnover zunehmend an
Konturen verlieren. Tatsächlich sahen
sich sleich mehrere Redner veranlaßt zu
mahien. daß Föderalismus nicht gleich-
zusetzen sei etwa mit Regionalismus oder
Dezentralisierung. Erst recht dürfe Föde-
ralismus nicht auf die kommunale Selbst-
verwaltung verlängert werden.

Dabei fehlte es nicht an Bemühungen
der Charaliterisierung. Der Bogen reichte
von ,,Föderalismus als der Versuch,
Konsensprozesse ztJ organisieren"
fg.-p. sötrneider) über ,,die Zusammen-
iühruns des nationalen Gedankens mit
der Idäe der Rechte der verschiedenen
Teile" (P. S. Nikolic) bis zum ,,gesell-
schafudolitischen, nicht nur staatsrecht-
lichen konzept sachgerechter Machtver'
teiluns" (F. Graf l(nsky). Dezentrale
Strukiuren habe jederStaat, ohne deshalb
föderalistisch zu sein. Von Föderalismus
im Gegensatz zum Regionalismus oder
zur Dezentralisierung könne erst gesPro-

chen werden, wenn die Glieder eigene
Verfassunsen hätten. wobei sich dann
natürlich äie Frage nach den Minimal-
standards für Verfassungen stelle. ,,Der
Resionalismus ist ein kleiner Bruder des
Föäeralismus, aber er ist nicht ein unvoll-

endeter Bundesstaat, sondem ein eigenes
Gewächs der verfassungsstaatlichen Ent-
wicklung." (P. Häberle)'

Das unter dem Titel ,,Föderalismus zwi'
schen Intesration und Sezession - Chan'
cen und Rf,siken bundesstaatlicher Ord-
nun(' stehende Symposium sollte rechts-
vereleichend die besonderen Bedingun-
sen" ermitteln, unter denen föderative
Svsteme ihre integrierende und stabilisie'
rönde Wirkung endalten können. Dabei
sollten aber nicht nur die ,,klassischen"
Bundesstaaten (USA, Australien, Kana-
da. Schweiz. Östeneich, Deutschland),
sonde.n auch dezentralisierte Einheits-
staaten wie z. B. Spanien und ltalien, in
denen Ansätze zui Entstehung föderati-
ver Ordnungen sichtbar sind, betrachtet
werden. Andereneits sind die osteuropäi-
schen Bundesstaaten (GUS, CSFR' Jugo-
slawien) gegenwärtig von Zerfallsprozes-
sen gekennzeichnet.

Als Grund für den Untergang des Föde-
ralismus in den ehemals kommunisti'
schen Staaten wurde vor allem das Fehlen
von Demokratie angeführt- Ohne Grund'
rechte. ohne Pluralismus könne ein
demoliratischer Föderalismus nicht funk'
tionieren. Nach Ansicht von I. Kristan
habe darüber hinaus die zentralistisch
strulidurierte kommunistische Partei die
föderalistische Staatsform überwölbt. f u-
soslawien sei iedenfalls als Beweis fürden
Üntergang dei,,Idee" Föderalismus denk'

bar ungeeignet. Der Zerfall fugoslawiens
als Bundesstaat sei vielmehr die Folge des
Untergangs des kommunistischen Sy-
stems.

Das Beispiel CSFR zeige, so Kristan
weiter, daß die Aullösung einer Födera-
tion auch einvernehmlich erfolgen kön-
ne. Als Grund für den Zerfall der CSFR
nannte Graf Kinsky die fehlende Balance
zwischen Tschechei und Slowakei, wie
sie für einen Zweivölkentaat aber unab-
dingbare Voraussetzung sei. Der Separa-
tismus-Gedanke, so F. Delper€e, sei auch.
in dem ebenfalls bipolaren System Bel-
gien aktuell; es liege an den Belgiem
selbst, ob der,,Föderalismus der Konfron-
tation" in einen Konsensföderalismus
umgewandelt werden könne. Eine Kon-
sensfindung bei nur zwei Partnern sei
jedenfalls stets schwierig.

Spanien hat, so A. Lopez Pina, bereits
eine beträchtliche Strecke auf dem Weg
zum Bundesstaat zurückgelegt, ohne daß
diese Zukunft Spaniens bereits gesichert
sei. Italien dagegen scheint sich eher auf
dem Weg einer Rezentralisierung zu
befinden, wenngleich von den Vertretern
dieses landes untenchiedliche Einschät-
zungen vorgebracht wurden.

Als,,Geburtsfehler des österreichi-
schen Bundesstaates" bezeichnete
H. Schäffer die schwache Stellung des
Bundesrates. Die l.andeshauptmänner-
konferenz sei, obwohl verfassungsrecht-
lich nicht verankert, inzwischen viel
wichtiger als der Bundesrat. Außerdem
habe der Parteienstaat den Bundesstaat
längst überlagert. Dennoch sei, vor allem
seit-der Verfassungsnovelle von L974, in
Österreich die Tendenz zu Föderalismus
und zur Regionalisierung steigend.

Der US-amerikanische Föderalismus
ist nach Ansicht von M. Rosenfeld eine
Frage ,,of pragmatism, not theory/'. Seine
Seele liege in der Furcht vor zu viel
Machtkonzentration. Die Gliedstaaten
seien laboratorien politischer Experi-
mente und Entwicklungen. Allerdings
habe der Bund durch seine Finanzkraft

- Bundessteuern seien um ein vielfaches
höher als Landessteuern - erheblichen
Einlluß auf die Länderpolitik.

In der Schweiz ist dies, so J.-F. Aubert,
senau umqekehrt Hiererhielten die Kan-
Ione weit"mehr direkte Steuem als der
Bund. Es sei gelungen, die Finanzautono-
mie der Kantone tatsächlich zu bewah-
ren. Die Folge sei allerdings eine sehr
unterschiedliche Steuerlast in den einzel-
nen Kantonen. Dies aber sei der Preis für
die Finanzautonomie. Man könne un-
möslich beides haben: Finanzautonomie
der-Kantone und gleichzeitig allgemeine
Gleichheit im ganzen land.

,,Die. Seele des Föderalismus ist die
Kultur. Die Finanzen sind vielleicht der
Magen." Mit diesen Worten wandte sich
P. Häberle gegen Neugliederungsbestre-
bungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Der deutsche Verfassungspatriotis-
mus sei vor allem föderalistischer Natur.
Die ,,über Nacht aus den Trümmern des
demokratischen Zentralismus der DDR
wiedererstandenen" neuen Bundesländer
sollten den Spielraum des Grundgesetzes
ruhig einmal testen. Föderalismus habe
Werkstattcharakler, der nach innen offe-
ne experimentierende Bundesstaat schaf-
fe Möglichkeiten fürWandel und Innova-
tion. Seine Konstanz erwachse aus der
Varianz.

Im Alltagsleben der Australier sei der
Föderalismus so sehr präsent, nieinte
G. Craven, daß er auch dann weiterexi-
stieren würde, wenn ervon einem aufden
anderen Tag abgeschalft würde. ,,Die
Australier denken und fühlen föderal",
und dies, obwohl die Iänder Australiens
in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht
keinesfalls vergleichbar seien. Dennoch
sei das australische föderalistische Sy-
stem stark genug zur Integration. Die
Bevölkerung habe 34 von 36 Versuchen
zurückgewiesen, die Macht des Bundes
auf Kosten der Länder per Referendum zu
vergrößern.

Weg zur Vielfalt
Für den weltweit zu beobachtenden

Prozeß der Dezentralisierung sah
A. v. Brünneck folgende strukturelle
Gründe: Eine Veränderung individueller
Werthaltungen und die Tendenz zur Indi-
vidualisierung bewirkten, daß verbinden-
de Begriffe wie Nation, Sozialismus o. ä.
nicht hehr in der lage seien, die Men-
schen zu faszinieren. Das Anwachsen der
staatlichen Aufgaben führe dazu, daß die-
se nicht mehr zentral bewältigt werden
könnten. Schließlich sei es gemde der
Trend zur Zentralisierung (kulturelle
Wertmuster, Mode, Fernsehen, Welt-
markt, intemationale Organisationen),
der ,,in weniger wichtigen Fragen" zur
Gegenbewegung der Dezentralisierung
und damit zur Vielfalt führe.

Eine der für die weitere Entwicklung
des vereinigten Deutschland bedeutsam-
sten Fragen zu stellen blieb dem amerika-
nischen Politikwissenschaftler A. Gun-
licks vorbehalten:,,Wenn Föderalismus
und Gleichheit nicht zusammengeht, wie
soll dann die Frage der gleichwertigen
Lebensverhältnisse gelöst werden?" Für
die Beantwortung dieser Frage war die
Tagung, die ein opulentes (rechts-)ver-
gleichendes Panoptikum bot, dann doch
überforderL Ulrich Bachmann
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Reform des Länderfinanzausgleichs

kettler, Professor in Münster, hieße das,
den Gebietskörperschaften in den neuen
Ländern ausreichend Geld für die Haus-
haltsführung zur Verfügung zu stellen, im
strukturpolitischen Bereich massiv aufzu-
rüsten und die Altschuldenproblematik in
den Griff zu bekommen. Mit Schatten-
haushalten sei da nichts mehr zu machen,
war die einhellige Meinung der Tagungs-
teilnehmer. Gezielte Finanzhilfen, deren
Löwenanteil der Bund trägt, sollen helfen.

Hans-Peter Schneider vom Deutschen

fonds der Wirtschäft und die Neuauflage
des Solidaritätszuschlages. Vorab müsse
Bonn eine nationale Gesamtrechnung auf-
machen, die ,,Anhaltspunkte dafüLr bietet,
welche Lasten und Einbußen auf die alten
Bundesländer in den nächsten zehn bis
zwarlzig Jahren zukommen". Nur so
könnten die Zustimmung der Länder zu
einer föderativen Neuordnung der Finan-
zen gesichert und eine Verfassungskrise
vermieden werden, fuhr Schneider fort.

Mit dem Gedankenaustausch über die
Reform der Finanzverfassung wurde zu-
gleich eine Grundsatzdiskussion über das
föderative System in Deutschland gefrihrt.
Während die Bundeslände; in der Verfas-
sung bislang als eher kooperierende Kör-
perschaften eingestuft sind, halten einige
Wissenschaftler eine verstärkte Konkur-

renz für fruchtbar. So könnte den Länder
mehr Spielraum bei der Geldbeschaffung
zum Beispiel durch das Hebesatzrecht für
Einkommen- und Körperschaftsteuer ein-
geräumt werden - eine durchaus strittige
These, wie sich zeigte. So befürchet
Schröder einen,,Steuerwettbewerb, bei
dem nichts rauskommt". Und der Kölner
Prof. Karl-Heinrich Hansmeyer fügte an,
daß ein Politiker lieber in Bonn GCId lo-
seise, anstatt für Steuererhöhungen vor
dem Landesparlament einzutreten.

Weitgehend unstrittig war hingegen das
Ziel, die Autonomie der Länder vom Bund
zu vergrößern. Dazu ist die Trennung von
Bundes- und Landeskompetenzen not-
wendig. Damit wäre Gemeinschaftsaufga-
ben und Mischfinanzierungen ein Ende
gesetzt. Andererseits würden es wohl ge-
rade die Landespolitiker gerne sehen, den
Bund über das sogenannte Verursacher-
prinzip in die Pflicht zu nehmen, wenn er
den Ländern Autgaben zuweist, lür die
Kosten jedoch nicht aufkommt. Swieter
führte als Beispiele die Sozialhilfe und die
Begleitgesetze zum geänderten Schwan-
gerschaftsparagraphen 218 ins FeId.

Swieter erklärte, der Westen werde
auch nach 1995 kräftig zur Finanzierung
der Deutsches Einheit herangezogen, auch
wenn ein Paket für den Osten losgelöst
vom Finanzausgleich geschnürt werde.
Der Wegfall der Mischfinanzierung würde
sich auf die Wirtschaftsförderung, die nie-

wirft riesige Probleme auf
Einbeziehung der neuen Bundesländer führt zu erheblichen Belastungen im Westen /

Expertentagung in Hannover

Von Carsten Ens

Hannover
Die von Bundesfinanzminister Theo

Waigel geplante Neuregelung des Länder-
finanzausgleiches wird den neuen Län-
dern nicht helfen. Die Finanzierung der
Deutschen Einheit solle nicht mit der Re-
form der Finanzverfassung verknüpft,
sondern vielmehr vom Bund garantiert
werden, meinten übereinstimmend Fach-
leute bei einer Tagung im hannoverschen
Leibnizhaus. Gleichwohl sei es dringend
geboten, die Finanzbeziehungen zwischen
Bund und Ländern neu zu ordnen.

Der niedersächsische Ministerpräsiden-
ten Gerhard Schröder hatte rund 50 Poli-
tiker, Wirtschaftswissenschaftler und Ju-
risten in die Landeshauptstadt eingela-
den, um über die Maßstäbe füLr einen
küLnftigen Finanzausgleich zu diskutieren.
Der Einigr:ngsvertrag legt fest, die provi-
sorische Finanzierungsregelung für Ost-
deutschland - Fonds Deutsche Einheit
oder Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost
- bis spätestens 1995 abzulösen und die
neuen Länder ebenfalls in den Länderfi-
nanzausgleich einzugliedern. Das jedoch
wüLrde die westlichen Bundesländer min-
destens 30 Milliarden Mark jährlich ko-
sten, hieß es in der Expertenrunde. Der
Präsident des Bundesfinanzhofs, Franz
Klein, schätzte die Mehrbelastung sogar
auf das Doppelte. Niedersachsen müßte

dann 6,1 Milliarden Mark aus dem Etat
aufbringen, ergänzte der Finanzminister
des Landes, Hinrich Swieter.

Daß in dieser Lösung nicht der Weisheit
letzter SchluS liegt, verdeutlichte der ehe-
malige SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vo-
gel. Seiner Ansicht nach wird der Berg an
Verbindlichkeiten von Treuhandanstalt
und Kreditabwicklungsfonds Ende des
Jahres die 5O0-Milliarden-Grenze über-
steigen - bei einer Gesamtverschuldung
des Staates, die Vogel bis 1995 auf 2,3 Bil-
lionen Mark anwachsen sieht. Eine Um-
verteilung zu Lasten der alten Länder
helfe nicht. ,,An Steuererhöhungen führt
kein Weg vorbei." Im übrigen meinte Vo-
gel, Finanzausgleiche seien immer mit
dem Rechenschieber und nie nach theore-
tischen Gesichtspunkten gestaltet worden.

Nicht zuletzt deshalb stehen die Zei-
chen für den Länderfinanzausgleich
schlecht, wie es der Bielefelder Prof. Joa-
chim Wieland ausdrückte. Die 16 Bundes-
länder sind nicht einmal annähernd in der
gleichen wirtschaftlichen Lage. Da die
strukturschwachen alten Länder wie Nie-
dersachsen oder Rheinland-Pfalz nicht in
den Bankrott getrieben werden drüften,
schlugen die..Okonomen vor, nach lg95
eine weitere Ubergangsfrist firr den Osten
einzuräumen. Der Bund müsse die Zeit
nutzen, im föderativen System vergleich-
bare l,ebensverhältnisse herzustellen.
Nach Worten von Heinz-Georg Grosse-

Institut für Föderalismusforschung in
Hannover, nannte als mögliche Geldquel- 
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nannover, nanntre aß moguclre u€rctquel-
Ien Steuererhöhungen, einen Investitibns-

dersächsische Agrarpolitik sowie auf
Städtebau und -sanierung auswirken. Bei
der Ministerpräsidentenkonferenz am 28.
Oktober in Dresden soll Waigel aufgefor-
dert werden, die Finanzverfassungsreform
am Bestand in den strukturschwachen al-
ten Bundesländern zu orientieren.
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